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5 Zusammenfassung

Zusammenfassung

Deutschland hat ein zweiseitiges Arbeitsmarktproblem. Die gegenwartige Grundsiche-

rung vernichtet die Anreize von Arbeitslosen, Arbeit zu suchen. Die zu hohen Lohnkos-

ten verhindern, dass Unternehmen mehr Arbeitnehmer einstellen. Besonders betroffen

sind die Geringqualifizierten. Die Magdeburger Alternative setzt mit einem Vier-Punkte

Plan an beiden Marktseiten an.

1. Die Bundesregierung erstattet Arbeitgebern, die ALG II-Empfénger einstel-
len, die Arbeitgeber- und Arbeitnehmerbeitrdge zur Sozialversicherung fir Loh-
ne bis zur untersten Tariflohngruppe. Damit fallen die Arbeitskosten um rund

35 %. Der Nettolohn bleibt davon vollkommen unberiihrt.

2. Um Verdrangung reguldrer Beschaftigung innerhalb von Unternehmen zu
verhindern, werden die Sozialversicherungsbeitrage der neu Eingestellten nur er-
stattet, wenn die Beschaftigung in der untersten Tariflohngruppe ansteigt. Um
Auslagerung von Arbeitsplatzen zu verhindern, werden bestehenden Unterneh-
men fur jede Neueinstellung auch noch die Sozialversicherungsbeitrége fir ei-

nen bereits am Stichtag beschéftigten Arbeiter erstattet.

3. Die Grundidee der Hartz-Reformen wird konsequent umgesetzt: Anspruch auf
Hilfe hat nur derjenige, der tatsachlich keine Arbeit findet. Wer arbeitsfahig ist
und eine ihm angebotene, zumutbare Arbeit ablehnt, der verwirkt seinen An-

spruch auf Hilfe.

4. Die Umstellung wird unbefristet eingeftihrt.

Die Magdeburger Alternative

schafft bei bundesweiter Einflihrung rund 1,7 Millionen neue Jobs,

flhrt zu staatlichen Nettoersparnissen von jahrlich 4,8 Mrd. Euro. Zum einen ist
die Freistellung von den Sozialversicherungsbeitrdgen aufkommensneutral, da
sich durch die Aufnahme einer Arbeit am Leistungsumfang fir den Alg IlI-
Empféanger nichts andert. Einsparungen ergeben sich jedoch bei den Alg II-

Zahlungen. Zusétzlich entstehen Steuereinnahmen.
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e schafft Arbeitsplatze im ersten Arbeitsmarkt,
o verlangt keine staatlichen Eingriffe in die Tarifautonomie und
e verhindert ,,working poor“: Die Nettol6hne bleiben unangetastet.

Die Magdeburger Alternative sieht eine sehr weit reichende Reform des Systems der
sozialen Grundsicherung vor. Eine solche Reform sollte nicht durchgefiihrt werden,
ohne zu erproben, ob die erwarteten positiven Wirkungen auf den Arbeitsmarkt und die
Staatsfinanzen in dem prognostizierten Umfang eintreten. Ein klassischer Modellver-
such, der zeitlich befristet in einer begrenzten Region durchgefihrt wird, ist allerdings
nicht moglich. Einerseits wirde eine zeitliche Befristung der Befreiung von den Sozial-
abgaben einen zentralen Wirkungsmechanismus der Magdeburger Alternative lahm
legen. Andererseits kdme es am Rand der Region zu massiven Verdrangungstendenzen,
da Unternehmen, die die Reform in Anspruch nehmen konnen, erhebliche Wettbe-
werbsvorteile gegenuber Mitbewerbern auBerhalb der Region hatten. Aus diesem Grund
soll die Magdeburger Alternative im Rahmen eines Wettbewerbs getestet werden, mit
dem zwei zentrale Fragen unter wissenschaftlicher Begleitung beantworten werden sol-

len:

1. Entstehen durch langfristige Befreiung von den Sozialabgaben Arbeitsplatze,
die neu geschaffen werden und nicht zur Verdrangung bereits bestehender

Arbeitsplatze fuhren und wenn ja, wo entstehen diese Arbeitsplatze?

2. Ist die Magdeburger Alternative eine Reform, die hilft Blrokratie abzubau-

en?

Der Wettbewerb ist wie folgt ausgestaltet: Das Land Schleswig Holstein lobt 1.000 Ar-
beitsplatze aus, die flr zehn Jahre von den Sozialabgaben befreit werden, wenn die

Voraussetzungen entsprechend der VVorgaben der Magdeburger Alternative erfillt sind.

e Um einen oder mehrere dieser Arbeitsplatze besetzen zu koénnen, mussen
Unternehmen ein Konzept einreichen, aus dem hervorgeht, dass sie in der
Lage sind, zusatzliche Beschaftigung zu schaffen. Diese Beschaftigung muss
in Schleswig Holstein stattfinden und die Beschaftigten missen ehemalige

ALG Il Empfanger aus diesem Bundesland sein.
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Uber die eingereichten Konzepte entscheidet eine Jury. Sie legt auch fest,
wie zu Uberprufen ist, ob die im Konzept dargelegten Plane auch tatsachlich

umgesetzt werden.

Entsprechend den Regelungen der Magdeburger Alternative erhélt ein Un-
ternehmen, das bereits Beschéftigte hat, deren Lohn unter der Férderhochst-

grenze liegt, die doppelte Entlastung.

Werden alle 1.000 Arbeitspléatze besetzt, fiihrt dies zu einer Nettoentlastung
von mindestens 2,4 Mio. Euro. Entlastungen und Belastungen verteilen sich
aber nicht gleichmaBig auf die Gebietskorperschaften. Uber einen Finanz-

ausgleich ist insbesondere mit dem Bund zu verhandeln.

Der Wetthewerb wird wissenschaftlich evaluiert.
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,»Die hohen Lohnnebenkosten sind gerade fur die Geringquali-
fizierten eine uniberwindbare Barriere, einen neuen Arbeits-
platz zu finden. Ich glaube, dass wir das Instrument der Lohn-
kostenzuschiisse noch nicht ausreichend genutzt haben. Ich
weiB, die bisherigen zaghaften Versuche haben nicht die ge-
winschten Erfolge gebracht. Davon sollten wir uns aber nicht
entmutigen lassen, sondern in diesem schwierigen Bereich des
Arbeitsmarktes weiter nach Ldsungen suchen. Vorschlage
hierzu — von der ,,aktivierenden Sozialhilfe* bis zur ,,Magde-
burger Alternative — liegen vor. Ich ermutige die Arbeits-
marktpolitiker, diese Modelle zu erproben.*

Bundesprasident Horst Kéhler am 15. Méarz 2005

Gegenstand des Gutachtens

Die Arbeitsmarktpolitik war der zentrale Gegenstand der innen- und wirtschaftspoliti-
schen Debatte des Jahres 2004. Mit den Hartz-Gesetzen ist eine Arbeitsmarktreform auf
den Weg gebracht worden, die das System der sozialen Grundsicherung in Deutschland
neu geordnet hat und dabei wesentliche Verwerfungen dieses Systems beseitigte. Die
politische Auseinandersetzung um diese Reform wurde mit grofRer Hérte geflihrt und
klingt noch heute nach. Die politische Gemengelage wird gegenwartig von folgenden

Fakten bestimmt, bezliglich derer es im Prinzip einen weitgehenden Konsens gibt:

1. Die Hartz-Gesetze waren notwendig, um die Bedingungen auf der Angebotsseite
des Arbeitsmarktes so zu gestalten, dass die VVoraussetzungen fur mehr Beschaf-
tigung, insbesondere im Bereich der gering qualifizierten Langzeitarbeitslosen,

geschaffen werden.

2. Damit ist das Beschaftigungsproblem aber noch nicht geldst. Insbesondere be-
darf es weiterer Reformen, die dazu fuhren, dass die Nachfrageseite stimuliert
wird und damit die Beschéftigung insgesamt ausgeweitet wird — und das kann

nur durch eine massive Absenkung der Arbeitskosten geschehen.

Die bisherige Arbeitsmarktpolitik hat den zweiten Punkt vollkommen auBRer Acht gelas-
sen. Und die derzeit im politischen Raum naher diskutierten Reformvarianten, die kom-
plementér zur Hartz-Reform die Arbeitsnachfrageseite betreffen, laufen darauf hinaus,

dass ausgerechnet die Bezieher kleiner Einkommen stark belastet werden.

In dieser Situation ist die Politik in einer schwierigen Lage. Einerseits hat sie die zu-

rickliegenden Reformen als ,,schwere, aber notwendige Opfer” verkauft und damit die
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Hoffnung geweckt, dass mit diesen ,,Zumutungen“ die Voraussetzungen fir eine L6-
sung des Arbeitsmarktproblems geschaffen waren. Andererseits zeigt sich mit aller
Deutlichkeit, dass dies in dieser Form nicht stimmt. Im Gegenteil: Glaubt man der ge-
genwartig vorherrschenden Meinung, dann sind noch viel weitgehendere Opfer nétig,
will man das Problem I6sen. Das erscheint den meisten Politikern aber nicht kommuni-
zierbar. Wer diese Wahrheit ausspricht, so glauben viele, grabt sich damit sein politi-

sches Grab.

Vor diesem Hintergrund bietet die Magdeburger Alternative einen gangbaren Ausweg.
Sie entwickelt ein Reformkonzept, mit dem bis zu 1,7 Millionen neue, zusatzliche Ar-

beitsplatze entstehen kénnen und zwar
e ohne die Tarifautonomie anzutasten,
e ohne die Nettoeinkommen zu reduzieren und
e ohne dass der Staat zusétzliche Mittel bereitstellen muss.

Mit anderen Worten, die Magdeburger Alternative verspricht eine Reform, die keine
Verlierer kennt, bei der alle profitieren und die nicht nur Arbeitspléatze schafft, sondern
auch den Staatshaushalt massiv entlastet. Sollte sich dieses Versprechen als richtig er-
weisen, ware damit eine Reformalternative gefunden, die in jeder Weise kommunizier-
bar ist und das dringendste Problem der deutschen Innen- und Wirtschaftspolitik massiv

entscharft.

Damit gewinnt die Frage, ob die Magdeburger Alternative eine realistische Reformal-
ternative ist, hohe politische Bedeutung. Diese Frage lasst sich mit Hilfe theoretischer
Uberlegungen und empirischer Evaluation allein nicht beantworten. Notwendig ist eine
Erprobung in der Praxis. Eine solche ist aber nicht ohne weiteres maglich, weil klassi-
sche Modellversuche im Falle der Magdeburger Alternative nicht durchgefiihrt werden
kdnnen. Die Staatskanzlei des Landes Schleswig-Holstein hat deshalb die Autoren der
Magdeburger Alternative beauftragt, ein Konzept fir einen durchfiihrbaren Praxistest
zu entwickeln. Das Ergebnis wird mit diesem Gutachten vorgelegt. Es handelt sich um
einen Wettbewerb, der dazu benutzt wird, die Mechanismen, die im Konzept der Mag-

deburger Alternative die treibende Kraft sind, auf ihre Wirksamkeit hin zu Gberprifen.
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Das Wettbewerbskonzept ist so gestaltet, dass es aus Sicht der Autoren eine dominante

Strategie ist, die Magdeburger Alternative mit Hilfe dieses Wettbewerbs zu erproben:

e Der Wettbewerb ist ohne Risiken fiir die 6ffentlichen Haushalte, denn eine fiska-
lische Belastung ist ausgeschlossen. Im Gegenteil: Eine fiskalische Entlastung ist

wabhrscheinlich.

e Im ungunstigsten Fall erweist sich die Magdeburger Alternative als nicht funkti-
onsfahig. In diesem Fall war es einen Versuch wert — angesichts der duferst po-

sitiven Folgen, die ein Erfolg gehabt hatte.

e Im ginstigen Fall wird deutlich, dass die Magdeburger Alternative tatséchlich
eine realistische Reformidee ist. In diesem Fall kann der Wettbewerb dazu ge-
nutzt werden, jedes Gegenargument gegen diese Reformoption zu widerlegen.
Der politische Entrepreneur, der den Wettbewerb initiierte, ware sich des allge-

meinen Beifalls gewiss.

Der Wettbewerb ist damit eine Politikoption, die ohne Risiken ist, nur geringe, tiber-
schaubare administrative Kosten verursacht und im Erfolgsfall extrem hohe politische,

Okonomische und soziale Ertrage abwirft.

Das Gutachten ist wie folgt gegliedert. Im ersten Kapitel wird eine kurze Diagnose der
erfolglosen Arbeitsmarktpolitik der letzten 30 Jahre vorgelegt. In Kapitel zwei werden
die wichtigsten Konkurrenzvorschlége vorgestellt, insbesondere die des Ifo-Instituts und
der Benchmarking Gruppe sowie die Gutscheinidee von Dennis Snower. Darauf auf-
bauend wird im dritten Kapitel dargelegt, worauf es bei einer erfolgreichen Arbeits-
marktreform ankommt und im vierten Kapitel die Magdeburger Alternative eingefiihrt.
Kapitel flnf setzt sich mit den haufigsten Einwanden und Fragen auseinander, die im
Zusammenhang mit der Magdeburger Alternative ge&ullert werden. In Kapitel sechs
wird schlieBlich das Wettbewerbskonzept erlautert. Alle Berechnungen finden sich aus-

fuhrlich dokumentiert im Anhang.

Magdeburg im April 2005

Prof. Dr. Ronnie Schdb Prof. Dr. Joachim Weimann
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Kapitel 1 12 Aktive Arbeitsmarktpolitik

1. AKTIVE ARBEITSMARKTPOLITIK

Die Anfange der aktiven Arbeitsmarktpolitik reichen in die Zeit zuriick, in der in
Deutschland Vollbeschéftigung herrschte. Aktive Arbeitsmarktpolitik war zunéchst nur
eines unter mehreren Instrumenten der Globalsteuerung, mit denen die Wirkungen kon-
junktureller Schwankungen auf den Arbeitsmarkt eingeddmmt bzw. vorausschauend
verhindert werden sollten. Das Ziel war dabei weniger die Bekdmpfung der Arbeitslo-
sigkeit. Vielmehr wollte man dem Mangel an qualifizierten Arbeitskraften vorbeugen.

Der Schwerpunkt lag dementsprechend auf der beruflichen Weiterbildung.

Weiterbildung stellt auch heute noch das vorrangig eingesetzte arbeitsmarktpoli-
tische Instrument dar. Von den 21 Mrd. Euro, die 2003 fur die Arbeitsmarktpolitik aus-
gegeben wurden, entfiel der grofite Anteil, fast ein Viertel, auf die berufliche Weiterbil-
dung. Arbeitslose zu qualifizieren und Beschéftigte weiterzubilden, ist dann sinnvoll,
wenn es Arbeitsnachfrage gibt, fiir die kein entsprechend qualifiziertes Angebot exis-
tiert. Man spricht hier von Missmatch-Arbeitslosigkeit. Tatsachlich besteht in einzelnen
Branchen ein Mangel an qualifizierten Facharbeitern. Angesichts der Tatsache, dass wir
seit mindestens zwanzig Jahren jedes Jahr einige Milliarden in berufliche Weiterbildung
investieren, ist das allerdings erstaunlich. Tabelle 1.1 illustriert die Ausgaben und die
Zahl der Forderfalle seit 1985.

Im Jahr 2004 haben rund 165.000 Menschen an WeiterbildungsmalRnahmen teil-
genommen, ohne dass sich dies in einem entsprechenden Abbau der Arbeitslosigkeit
widergespiegelt hatte. Das wére aber der Fall gewesen, wenn wir es tatsachlich mit
massiven Missmatch-Problemen zu tun hétten und wenn die 6ffentlichen Bildungspro-
gramme zielgenau eingesetzt worden waren. Selbst wenn Missmatch ein groRes Prob-
lem fur den Arbeitsmarkt sein sollte, muss man sich die Frage stellen, ob es durch 6f-
fentliche Bildungsprogramme geldst werden soll. In einem funktionsfahigen Markt 16st
sich dieses Problem in der langen Frist von allein. Konnen Arbeitsplatze wegen eines zu
geringen Angebots nicht besetzt werden, fiihrt das zu einem Anstieg der Lohne, die fur

diese Mangelberufe gezahlt werden. Das schafft massive Anreize fur die Arbeitsanbie-



Kapitel 1 13 Aktive Arbeitsmarktpolitik

ter, die geforderten Qualifikationen zu erwerben. Der private Weiterbildungsmarkt lebt

genau davon.

Tabelle 1.1: Teilnehmer in der Forderung beruflicher Weiterbildung

. .. Gesamt- Ausgaben in
Alte Lander Neue Linder deutschland Mrd. Euro
2004 108.781 55.348 164.129 3,6
2003 137.410 82.235 219.645 50
2002 193.404 121.571 314.975 6,7
2001 196.092 128.021 324.113 7,0
2000 198.443 133.840 332.283 6,8
1999 214.772 143.359 358.131 6,7
1998 193.679 151.034 344,713 6,4
1997 244.895 179.878 424,773 6,4
1996 303.623 234.059 537.682 8,0
1995 301.551 250.999 552.550 7,6
1994 307.063 256.152 563.215 6,8
1993 346.534 376.214 722.748 8,9
1992 362.808 362.808 9,3
1991 350.406 350.406 54
1990 383.400 383.400 2,9
1989 360.900 360.900 2,6
1988 419.900 419.900 2,8
1987 419.900 419.900 2,7
1986 373.800 --- 373.800 k. A.
1985 298.200 --- 298.200 k. A.

Legende: Aufgelistet ist der Bestand der Teilnehmer in Fortbildungsmali-
nahmen zur beruflichen Weiterbildung.

Quelle:  2000-2004: Bundesagentur fur Arbeit; 1979-1999: EU-
Employment-Observatory (2003).

Das Hauptproblem des deutschen Arbeitsmarktes liegt woanders. Er leidet unter einer
zu geringen Arbeitsnachfrage fir niedrig produktive Arbeit und daran wird noch so viel
Weiterbildung nichts dndern. Ziel einer effizienten Arbeitsmarktpolitik muss es daher
sein, zusatzliche Arbeitsplatze zu schaffen. Die deutsche aktive Arbeitsmarktpolitik
greift hier auf zwei Malinahmen zuriick, die Arbeitslosen aktiv eine Beschaftigung ver-

schaffen sollen. Hierzu z&hlen zum einen die Arbeitsbeschaffungsmanahmen (ABM)
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und zum anderen die so genannten Strukturanpassungsmaflnahmen (SAM), die vor al-
lem in den neuen Landern zum Einsatz kamen. Strukturanpassungsmafinahmen waren
als befristete Lohnkostenzuschiisse an gewerbliche Betriebe ausgestaltet, wenn diese
Arbeitslose in sozialversicherungspflichtige Beschéftigungsverhéltnisse einstellten. Da-
bei durfte sich sechs Monate vor sowie wahrend der Forderung die Zahl der im Betrieb
beschéftigten Arbeitnehmer nicht verringern. Zu Beginn des Jahres 2004 wurden ABM
und SAM zusammengefuhrt. Fir ABM wurden 2003 1,68 Mrd. Euro eingesetzt, fiir die

Strukturanpassungsmafnahmen kamen nochmals 600 Millionen Euro hinzu.

Das entscheidende Kriterium fiir die Bewertung dieser MaRnahmen ist, ob da-
durch zusatzliche Arbeitsplatze auf dem ersten Arbeitsmarkt geschaffen werden, d.h.
Arbeitsplatze, die von Unternehmen geschaffen werden, weil sie sich davon eine Wert-
schopfung versprechen, die ausreicht, die Arbeitskosten zu decken. ABM und SAM
sind so angelegt, dass sie solche Arbeitsplatze nicht schaffen kdnnen. Erstens handelt es
sich grundsétzlich um befristete Arbeitsverhéltnisse und zweitens per Definition um
solche Arbeitsplatze, die ohne staatliche Forderung nicht entstehen wirden. Damit soll
erreicht werden, dass durch ABM keine ,,regularen* Arbeitsplatze verdrangt werden.
Dies verhindert jedoch zugleich, dass zusatzliche ,,regulare” Arbeitsplatze entstehen

kdnnen.

Aus Sicht der Arbeitslosen hatten die ABM lange Zeit eine wichtige und sehr er-
freuliche Nebenwirkung, den so genannten Drehtlireffekt. Fiir Bezieher von Arbeitslo-
sen- oder Sozialhilfe bewirkte die Tatigkeit in einer ABM, dass der Anspruch auf Ar-
beitslosengeld wieder aufgefrischt wurde. Die Anreizwirkungen dieses Drehtireffekts
waren fatal. Die Strategie, immer wieder dafiir zu sorgen, dass man durch eine ABM in
den Genuss des Arbeitslosengeldes kommt, war offensichtlich fur viele Arbeitslose aus-
gesprochen attraktiv. Nach der ABM ist vor der ABM und dazwischen liegt nicht Ar-

beit, sondern das Arbeitslosengeld.

Fur die Politik bieten die ABM und Fort- und Weiterbildungsmalinahmen eben-
falls eine Reihe von Vorteilen. Das zeigt sich bei den Arbeitslosenzahlen im Februar
2005. So listet die Bundesagentur fir Arbeit 2,1 Millionen Alg I-Empfanger und 4,3
Millionen Alg 1I-Empféanger auf, gleichzeitig weist die Statistik nur 5,2 Millionen re-

gistrierte Arbeitslose aus. D.h., dass etwa 1,2 Millionen Arbeitslosengeldempfanger vor
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allem aufgrund diverser aktiver arbeitsmarktpolitischer MaRnahmen nicht als arbeitslos
und damit arbeitssuchend gefiihrt werden. Umgekehrt wird mit diesen Programmen
suggeriert, dass die Politik nicht untétig ist. Dass auf diese Weise keine echten Arbeits-

platze geschaffen wurden, stort dabei offenbar wenig.

Neben den WeiterbildungsmalRinahmen und ABM/SAM umfasst die Arbeits-
marktpolitik eine grof3e Zahl allgemeiner Forderprogramme, wie z.B. Eingliederungszu-
schiisse, Mobilitatshilfen, Uberbriickungsgelder und Forderprogramme fiir spezielle
Zielgruppen. Zu letzteren gehdren beispielsweise Malinahmen zur beruflichen Einglie-
derung Behinderter, die Berufsausbildung Benachteiligter, Kurzarbeit, Altersteilzeit und
das Sofortprogramm zum Abbau der Jugendarbeitslosigkeit. Diese Programme kosteten
im Jahr 2004 zusammen rund 7,8 Mrd. Euro und sie haben eines mit den Arbeitsbe-

schaffungsmaRnahmen gemeinsam: Zusatzliche Arbeit konnten sie nicht schaffen.

In Tabelle 1.2 sind die Teilnehmerzahlen und Kosten der oben besprochenen
MaRnahmen seit 1995 aufgefiihrt. Offenbar bestehen auch innerhalb der Arbeitsverwal-
tung und der Politik Zweifel an ihrer Wirksamkeit, denn die MalRhahmen sind in den

letzten Jahren kontinuierlich heruntergefahren worden.

Tabelle 1.2: Teilnehmer und Kosten der aktiven Arbeitsmarktpolitik

1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004

Te“nTehéne”” 935 891 727 729 788 665 588 524 391 2717
Sd.

Ausgabenin 131 435 109 125 133 11,9 108 98 73 52
Mrd. Euro

Legende: Aufgelistet sind die Teilnehmer in Fortbildungsmafinahmen zur beruflichen Wei-
terbildung, ABM, SAM und SAM(OfW) sowie die entsprechenden Kosten. a) Bestand im
Oktober 2004.

Quelle: Geschaftsbericht der Bundesanstalt fiir Arbeit, verschiedene Jahrgange.

Eine Uberschlagsrechnung zeigt, dass die aktive Arbeitsmarktpolitik je Teilnehmer
durchschnittlich Gber 1.500 Euro im Monat kostet. Dieser Betrag ist durchaus ver-
gleichbar mit den Arbeitskosten, die im gering produktiven Arbeitssektor anfallen.

Ausgaben in dieser Hohe lassen sich kaum rechtfertigen, wenn man nicht nachweisen
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kann, dass sie auch einen Nutzen haben. Die einfache Gegentberstellung mit der Ar-
beitsmarktstatistik genugt jedoch nicht, um die MaRnahmen richtig bewerten zu kdnnen.
Einerseits muss geklart werden, ob die MalRnahmen nicht zumindest zusétzliche Ar-
beitsplatze im Vergleich zu einem Trend zum weiteren Abbau von Arbeitsplatzen ge-
schaffen haben. Zum anderen muss man auch in Rechnung stellen, dass vereinzelte
MaRnahmen das Ziel hatten, spezielle Zielgruppen gezielter zu fordern — eventuell auch
zu Lasten anderer Gruppen. Es sind deshalb in den letzten Jahren verstarkte Anstren-
gungen unternommen worden, aktive arbeitsmarktpolitische Manahmen wissenschaft-
lich zu evaluieren, und diese Anstrengungen sind insbesondere in Bezug auf die Hartz-
Reformen noch intensiviert worden (vgl. hierzu Kaltenborn, Knerr und Kurth-Laatsch.
2004).

Zur Evaluierung arbeitsmarktpolitischer Mainahmen stehen prinzipiell vier ver-
schiedene Methoden zur Verfuigung, die sich sowohl in der Untersuchungsebene (Mik-
roebene: bezogen auf den einzelnen Teilnehmer bzw. Makroebene: bezogen auf den
Arbeitsmarkt insgesamt) als auch in ihrem Zeithorizont (ex ante bzw. ex post) unter-
scheiden.! Wé&hrend Mikrostudien den Effekt arbeitsmarktpolitischer Malinahmen auf
individuelles Verhalten am Arbeitsmarkt (Reservationslohn, Eingliederungswahrschein-
lichkeit etc.) untersuchen, benutzen Makrostudien aggregierte Daten, aus denen man
zwar nicht individuelles Verhalten erklaren, dafiir aber gesamtwirtschaftliche Substitu-
tions- und Verdréangungseffekte ablesen kann. Ex ante und ex post Studien unterschei-
den sich darin, dass ex post Studien Daten Uber eine in der Vergangenheit liegende
MaRnahme auswerten und Ruckschllsse Uber ihre Effektivitat und Effizienz ziehen,
wahrend ex ante Studien versuchen, mogliche Effekte einer zukinftig einzufihrenden

MaRnahme abzuschéatzen.

Mikrodkonometrische Studien

Mikrookonometrische Methoden untersuchen ex post, welche Effekte eine arbeitsmarkt-
politische Malinahme in der Vergangenheit auf der individuellen Ebene gehabt hat. So

lasst sich beispielsweise bestimmen, ob durch Fortbildungsmanahmen der am Markt

1 Uberblicke tiber den aktuellen Forschungstand geben Fertig und Kluve (2004), Fertig et al. (2004) und
Hagen und Spermann (2004).
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erzielte Lohn eines Teilnehmers im Vergleich zu einer nicht geférderten Person mit
ansonsten gleichen Charakteristika gestiegen ist, oder ob seine Besch&ftigungswahr-

scheinlichkeit gestiegen ist.

Prinzipiell ist es durchaus mdglich, wissenschaftlich solide zu untersuchen, wel-
che Wirkung WeiterbildungsmaBnahmen und andere MafRnahmen tatsachlich haben.
Man braucht dazu allerdings Versuche mit Kontrollgruppen, die an keiner Malinahme
teilnehmen. Leider gibt es solche Versuche in Deutschland nicht.2 Arbeitslose, die nicht
selbst an einer FordermalRnahme teilnehmen, kann man nicht so ohne weiteres als Kon-
trollgruppe heranziehen. Wahlt beispielsweise das Arbeitsamt die am besten geeigneten
Kandidaten fur das Programm aus oder bewerben sich nur die aktivsten Arbeitssuchen-
den fur solche Programme, so ist das Auswahlverfahren und nicht die MaBnahme daftr
verantwortlich, wenn die Teilnehmer der Malinahme erfolgreicher als die Nichtteilneh-
mer wieder in den Arbeitsmarkt vermittelt werden: Diese Teilnehmer wéaren auch dann
erfolgreicher gewesen, hatte die MalRnahme nicht stattgefunden. Statistiker haben des-
halb sehr ausgekligelte Methoden entwickelt, mit denen sie versuchen, die Wirkung der
einzelnen MalRnahmen auch ohne Vergleiche mit Kontrollgruppen zu isolieren und zu

bewerten.

Mit Hilfe mikrookonometrischer Studien lasst sich allerdings nicht feststellen,
ob eine Erhdhung der Beschéaftigungswahrscheinlichkeit einer geférderten Person even-
tuell zu Lasten einer nichtgeforderten Person geht. So lasst sich zwar die Frage beant-
worten, ob die individuellen Erfolgsaussichten gestiegen sind. Offen bleibt jedoch, ob
das gesamtwirtschaftlich nur zu Lasten anderer Arbeitssuchender geht. In diesem Fall
hat die arbeitsmarktpolitische MalRnahme lediglich zur Folge, dass sich die Teilnehmer

in der ,,Warteschlange* der Arbeitssuchenden nach vorne arbeiten.

Die Ergebnisse sind erntichternd: Mit Blick auf die Férderung beruflicher Wei-
terbildung ergibt sich selbst auf der Mikroebene kein positives Bild. So zeigt etwa
Lechner (2000) mit Daten des sozio-6konomischen Panel fiir Ostdeutschland, dass un-
mittelbar nach Ende einer Weiterbildungsmalinahme das Risiko, von Arbeitslosigkeit

betroffen zu sein, fir einen Teilnehmer signifikant hoher ist als bei nicht teilnehmenden

2 Mit Ausnahme einer Studie zum Einstiegsgeld in Baden-Wiirttemberg (Siehe Spermann 2003).
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Vergleichspersonen. Dieser Effekt wird Ublicherweise darauf zurtickgefihrt, dass die
Suchanstrengungen der Teilnehmer wéhrend der Weiterbildung niedriger sind. Obwonhl
dieser negative Effekt in den Monaten nach Beendigung der MalRnahme rasch abklingt,
dreht er sich dennoch nicht um: Die Teilnehmer schneiden hinsichtlich der Arbeitslo-
senquote nicht besser ab als Nicht-Teilnehmer. Als haufige Begriindung fur den man-
gelnden Erfolg von Weiterbildungsmalnahmen wird zudem eine gewisse Stigmatisie-
rung der Teilnehmer angefiihrt, so dass zeitlich langere MalRnahmen als negatives Sig-
nal auf dem Arbeitsmarkt gelten und somit mogliche MaRnahmeeffekte konterkariert
werden. Hujer und Wellner (2000) zeigen, dass sehr kurze WeiterbildungsmaRnahmen
in Westdeutschland (Zeitraum 1985-1993) die individuelle Arbeitslosigkeitsdauer
durchaus senken kdnnen, wohingegen MaRnahmen mit einer Dauer von mehr als sechs
Monaten keinerlei Auswirkungen auf die Dauer der anschlielenden Arbeitslosigkeit
haben. Fir Ostdeutschland finden Hujer und Wellner (2000) Uberhaupt keinen signifi-
kanten Zusammenhang zwischen Weiterbildungsmalinahmen und der Dauer der Ar-

beitslosigkeit.

Auch bei Arbeitsbeschaffungsmallinahmen kann in den mikro6konometrischen
Evaluationsstudien lediglich ein Nettoeffekt beobachtet werden, der sich zum einen aus
der im Vergleich zur Kontrollgruppe geringeren Suchintensitat wahrend der MaRnahme
(so genannter Lock-in-Effekt) und zum anderen aus dem moglicherweise positiven Ef-
fekt der Malinahme zusammensetzt. Dass dieser Nettoeffekt meist zuungunsten der
ABM ausfallt, wird in einer Reihe von Arbeiten deutlich. Calieno et al. (2003) zeigen,
dass im Hinblick auf die Abgangswahrscheinlichkeit aus der Arbeitslosigkeit die ,,Er-
folgswahrscheinlichkeit” eines ABM-Teilnehmers mit Beginn der MalRnahme deutlich
sinkt. Auch in den Monaten nach Beendigung der MalRnahme verbleibt die Erfolgwahr-
scheinlichkeit von Teilnehmern an ABM unter der der Nicht-Teilnehmer. Dabei wird
als Erfolg lediglich ein Abgang aus der Arbeitslosigkeit gewertet und nicht notwendi-
gerweise die Aufnahme einer reguldren Beschéftigung. Andere (mikrokonometrische)
Studien legen ebenfalls den Schluss nahe, dass ABM vor allem in den neuen Bundes-
landern eher kontraproduktiv wirkten. Dazu zahlen beispielsweise Hubler (1997) oder
Kraus et al. (2000).
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An dieser Stelle lohnt ein kurzer Blick tber die Grenzen Deutschlands, denn er
zeigt, dass die Bilanz der ublichen arbeitsmarktpolitischen Instrumente in anderen Lan-
dern &hnlich ernlichternd ausféllt. Dabei betreiben einige europdische Lénder einen ahn-
lich hohen oder gar hoheren Aufwand in Sachen aktiver Arbeitsmarktpolitik als
Deutschland. Wéhrend hierzulande im Jahr 2000 etwa 1,23 Prozent des Bruttoinlands-
produktes fiir aktive Arbeitsmarktpolitik genutzt wurden, lagen Lander wie die Nieder-
lande, Danemark und Irland mit jeweils um die 1,5 Prozent, Schweden mit 1,38 Pro-
zent, Frankreich mit 1,33 Prozent und Belgien mit 1,26 Prozent sogar noch dartiber (vgl.
Martin und Grubb 2001).

Die Konsequenzen der schwedischen Arbeitsmarktpolitik, deren Anteil am Sozi-
alprodukt im Jahr 1993 mit knapp 3 Prozent europaische Spitze war, sind in der 6kono-
metrischen Literatur am umfassendsten dokumentiert. Im Bereich der mikrotkono-
metrischen Studien kommt Sianesi (2001, 2002, 2004) zu sehr unterschiedlichen lang-
fristigen Ergebnissen verschiedener arbeitsmarktpolitischer Instrumente. Zwar ist der
Lock-in-Effekt bei allen MaRnahmen einheitlich und reduziert auch in Schweden die
Beschaftigungswahrscheinlichkeit wahrend der Laufzeit des jeweiligen Arbeitsmarkt-
programms. In den Folgemonaten steigen die Beschaftigungschancen der Teilnehmer
von Weiterbildungsmalinahmen, Arbeitsbeschaffungsmalinahmen sowie Prakti-
kumsprogrammen nur sehr langsam an, sie steigen jedoch niemals signifikant Gber die
Beschaftigungschancen der Nicht-Teilnehmer. Job-Rotation-Programme weisen dage-
gen eine sehr schnelle Anpassung an die Beschéaftigungswahrscheinlichkeit der Kon-
trollgruppe auf. Relativ erfolgreich sind die durch Lohnkostenzuschiisse gefdrderten
Arbeitslosen, deren Beschaftigungschancen 20 bis 40 Prozent Uber den Nicht-
Teilnehmern und den Empféngern anderer MalRnahmen lagen. Die Sichtweise, dass
durch Subvention geschaffene Arbeitsgelegenheiten im privaten Sektor in ihrer Wirk-
samkeit die reine Weiterbildung dominieren, wird auch von Carling und Richardson
(2004) unterstitzt. Mit besonderen Blick auf junge Arbeitslose zwischen 20 und 24 Jah-

ren kommt Larsson (2000) zu vergleichbaren Ergebnissen.

Fur andere europdische Lénder dagegen sind grindliche und aktuelle Studien
nur in sehr begrenzter Anzahl verfugbar, so dass im Folgenden nur ein kurzer Abriss

uber einige Evaluationen gegeben werden kann. Rosholm (2001) kommt fiir Danemark
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zu dem Ergebnis, dass WeiterbildungsmalRnahmen die Arbeitslosenquote der Teilneh-
mer relativ zu der Kontrollgruppe erhohen, wéhrend de Koning fir die Niederlande
(1993) den dortigen Weiterbildungsmalnahmen keinerlei signifikanten Einfluss auf
Beschaftigungschancen der Teilnehmer bescheinigen kann. Zu &hnlichen Ergebnissen
kommen O’Connel und McGinnity (1996) auch fur Irland. Fir die Schweiz zeigen Ger-
fin und Lechner (2002) sowie Lechner und Smith (2003), dass sowohl die verschiedens-
ten TrainingsmaRnahmen als auch Arbeitsbeschaffungsmalinahmen die Beschéftigungs-
aussichten der Teilnehmer verschlechtern. Allein eine (temporére) Lohnsubvention

zeigt hier — wenn auch schwache — positive Effekte.

Makrodkonometrische Studien

Mit mikrookonometrischen Studien kann man nicht feststellen, ob sich aufgrund einer
arbeitsmarktpolitischen MaRnahme etwas an der Arbeitslosigkeit gedndert hat. Dies ist
aber das ubergeordnete Ziel der Arbeitsmarktpolitik: Die Arbeitsnachfrage dem Ar-
beitsangebot anzupassen. Bei Arbeitslosigkeit bedeutet dies nichts anderes als die
Schaffung zusatzlicher Arbeit. Diese Frage kann man mit makrodkonometrischen Me-
thoden untersuchen. Hier wird der Einfluss der Arbeitsmarktpolitik auf aggregierte
GroRen wie die Zahl der Arbeitslosen, die Erwerbsquote, das Lohnniveau etc. geschatzt.
Nur diese Studien kdénnen letztlich Aufschluss darlber geben, ob die Arbeitsmarktpoli-
tik einen Beitrag zum gesamtwirtschaftlichen Ziel des Abbaus der Arbeitslosigkeit ge-

leistet hat.

Makrotkonometrische Studien liegen nur vereinzelt vor, eine umfassende Evalu-
ierung aktiver Arbeitsmarktpolitik in Deutschland steht noch aus. Die Detailstudien
lassen jedoch wenig Gutes erwarten. Mit Hilfe einer makro6konometrischen Schatzung
berechnen Hagen und Steiner (2000) den Einfluss beruflicher Weiterbildung auf die Zu-
und Abgénge in die Arbeitslosigkeit fiir Ost- und Westdeutschland. Der ermittelte Net-
toeffekt zeigt, dass sich fur Ostdeutschland die Arbeitslosigkeit in Folge der Weiterbil-
dung mittel- und langfristig erhéht hat, d.h. die MaRnahmen insgesamt eher kontrapro-
duktiv wirkten. Ein ahnliches Bild ergibt sich fur Westdeutschland. Hier hat der Einsatz
dieses Instruments weder kurz-, mittel- noch langfristig eine Senkung der regionalen

Arbeitslosigkeit zu Folge.
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Mit dem oben genannten makrookonomischen Modell schatzen Hagen und Stei-
ner (2000) auch den Nettoeffekt von ABM und SAM auf die Arbeitslosigkeit. Dabei
sind die Wirkungen der SAM in Ost- und Westdeutschland schwach und uneinheitlich.
Arbeitsbeschaffungsmalinahmen hingegen erhéhen mittel- und langfristig die Arbeitslo-
sigkeit in Ostdeutschland. Fir die alten Bundeslander ist das Ergebnis etwas weniger

negativ. Einen spirbaren Entlastungseffekt kann man aber auch hier nicht feststellen.

Auch fir andere Lander liegen makro6konometrische Studien nur vereinzelt vor.
Fur Schweden weisen Dahlberg und Forslund (1999) Verdrangungseffekte von ca. 65
Prozent sowohl fur Arbeitsbeschaffungsmaflnahmen als auch fiir andere Programme wie
etwa Einarbeitungszuschusse oder Praktika aus. Zu dhnlichen Ergebnissen kamen auch
Forslund und Krueger (1994), die bei Arbeitsbeschaffungsmalinahmen, insbesondere
fur den privaten Bausektor, signifikante Verdrangungseffekte von bis zu 69 Prozent

ausmachten.3

Simulationsstudien

Da fir zukiinftige PolitikmaBnahmen noch keine 6konometrisch auswertbaren Daten
zur Verfugung stehen, mussen zur ex ante Evaluation Simulationsmethoden eingesetzt
werden. Auf der Mikroebene ist das z.B. die Steuer-Transfer-Simulation. In einer sol-
chen Simulation wird das Zusammenspiel aller steuer- und sozialrechtlichen Transfers
und das Verhalten verschiedener Haushaltstypen in diesem System mikro6konomisch
fundiert abgebildet. Durch Variation der Steuer- und Transferparameter lassen sich die
voraussichtlichen Reaktionen der unterschiedlichen Haushaltstypen auf beliebige Poli-
tikmalRnahmen untersuchen. Typische Einsatzfelder solcher Simulation sind daher
Schatzungen der Arbeitsangebotsreaktionen auf Anderungen des Steuersystems oder

der Anrechnungsregeln der Sozialhilfe.

Fur ex ante Makroevaluationen werden berechenbare allgemeine Gleichge-
wichtsmodelle eingesetzt. Im Gegensatz zur Steuer-Transfer-Simulation wird in diesen
Modellen der Haushaltssektor deutlich weniger detailliert spezifiziert. Dafur werden

aber alle anderen wirtschaftlichen Akteure, also vor allem der Unternehmenssektor und

3 Die mikro- und makrookonometrischen Ergebnisse &lterer Studien zeigen kein anderes Bild, siehe hier-
zu den Uberblick von Calmfors et al. (2001).
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der Staat, in die Simulation einbezogen. Auf diese Weise kann man alle gesamtwirt-
schaftlichen Wechselwirkungen eines Politikvorschlags abbilden und so z.B. klarere
Aussagen Uber die Auswirkungen der Arbeitsmarktpolitik auf Produkt- und Faktor-

markte treffen.

Simulationsstudien werden derzeit vorwiegend zur Abschatzung von Arbeitsan-
gebotsreaktionen umfassenderer Reformvorhaben verwendet. So untersuchen bei-
spielsweise Steiner und Jacobebbinghaus (2003) wie sich eine umfassende Reform der
sozialen Sicherung — bestehend aus einer Zusammenlegung von Arbeitslosenhilfe und
Sozialhilfe, einer drastischen Kiirzung der Sozialleistungen fiir arbeitsunwillige Hilfe-
empfanger und geringeren Transferentzugsraten — auf die Beschaftigung auswirkt. Die
zusatzliche Beschaftigung beziffern die Autoren in diesem Fall auf etwa 300.@. Ba-
sierend auf Daten des sozio-6konomischen Panels nutzt Kaltenborn (2003) sein eigenes
Mikrosimulationsmodell SimTrans, um ebenfalls die Wirkung von Anderungen im
Steuer-Transfer-System naher zu analysieren. Untersucht werden dabei unter anderem
die Arbeitsangebotseffekte verschiedener Haushaltstypen bei unterschiedlich starken
Kirzungen der Sozialhilfe, des Wohngeldes oder der Einkommensteuer. Es stellt sich
heraus, dass die Erwerbsneigung jeweils zunimmt und die individuelle Reaktion des
Arbeitsangebots in Ostdeutschland starker ausgepragt ist als in den alten Bundeslan-
dern. Eine hypothetische Kirzung der Regelsatze der Sozialhilfe um 25 Prozent wiirde
laut Kaltenborn das Arbeitsangebot um ca. 60.000 Personen hen.

Bewertung

Was konnen wir aus den Studien lernen? Die mikrookonometrischen Studien verweisen
darauf, dass es noch nicht einmal gelungen ist, die relative Wettbewerbsposition der
Teilnehmer gegeniiber Nichtteilnehmern am Arbeitsmarkt zu verbessern. Die makro6-
konometrischen Studien liefern sehr starke Indizien dafir, dass durch die aktive Ar-
beitsmarktpolitik keine zusatzlichen Arbeitsplatze geschaffen wurden. Nach dem heuti-
gen Stand der Dinge muss man leider feststellen, dass die den Arbeitsokonomen zur
Verfligung gestellten Daten keine Aussage Uber positive Effekte aktiver Arbeitsmarkt-

politik auf personlicher oder auf gesamtwirtschaftlicher Ebene zulassen. Im Gegenteil,
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Andreas: Warum: was bedeutet das für die Magdeburger Alternative. Das ist insbesondere auch im Hinblick auf den 28.2 eine wichtige Frage!!!

Schoeb
Andreas: Was ist hier für Transferentzug etc. angenommen. So ist das noch dünn!


Kapitel 1 23 Aktive Arbeitsmarktpolitik

die Vermutung liegt nahe, dass diese MalRnahmen weitgehend véllig wirkungslos wa-

ren.
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2. ALTERNATIVE REFORMVORSCHLAGE

In diesem Abschnitt werden ausgewéhlte Reformvorschlége, die auf eine umfassende
Reform des Arbeitsmarktes fiir Geringqualifizierte hinauslaufen, eingehender diskutiert
und die mit der Umsetzung verbundenen Probleme herausgearbeitet. Dabei werden wir
nicht chronologisch, sondern nach inhaltlichen Kriterien vorgehen. Zunachst wollen wir
anhand des Vorschlags des Ifo-Instituts zur Einfihrung einer ,,aktivierenden Sozialhil-
fe* die Wirkung von Lohnsubventionen an Arbeitnehmer kritisch beleuchten. Daran
anschlieBend wird der VVorschlag der Benchmarking Gruppe diskutiert, der eine allge-
meine, d.h. nicht zielgruppenorientierte Subvention vorsieht, die sowohl die Arbeitsan-
reize erhohen als auch die Arbeitsnachfrage fordern will. SchlieRlich wird mit dem von
Dennis Snower entwickelten Gutscheinmodell einer der Lésungsansatze diskutiert, die

auf eine zielgruppenorientierte Subventionierung der Arbeitskosten hinauslaufen.

2.1 Arbeitnehmerzuschiisse: Aktivierende Sozialhilfe

Im Mai 2002 stellte das Ifo-Institut eine umfassende Studie unter dem Namen ,,Aktivie-
rende Sozialhilfe. Ein Weg zu mehr Besché&ftigung und Wachstum* (Sinn et al. 2002)
vor, die insbesondere auf die fehlenden Arbeitsanreize im deutschen Steuer- und Trans-
fer-System abhebt. Die Hauptforderung dieses Vorschlages ist es, von einem System
der Lohnersatzleistungen in Form von Sozialhilfe und Arbeitslosenhilfe zu einem Sys-
tem der Lohnerganzungsleistungen (berzugehen. Dabei wird der Bezug staatlicher
Leistungen an die Bedingung geknipft, gemaR der eigenen Leistungsfahigkeit selbst

einen Beitrag zum Einkommen zu leisten.

Ahnliche Vorschlage finden sich in nur leicht modifizierter Form in dem Gut-
achten des Wissenschaftlichen Beirats beim Bundesministerium fur Wirtschaft (2002)
wieder, das unter dem Titel ,,Reform des Sozialstaats fir mehr Beschéaftigung im Be-
reich gering qualifizierter Arbeit* verdffentlicht wurde. Auch der Sachverstandigenrat
zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung (2002) hat den Ifo-
Vorschlag in seinem Jahresgutachten 2002/03 ,,Zwanzig Punkte fiir Beschéftigung und

Wachstum* aufgegriffen.
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Als Vorbild dient dem Ifo-Institut das US-amerikanische ,,Earned Income Tax
Credit* Programm, das 1975 ins Leben gerufen wurde. Dieses Programm gewéhrt Ge-
ringverdienern eine Steuergutschrift, die wie eine Lohnsubvention wirkt. Bei Einkom-
men bis 10.020 Dollar pro Jahr legt der Staat bei jedem Dollar, den ein Haushalt mit
mindestens zwei Kindern verdient, 40 Cents als Steuersubvention auf das Arbeitsein-
kommen drauf. Daran schlief3t sich ein Einkommensbereich an, bei dem der Haushalt
jeden zusétzlich verdienten Dollar ohne Abziige behalten kann. Fir einen Arbeiter, der
50 Wochen im Jahr je 40 Stunden arbeitet und dafur einen Stundenlohn von 6 Dollar
erhalt, bedeutet dies, dass er zu den 12.000 Dollar Arbeitseinkommen noch einen staat-
lichen Zuschuss zu seinem Lohn von 4.008 Dollar erh&lt. Ab einem Jahresarbeitsein-
kommen von 13.090 Dollar werden dann von jedem zusatzlich verdienten Dollar 21

Cent abgezogen.

Abbildung 2.1: Lohnerganzungsleistung bei ,,Aktivierender Sozialhilfe*
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Quelle: U.S. Internal Revenue Service, Publication 596, Sinn et al. (2002)
und eigene Berechnungen.

Nach dem gleichen Grundprinzip schlagt das Ifo-Institut flr Deutschland Lohnergén-

zungsleistungen fur geringe Einkommen vor. Der Umfang der Lohnerganzungsleistun-
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gen ist jedoch im Vergleich zu den USA wesentlich niedriger. So betragt der maximale
jahrliche Zuschuss 500 Euro und er gilt nur bis zu einem Arbeitseinkommen in Hohe
von jahrlich 4.800 Euro.

Sowohl beim Earned Income Tax Credit Programm als auch bei den vom Ifo
vorgeschlagenen Lohnerganzungsleistungen konnen Bedurftige auf eine Reihe weiterer
Programme zurtickgreifen. In Abbildung 2.2 rechnen wir diese Mindestsicherung mit
ein, wobei wir berlcksichtigen missen, dass auch im amerikanischen System der An-
spruch auf die anderen Sozialleistungen mit steigendem Arbeitseinkommen abnimmt.
Den Einkommensverlauf fur eine amerikanische Familie (rote Linie) vergleichen wir
mit der Einkommensentwicklung fir eine deutsche Familie (blaue Linie), wie er sich
nach den neuen Alg I1-Regelungen errechnet und mit der Einkommensentwicklung, die
sich nach dem Ifo-Vorschlag ergibt. Die Einkommensangaben sind zur besseren Ver-

gleichbarkeit fur die amerikanische Familie in Dollar, fir die deutsche Familie in Euro.

In Abbildung 2.2 ist der Einkommensverlauf umso steiler je geringer die Trans-
ferentzugsrate ist. Wie man unschwer erkennen kann, ist der Arbeitsanreiz eines Haus-
halts in den USA wesentlich hoher als der eines vergleichbaren deutschen Haushalts,
der Zuwendungen nach Alg Il erhdlt. Auch nach Einfuhrung von Hartz IV kann eine
deutsche Familie, die von Alg Il lebt, durch eigene Arbeit ihr Einkommen kaum stei-
gern. Im amerikanischen System dagegen ist es einerseits wenig attraktiv, nur von staat-
lichen Transfers zu leben, andererseits wird eigene Arbeit durch kraftige Einkommens-
gewinne belohnt. Bei einem Bruttoeinkommen von 14.400 Euro ist fur die deutsche
Familie der Transferentzug 88 Prozent, wahrend eine amerikanische Familie ausgehend
von knapp 14.400 Dollar, bei einem Stundenlohn von 8 Dollar brutto, 4,08 Dollar netto

ausbezahlt bekommt.

Das Ifo-Institut schlagt deshalb einen radikalen Umbau der sozialen Grundsiche-
rung in Deutschland vor, der weit iber die Hartz-Reformen hinausgeht. Zunéchst wird
das Grundsicherungsniveau firr erwerbsfahige Personen, die, ,,aus welchen Griinden
auch immer*, (Sinn et al. S. 19) keiner Arbeit im ersten Arbeitsmarkt nachgehen, gene-
rell um bis zu 53 Prozent abgesenkt. Bei einer Familie mit zwei Kindern bedeutet das
eine Kirzung des Transfervolumens um 502 Euro, da die Alg 11-Zahlungen einschliel3-

lich Kindergeld von 1.600 Euro monatlich auf 1.098 Euro abgesenkt werden.
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Abbildung 2.2: Der Ifo-Vorschlag im Vergleich
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Legende: Die rote Kurve gibt den jahrlichen Nettoverdienst einer amerika-
nischen Familie mit zwei Kindern in Abhangigkeit vom jahrlichen Ar-
beitseinkommen an (in Dollar). Die blaue Kurve zeigt den jahrlichen Netto-
verdienst einer deutschen Familie mit zwei Kindern entsprechend den seit 1.
Januar 2005 geltenden Regeln, die grine Kurve entsprechend dem Ifo-
Vorschlag aus dem Jahr 2002 (in Euro).

Quelle: South Dakota State Legislature, U. S. Food and Nutrition Service,
eigene Berechnungen.

Wie bei dem amerikanischen ,,Earned Income Tax Credit” Programm wird nach dem
Ifo-Vorschlag jedoch nun die Aufnahme der Beschéftigung durch eine Lohnsteuergut-
schrift belohnt. Bis zu einem Jahreseinkommen von 2400 Euro ist die Transferentzugs-
rate negativ, d.h. fur jeden verdienten Euro legt der Staat noch 20 Cents drauf. Zwi-
schen 2.400 und 4.800 Euro findet kein Transferentzug statt, es wird aber auch nicht
mehr bezuschusst. Ab einem Jahresbruttoeinkommen von 4.800 Euro gehen von jedem
verdienten Nettoeuro 50 Cents an den Staat zuriick. Durch die ebenfalls einsetzende
Sozialversicherungspflicht entstehen dadurch Grenzbelastungen des Bruttoeinkommens

von etwa 80 Prozent.
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Da die Absenkung des Alg Il das Einkommen unter das Grundsicherungsniveau
fallen lassen wirde, erhdlt jeder Alg II-Empfénger nach dem Ifo-Vorschlag die Mdg-
lichkeit, durch Arbeit in einer kommunalen Beschaftigungsgesellschaft oder in einer
gemeinndtzigen Einrichtung ein Einkommen sicherzustellen, dass den jetzt geltenden
Alg 11 Regelungen entspricht. Hierzu muss sichergestellt sein, dass der Staat ,,ausrei-
chende Beschaftigungsmoglichkeiten flr erwerbsféhige Personen anbietet, die im ersten
Arbeitsmarkt nicht oder nicht sofort unterkommen® (Sinn et al. 2002, S. 19). Damit er-
halt jeder, der keine regulére Arbeit findet, das soziokulturelle Existenzminimum. Diese
Regelung entspricht einer Beschéftigungsgarantie, denn jeder hat einen Anspruch, durch
eigene Arbeit sein bisheriges Einkommen beizubehalten. Da der volle Alg 1l-Satz nur
gegen eine Gegenleistung in Form von Arbeit gewéhrt wird, besteht vom ersten Tag an
flr diejenigen, die eine staatliche Beschéftigungsstelle antreten, ein Anreiz, sich eine
besser bezahlte Stelle auf dem ersten Arbeitsmarkt zu suchen. Der staatlichen Beschéaf-
tigungsgarantie kommt damit eine doppelte Funktion zu, denn ,,ohne die kommunale
Beschaftigungspflicht kann man die Zahlungen fur Nichterwerbstatige nicht absenken,
und ohne eine solche Absenkung lassen sich die notwendigen Anreizeffekte nur zu pro-
hibitiv hohen Kosten fur den Staat erreichen* (Sinn et al. 2002, S. 26).

Die Rechnungen des Ifo-Instituts beziehen sich auf das Jahr 2002 und missten
angesichts der neuen Zahlen Uber Alg lI-Empfanger sicherlich aktualisiert werden. Um
die 2,3 Millionen Arbeitskrafte im ersten Arbeitsmarkt zu integrieren, massten die Brut-
toléhne laut Berechnungen des Ifo-Instituts im Niedriglohnsektor um rund 33 Prozent
fallen. Tritt dieser Fall ein, so schétzt das Ifo-Institut, dass das ungenutzte Arbeitskraf-
tepotential 2002 flr den Niedriglohnsektor bei etwa 2,3 Millionen lag. Bei den Modell-
rechnungen des Ifo-Instituts gelingt es in der optimistischen Variante durch die aktivie-
rende Sozialhilfe, alle Arbeitskrafte in den ersten Arbeitsmarkt zu integrieren. Dies
fuhrt laut Ifo-Institut zu Nettoeinsparungen in Hohe von 6,2 Mrd. Euro jahrlich. Betragt
die Erfolgsquote nur 80 Prozent, wiirden etwa 460.000 staatlich geforderte Arbeitsplat-
ze notwendig sein, um die Beschéaftigungsgarantie durchzusetzen. In diesem Fall lieRen
sich immerhin noch 2,8 Mrd. Euro jahrlich durch die Reform einsparen. In der pessi-
mistischen Variante, die das Ifo-Institut ausweist, werden nur 60 Prozent der ehemali-

gen Hilfeempfanger eine Arbeit auf dem freien Arbeitsmarkt finden und dementspre-
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chend dauerhaft rund 920.000 Arbeitskrafte einer Arbeit in kommunaler Regie nachge-
hen. Sollte dieser Fall eintreten, so wiirde das den Steuerzahler jahrlich 1,3 Mrd. Euro

kosten.

Bewertung

Das Ifo-Konzept sieht eine arbeitnehmerseitige Lohnsubvention in Form von Lohner-
ganzungsleistungen vor, verbunden mit einer allgemeinen Absenkung der Alg lI-
Bezlige. Die Regelung ist allgemein giltig und so ausgestaltet, dass es nur in einem eng
umgrenzten Einkommensintervall zu Entlastungen kommt. Mit dieser Grundkonzeption
konnen Verdrangungseffekte vollkommen ausgeschlossen und die Malinahme zielge-

richtet auf den Niedriglohnbereich beschréankt werden.

In der Einfuhrungsphase wird es zu einer Belastung der ¢ffentlichen Haushalte
kommen, da die Lohnerganzungsleistungen zunachst einmal nur bestehende Beschafti-
gungsverhéltnisse betreffen. Nur in dem MaRe wie die Bruttoldhne in der Folge sinken,
stehen diesen Kosten Einsparungen gegeniber, die durch die Integration bisheriger Alg
II-Empfanger in den ersten Arbeitsmarkt entstehen. Problematisch ist in dieser An-
fangsphase auch die Ausgestaltung der Beschaftigungsgarantie zu sehen. So mussten
bei Einfihrung der Lohnergénzungsleistungen zunéchst einmal gentigend neue Beschéf-
tigungsverhaltnisse in kommunalen Beschaftigungsgesellschaften und gemeinnitzigen
Einrichtungen geschaffen und finanziert werden, um die allgemeine Absenkung der Alg
I1-Zahlungen durchzusetzen. Das Ifo-Institut ist 2002 von 2,3 Millionen neuen Beschaf-
tigungsverhaltnissen ausgegangen, die Arbeitsmarktzahlen vom Februar 2005 weisen

mittlerweile 4,3 Millionen Alg II-Empfanger aus.

Die wesentliche Frage, die bei dem Konzept einer Lohnsubvention an Arbeit-
nehmer unbeantwortet bleibt, ist, wie hohere Nettoléhne sich in niedrigeren Bruttoloh-
nen niederschlagen sollen. Letztere sind Voraussetzung fiir die Schaffung zusétzlicher
Arbeitsplatze. In einem Land wie den USA, wo der Arbeitsmarkt hinreichend flexibel
ist, lassen sich Lohnsenkungen (gegenuber dem Trend) in der mittleren Frist durchaus
erreichen. Fur Deutschland kann man jedoch nicht von einem flexiblen Arbeitsmarkt
ausgehen. Lohnsenkungen — oder ein entsprechendes Lohnmoratorium Uber viele Jahre

hinweg —, die notwendig sind, um 2,3 Millionen neue Arbeitsplatze im Niedriglohnsek-
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tor zu schaffen, kénnen nicht an den Tarifparteien vorbei beschlossen und durchgesetzt
werden. Immerhin mussen die Bruttoléhne dafiir um nicht weniger als 33% fallen! Die

heute Beschaftigten waren die eindeutigen Verlierer der Reform.

Abbildung 2.3: Nettoeinkommen im Vergleich
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Legende: Die Balken geben die jeweiligen Nettoeinkommen an, die sich
nach dem Steuertarif 2005 ergeben. Das Bruttoarbeitseinkommen ist im Sta-
tus Quo 1.500 Euro, es liegt bei dem Vorschlag des Ifo-Instituts und des
Sachverstandigenrates um 33,3 Prozent, also um 500 Euro niedriger.
Quelle: Eigene Berechnungen.

In Abbildung 2.3 stellen wir die Nettoeinkommen gegentiber, die sich nach Umsetzung
des Ifo-Vorschlags bzw. des Vorschlags des Sachverstandigenrats ergeben.4 Die blauen
Séaulen zeigen die Nettoeinkommen, die im Status Quo bei einem Tariflohneinkommen

von monatlich 1.500 Euro Ubrig bleiben. Die roten Saulen (,,1fo*) geben die Nettoein-

4 Dabei unterstellen wir, dass in der langen Frist ein einheitlicher Lohn fiir alle Beschaftigten in der
betreffenden Lohngruppe bezahlt wird. Kénnten die bisherigen Arbeitnehmer ein héheres Lohnniveau
gegeniiber den neu in den Arbeitsmarkt eintretenden Alg II-Empféngern verteidigen — dies unterstellt das
Ifo-Institut (siehe Sinn et al. 2002, S. 44) — so fiele die Kiirzung vergleichsweise geringer aus. Allerdings
ist es schwer vorstellbar, wie in einem langfristigen Marktgleichgewicht solche Unterschiede aufrecht
erhalten werden konnen.
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kommen an, die sich einstellen werden, wenn nach Umsetzung des Ifo-Vorschlages die
Bruttolohne um 33 Prozent gefallen sind. Die grunen Séulen (,SVR*) geben an, wie
viel Geld den Haushalten bei gleicher Bruttolohnsenkung entsprechend den Vorschlé-

gen des Sachverstandigenrats tbrig bleibt.

In mehr als drei viertel aller Haushalte arbeiten alle erwachsenen Familienmit-
glieder mit. Wie man sieht, fuhrt sowohl der Ifo-Vorschlag als auch der VVorschlag des
Sachverstandigenrates in solchen Haushalten zu massiven Einkommenseinbuf3en. Ein
Alleinverdiener und Familien mit zwei Erwerbspersonen stellen sich sowohl beim Ifo-
Vorschlag als auch beim Vorschlag des Sachverstandigenrats um gut 20 Prozent
schlechter als gegenuber dem Status Quo. Nur bei Familien mit nur einer Erwerbsper-
son schlagt der Lohnkostenzuschuss voll durch. Doch auch hier liegt das Nettoeinkom-
men in den beiden Vorschlédgen von Ifo und Sachverstandigenrat nach den Verrechnun-

gen mit Alg Il um 13 Prozent bzw. 5 Prozent unter dem jetzigen Niveau.

Der Ifo-Vorschlag gefahrdet die Besitzstdnde der derzeit Beschaftigten und
macht damit diejenigen zu den grolRen Verlierern dieser Reform, die, vertreten durch die
Gewerkschaften, bei den Lohnverhandlungen am Tisch sitzen. Es ist deshalb schwer
vorstellbar, dass sich die Gewerkschaften bereit erklaren werden, Lohnkirzungen fur
ihre Klientel hinzunehmen bzw. 14 Jahre auf jegliche Lohnerh6hungen fir die Gering-
qualifizierten zu verzichten. Genau das unterstellt aber das Ifo-Institut, ohne jedoch na-
her auf das ,,Warum und Wie* einzugehen. Ohne die Problematik weiter zu vertiefen,
heilt es beim Ifo-Institut: ,,Auch die Gewerkschaften werden, soweit tarifgebundene
Bereiche betroffen sind, das Ihre tun, ihrer Klientel durch die Einrichtung neuer Nied-
riglohngruppen Zugang zu den Lohnsteuergutschriften zu verschaffen“(Sinn et al 2002,
S. 20). Diese Problematik ist dem Ifo-Institut bewusst. So wurde an anderer Stelle ar-
gumentiert: ,,Die Tarifpolitik muss mitmachen, und wenn sie es nicht tut, muss der Staat
tariffreie Zonen erzwingen“ (Sinn 2002, 24). Das bedeutet, dass der Reformvorschlag
des Ifo-Instituts im Grunde in eine weiterreichende Reform des Arbeitsmarktes einge-
bettet werden muss, die auf eine weitgehende Deregulierung und Flexibilisierung des
Arbeitsmarktes hinauslauft, vergleichbar dem amerikanischen Arbeitsmarkt, bei dem
sich die Hilfe zur Arbeit ja erfolgreich bewéhrt hat. Eine solche fundamentale Umges-

taltung des deutschen Arbeitsmarktes ist nicht in Sicht.
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2.2 Gestaffelte Zuschiisse zur Sozialversicherung
(Benchmarking Gruppe)

Im Rahmen des Biindnisses fiir Arbeit wurde eine Wissenschaftlergruppe der Arbeits-
gruppe Benchmarking beauftragt, Mdglichkeiten zur VVerbesserung der Beschéftigungs-
chancen gering qualifizierter Arbeitnehmer zu untersuchen. Im Rahmen dieser Untersu-
chung ist die Wissenschaftlergruppe ,,einhellig zu der Auffassung gelangt, dass eine
wirksame Verbesserung der Arbeitsmarktchancen gering qualifizierter Arbeitnehmer
nur von einer dynamischen Entwicklung der Beschéaftigung im Dienstleistungssektor,
insbesondere bei den einfachen, niedrigproduktiven und zumeist personenbezogenen
Dienstleistungen zu erwarten ist. ... Eine Expansion des Dienstleistungssektors kann
wirksam durch eine Senkung der Arbeitskosten geférdert werden* (Fels et al. 1999, S.
2f; Hervorhebungen im Original). In dem im November 1999 vorgelegten Bericht (Fels
et al. 1999) werden unterschiedliche VVorschlage diskutiert, deren gemeinsamer Nenner
die vollstandige bzw. degressive Entlastung niedriger Einkommen von den Sozialversi-
cherungsbeitrdgen ist. Die Wissenschaftlergruppe der Arbeitsgruppe Benchmarking
betont dabei, dass es sich bei diesem Vorschlag nicht um eine Subventionierung der
Lohnnebenkosten im Niedriglohnbereich handelt. Vielmehr rechtfertigen sie die Einfuh-
rung eines Freibetrags und einer Progressionszone bei den Sozialversicherungen damit,
dass ,,die Gemeinschaft ihren Mitgliedern Solidaritatspflichten nur in dem MaRe aufer-
legen darf, wie sie es diesen dadurch nicht unméglich macht, fir sich selbst zu sorgen*
(Feld et al. 1999, S. 8).

Exemplarisch wollen wir hier den Vorschlag diskutieren, der Grundlage eines
IZA Gutachtens war (Riphahn, Thalmeier und Zimmermann 1999). Dieser Vorschlag
sieht vor, dass fur Einkommen bis zu 750 Euro monatlich keine Sozialversicherungsab-
gaben zu entrichten sind. Flr das Einkommensintervall von 750 Euro bis 1500 Euro ist
dann ein linear ansteigender Sozialversicherungsbeitrag vorgesehen, der so ausgestaltet
ist, dass ab 1500 Euro monatlichem Bruttoarbeitseinkommen die volle Beitragspflicht

eintritt.> Die Formel in diesem Progressionsbereich lautet:

5 In der Originalstudie liegen die Grenzen bei 1.500 DM bzw. 3.000 DM. Zur besseren Vergleichbarkeit
mit den anderen Modellvorschlagen werden hier abgerundete Eurobetrdge verwendet.
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Monatliches Arbeitsentgelt
750

Zuschuss = (2— j-Sozialversicherungsbeitrage

Um den Zuschuss auf niedrigproduktive Arbeit zu konzentrieren, wird bei Arbeitszeiten
unter 151 Stunden je Monat der Zuschuss nur anteilig gewahrt, entsprechend der For-

mel:

Monatliches Arbeitsentgelt
Teilzeitfaktor - 750

Zuschuss(Teilzeit) = [2— J-SVB,

wobei sich der Teilzeitfaktor aus der monatlichen Arbeitszeit geteilt durch 151 Stunden
ergibt (bzw. durch Teilung der wdchentlichen Arbeitszeit durch 35 Stunden, vgl.
Riphahn, Thalmeier und Zimmermann 1999, S. 10). Voraussetzung fir die Gewahrung
ist, dass tarifliche oder ortsiibliche Lohne gezahlt werden. Als Begleitmal3nahmen wur-
den in diesem Vorschlag ein erhohtes Kindergeld flr Erwerbsféahige mit niedrigem Ein-
kommen und die Einfuhrung eines gesetzlichen Mindestlohns von ca. 4 Euro pro Stunde

vorgesehen.

Der Zuschuss ist so ausgestaltet, dass die individuellen Sozialversicherungsbei-
trage an die Sozialversicherungstrager abgefuhrt werden und die Unternehmen den Zu-
schuss dann beim Finanzamt beantragen konnen. Die Verrechnung erfolgt mit der

Mehrwertsteuer, die das Unternehmen abzufiihren hat.

Die folgende Abbildung 2.4 zeigt den Verlauf der Arbeitskosten und der Netto-
I6hne. Die Winkelhalbierende gibt das Bruttoarbeitsentgelt, die rote Kurve die Arbeits-
kosten an, die sich ergeben, wenn die Zuschiisse zu Arbeitgeber- und Arbeitnehmeran-
teilen zur Sozialversicherung an den Arbeitgeber ausgezahlt werden. In diesem Fall
liegen die Arbeitskosten bis zu einer Hohe von 1125 Euro pro Monat unter dem Brutto-
arbeitsentgelt. Die blaue Linie gibt das Nettolohneinkommen an, wobei der Steuertarif

2005 und die Regelungen flr Alg Il unterstellt wurden.
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Abbildung 2.4: Befreiung von den Sozialversicherungsabgaben

4000 -
Maximaler Forderbetrag  Auslaufen der Forderung Arbeitskosten

3500 -
004 — — — f — — —

2500 -
Alg II-Empfinger mit 2 Kindern

2000 -

e

1500 -

1000 4

5004 — — - -

0 1 v T s v v ¢ T s v °¢v¢ T 3 v v LJNNN B B BN B ) T

0 200 400 600 800 100012001400 160018002000 220024002600 28003000

Quelle: Eigene Berechnungen.

Bei der Modellrechnung wurde unterstellt, dass der gesamte Zuschuss an die Unter-
nehmen ausbezahlt wird. Damit ist sichergestellt, dass diese im vollen Umfang die Ar-
beitskosten senken. Der Nettolohn bleibt demnach konstant. Insgesamt ermittelt die
Studie, dass 3,4 Millionen Vollzeitbeschaftigte und 4,8 Mio. Teilzeitbeschaftigte unmit-
telbar in das Programm einbezogen werden. Bei einer Arbeitsnachfrageelastizitit von
—0,6 werden durch das Programm insgesamt ca. 406.000 zusatzliche vollzeitaquivalente

Stellen geschaffen.

Bei Einflihrung der gestaffelten Zuschusse entstehen (fir das Jahr 1999 berech-
net) zunéchst einmal Kosten durch die (teilweise) Ubernahme der Sozialversicherungs-
leistungen bereits Beschéftigter in Hohe von rund 7,4 Mrd. Euro j&hrlich. Rechnet man
den Zuschussbedarf fir die neu geschaffenen Stellen hinzu, so ergeben sich jéhrliche
Bruttokosten in Héhe von 10,3 Mrd. Dem stehen fiskalische Entlastungen in Form ho-
herer Steuereinnahmen, zusétzlicher Sozialversicherungsbeitrdge und eingesparter Ar-
beitslosenunterstiitzung im Gesamtumfang von 9,5 Mrd. Euro entgegen. Damit ergibt
sich in der langen Frist ein jéhrliches Finanzierungsdefizit in Hohe von 0,8 Mrd. Euro

oder 1.900 Euro pro zuséatzlich geschaffener Vollzeitstelle.
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Bewertung

Bei dem hier vorgestellten VVorschlag handelt es sich um einen Arbeitgeberzuschuss, der
allgemein, d.h. nicht zielgruppenorientiert ausgestaltet ist. Das hat zur Folge, dass der
Zuschuss bereits von Anfang an fur insgesamt 8,2 Millionen sozialversicherungspflich-
tig Beschéftigte anféllt. Trotz der allgemein ausgestalteten Bezuschussung wird durch
die Verkniipfung eines Freibetrags mit einem dann zun&chst progressiv ansteigenden
Sozialversicherungsbeitrag erreicht, dass die Bezuschussung gezielt nur Beschaftigte im
gering produktiven Bereich trifft. Damit unterscheidet sich der hier diskutierte Vor-
schlag wesentlich von dem Vorschlag der Gewerkschaften, einen generellen Freibetrag
in Hohe von monatlich 250 Euro fiir alle Beschaftigungsverhéltnisse einzufiihren (DGB
2003).

Die Wirksamkeit des Modells hangt entscheidend von den zwei in der Abbil-
dung 2.4 eingezeichneten Grenzen ab. Konkret wurde hier eine Freibetragsgrenze von
750 Euro untersucht und ein progressiver Bereich von 750 Euro bis 1500 Euro. Die Ent-
lastung der Arbeitskosten ist nur fur Vollzeiteinkommen unter 750 Euro maximal, sie
betragt bei den derzeit geltenden Sozialversicherungsbeitragen 34,8 Prozent. In dem fur
Vollzeitbeschéftigung relevanteren Bereich mit monatlichen Arbeitsentgelten zwischen
1.000 und 1.500 Euro ist die Grenzbelastung aufgrund des progressiven Beitragsan-
stiegs hoher als im Status Quo mit der Folge, dass der durchschnittliche Entlastungsef-
fekt wesentlich geringer ausfallt. Bei einem Arbeitsentgelt von 1.000 Euro ist die
Grenzentlastung —22,07 Prozent, die durchschnittliche Entlastung betrdgt nur noch
23,23 Prozent. Tabelle 2.1 zeigt die Wirkung in dem Einkommensintervall von 800 Eu-
ro bis 1.500 Euro auf. Damit wird die Wirkung der Forderung gerade in dem Bereich
stark gemindert, der vor allem auch fir alleinstehende geringqualifizierte Arbeitssu-
chende der Bereich ist, der ein Nettoeinkommen verspricht, das tber dem Alg 1l Satz

liegt.
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Tabelle 2.1: Grenzentlastung
Monatliches | Monatliche Arbeitskos- G Durch-
Bruttoar- Bf'uttoar- Zuschuss | ten abzgl. en tll;:;ltlz;l schnittliche
beitsentgelt bezltskosten in Euro | Zuschuss in . Prozen% Entlastung
in Euro in Euro Euro in Prozent
700 847,70 295,40 552,30 34,85 34,85
800 968,80 315,09 653,71 -3,48 32,52
900 1.089,90 303,84 786,06 -12,78 27,88
1.000 1.211,00 281,33 929,67 —-22,07 23,23
1.100 1.332,10 247,57 1.084,53 -31,36 18,59
1.200 1.453,20 202,56 1.250,64 —40,66 13,94
1.300 1.574,30 146,29 1.428,01 —49,95 9,29
1.400 1.695,40 78,77 1.616,63 -59,24 4,65
1.500 1.816,50 0 1.816,50 0 0

Quelle: Eigene Berechnungen.

Vollig unbeachtet bleibt bei diesem Vorschlag die Arbeitsangebotsseite. Wie die Abbil-
dung 2.4 zeigt, ist aufgrund des hohen Transferentzugs der Arbeitsanreiz fir Alg Il-
Empféanger &ulRerst gering. Somit ist nicht auszuschlieRen, dass der Zuschuss im We-
sentlichen nur denen zu neuen Arbeitsplatzen verhilft, die bislang nicht von staatlichen

Transferleistungen abhingen.

Der letzte Punkt fuhrt unmittelbar zur Finanzierungsfrage. Je geringer der Anteil
der Alg lI-Empfanger ist, die eine zusétzlich geschaffene Arbeitsstelle annehmen, desto
groRer werden die fiskalischen Lasten des VVorschlags. Hinzu kommt, dass sich mit den
fehlenden Arbeitsanreizen auch das Missmatch-Problem vergroRert und damit der Zeit-
raum, der bendtigt wird, die erwarteten neuen Stellen neu zu besetzen. Das bedeutet,
dass in der Einfuhrungsphase mit enorm hohen Mitnahmeeffekten bei geringer Effi-
zienz zu rechnen ist. Wie wir aus den Modellrechnungen des IZA wissen, kostet der
unmittelbare Mitnahmeeffekt j&hrlich 7,4 Mrd. Euro.

2.3  Beschiiftigungsgutscheine fiir Langzeitarbeitslose

Zum Abschluss der systematischen Ubersicht (iber Lohnsubventionierungsmodelle,
wenden wir uns im Folgenden einer zielgruppenorientierten Lohnsubvention zu. Die

Grundidee des von Dennis Snower (1994, 1996) entwickelten VVorschlags eines ,,Benefit
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Transfer Program (BTP)“ ist es, Langzeitarbeitslosen einen Teil der Arbeitslosenunter-

stitzung als Beschaftigungsgutschein auszuzahlen. Das Programm griindet auf finf

Bausteinen:

1.

Die Teilnahme ist freiwillig. Wer nicht daran teilnimmt, behalt die Mdglichkeit,

weiterhin Arbeitslosenunterstlitzung zu erhalten.

Die Hohe des Gutscheins hangt von der Arbeitslosigkeitsdauer ab. Je langer je-
mand arbeitslos ist, desto hoher ist der Wert des Gutscheines. Snower (1996)
schlégt beispielsweise vor, Gutscheine auszugeben, deren Wert monatlich steigt,
erstmals nach sechs Monaten Arbeitslosigkeit. Der Wert des Gutscheins berech-

net sich nach der Formel

Gutschein = max (O,—1+%~ Dauer der Arbeitslosigkeitj-Grundbetrag

Der Grundbetrag richtet sich nach der individuellen Arbeitslosenunterstitzung
und ist so zu bemessen, dass der Wert des Gutscheins zu keiner Zeit die Arbeits-
losenunterstlitzung tbersteigt. Der maximale Wert ist bei 30 Monaten Arbeitslo-
sigkeit erreicht, in diesem Fall erhdlt man den vierfachen Grundbetrag. Firmen,
die Langzeitarbeitslose einstellen, bekommen gegen diesen Gutschein eine ent-
sprechende Beschaftigungssubvention vom Arbeitsamt. Der Wert berechnet sich

fiir eine Vollzeitstelle, er wird fiir eine Teilzeitstelle nur anteilig ausgezahlt.

Die Subventionshohe wird mit zunehmender Beschaftigungsdauer linear Gber 24

Monate hinweg abgeschmolzen.

Sofern Unternehmen nachweisen, dass diese Subvention nur fur Ausbildungs-
mafinahmen verwendet wird, ist ein weiterer Zuschlag vorgesehen, der z.B. nach

folgender Formel ausbezahlt wird:

Gutschein = max (0,—2+%- Dauer der Arbeitslosigkeitj-Grundbetrag

Jeder Arbeitsvertrag kann bezuschusst werden, solange der Lohn den Zuschuss
Ubersteigt, bzw. wenn die Ausbildung (die von Dritten eingekauft werden muss)

teuerer ist als der Zuschussbetrag.
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In Abbildung 2.5 ist die Entlastung der Arbeitskosten fiir den Fall berechnet, dass der
maximale Wert des Beschéftigungsgutscheins 620 Euro pro Monat betrégt und uber 24
Monate hinweg abgeschmolzen wird. Bei einem Bruttoarbeitsentgelt von 1.500 Euro im
Monat entspricht dies einer anfanglichen Entlastung von 41,3 Prozent, nach einem Jahr

betragt die Senkung jedoch nur noch 20,6 Prozent.

Abbildung 2.5: Entlastung der Arbeitskosten durch Beschéaftigungsgutscheine
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Quelle: Eigene Berechnungen.

Ausgangspunkt dieses Ansatzes ist die empirisch belegte Tatsache, dass die Chancen,
wieder eine Arbeit zu finden mit steigender Arbeitslosendauer sinken. Als Grinde wer-
den hierfir die zunehmende Ferne vom Arbeitsmarkt und die damit verbundene Ab-
schreibung von Humankapital, Entmutigungseffekte und Selektionseffekte angefiihrt.
Durch das auf Langzeitarbeitslose hin ausgerichtete Programm koénnen die durch die
Langzeitarbeitslosigkeit entstandenen Produktivitatsverluste kompensiert werden. Je
weiter die Produktivitat fallt, desto hoher wird der Zuschuss. Die Beschaftigungsgut-
scheine sind damit von der Konzeption her vergleichbar einem an die Dauer der Ar-
beitslosigkeit geknlipftem Einstiegsgeld, jedoch machen sie die H6he von der Dauer der

Arbeitslosigkeit abhdngig.



Kapitel 2 39 Alternative Reformvorschlage

Bewertung

Der unmittelbare Effekt fur den einzelnen Arbeitslosen besteht darin, dass er sich auf
der ,,Warteliste” nach oben arbeiten kann, denn seine Einstellung wird fir das Unter-
nehmen weniger kostspielig. Fur die Zielgruppe ist deshalb durchaus mit einem positi-
ven Effekt zu rechnen. Da die Hohe des Beschaftigungsgutscheines sich an den indivi-
duellen Alg I1-Ansprichen zuzlglich erwarteter Steuer- und Abgabenausfélle orientiert,
kann das Programm in jedem Fall kostenneutral gestaltet werden, da der Staat die glei-

che Summe ansonsten in Form von Alg Il an den Arbeitslosen direkt ausgezahlt hatte.

Auch der Zweiseitigkeit des Arbeitsmarktproblems wird bei diesem Vorschlag
Rechnung getragen. Der Einzelne verliert durch die Arbeitsaufnahme kein Einkommen,
er kann den Gutschein in den Lohnverhandlungen so einsetzen, dass er sein gefordertes
Mindesteinkommen erhalt, ohne die Arbeitskosten des Unternehmens in die H6he zu
treiben. Problematisch bleibt jedoch die Freiwilligkeit der Teilnahme. Insbesondere
Langzeitarbeitslose, die in der Schattenwirtschaft tatig sind oder die einen hohen Nut-
zen aus der Freizeit ziehen, erhalten durch die Beschaftigungsgutscheine nur einen Teil
der Vorteile aus der Arbeitslosigkeit, den sie in den Lohnverhandlungen mit potentiel-

len Arbeitgebern einsetzen kdnnen.

Gegen die Beschéaftigungsgutscheine wird immer wieder eingewandt, dass sie
die Arbeitssuche derjenigen reduziert, die noch keinen Anspruch auf die Beschéfti-
gungsgutscheine haben. Snower fordert hier eine strikte Durchsetzung des Zumutbar-
keitskriteriums. Wer zumutbare Arbeit ablehnt, wird durch (temporaren) Entzug der
Arbeitslosenunterstlitzung bestraft. Ferner kdnnte ein System mit ansteigender Zu-
schusshdhe dazu fuhren, dass der potentielle Arbeitgeber Informationen tber die Dauer
der Arbeitslosigkeit erhalt, die er sonst nicht erhalten wirde. Dies konnte zu uner-
winschten Stigmatisierungseffekten fiihren, aber gleichzeitig dazu beitragen, dass auch

bei kurzfristiger Arbeitslosigkeit intensive Suchaktivititen entfaltet werden.

Fraglich bleibt, inwieweit durch Beschéaftigungsgutscheine zusétzliche Beschaf-
tigung geschaffen wird. Snower (1996) argumentiert, dass es sich bei den Langzeitar-
beitslosen nur um sehr ungeniigende Substitute flr bereits Beschéftigte handelt und der

zielgruppenorientierte Zuschuss ein neues Marktsegment erdffnet, in dem Unternehmen
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und Arbeitssuchende flr sie beidseitig vorteilhafte Arbeitsvertrage abschlieBen kdnnen.
Dies mag in der kurzen Frist zutreffen, wiirde dann aber einen Markt schaffen der, nach
dem Drehtireffekt dafur sorgt, dass ein Teil der Beschaftigten durch den Beschéfti-
gungszuschuss Arbeit finden, diese aber wieder aufgeben mussen, wenn der Zuschuss,
wie in Abbildung 2.5 dargestellt, auslauft. Erst wenn sie wiederum hinreichend lang

arbeitslos waren, kdnnen sie wieder eine bezuschusste Arbeit annehmen.

Fraglich bleibt auch, wie die langfristigen Arbeitsmarkteffekte aussehen. Der
Vorschlag enthélt keine expliziten Regelungen, die erkennen lassen, dass die Arbeits-
kosten langfristig fallen. Dies ware jedoch flr eine Schaffung zusétzlicher Arbeitsplétze
entscheidend. Damit ist jedoch, wie wir bereits bei der Bewertung der ,,aktivierenden
Sozialhilfe* gezeigt haben, nicht im ausreichenden MaRe zu rechnen. Die Beschéfti-
gungssubvention wird im Zeitablauf abgeschmolzen, so dass Unternehmen bei gegebe-
nen Lohnstrukturen nur dann von diesem Instrument Gebrauch machen werden, wenn
sie davon ausgehen konnen, dass der Beschaftigte nach Auslaufen der Subvention die
Produktivitat erbringt, die dem geltenden Lohn entspricht. Sofern zu diesem Lohn ein
ausreichendes Arbeitsangebot nicht-subventionierter Arbeitsloser vorliegt, kann das
Unternehmen alle offenen Stellen besetzen. Wenn die Subvention héher ist als die Pro-
duktivitatsliicke zwischen Langzeitarbeitslosen und anderen Arbeitssuchenden, kommt
es nur zu Verdrangung. Den verbesserten Chancen der Langzeitarbeitslosen stehen im
gleichen Umfange verschlechterte Zugangsbedingungen fir andere Betroffene gegen-
uber. Da die Subvention zeitlich befristet ist, durfte die Verdrangung bestehender Ar-

beitskrafte jedoch vernachlassigbar sein (siehe hierzu auch Snower 1996, S. 168).



Kapitel 3 41 Anforderungen

3. KAPITEL: ANFORDERUNGEN AN EINE ERFOLGREICHE
ARBEITSMARKTPOLITIK

Wer immer den deutschen Arbeitsmarkt reformieren will tut gut daran, aus der Ge-
schichte der Arbeitslosigkeit in Deutschland und aus der Geschichte der gescheiterten
Reformen die richtigen Lehren zu ziehen. Bevor wir das Konzept der Magdeburger
Alternative vorstellen, gilt es deshalb, in aller Kiirze die wichtigsten Konsequenzen zu
nennen, die sich aus den bisher vorliegenden Erfahrungen ziehen lassen. Sie werden uns
bei der Konzeption der Magdeburger Alternative leiten, denn nur, wenn wir die Lehren
beachten, die uns die mehr als dreiBigjahrige Geschichte der gescheiterten deutschen
Arbeitsmarktpolitik vermittelt, kénnen wir hoffen, eine wirksame Reform formulieren

zu konnen.

3.1 Das Arbeitsmarktproblem hat zwei Seiten

Der deutsche Arbeitsmarkt zeigt auf beiden Marktseiten deutliche Krankheitssymptome.
Jede Therapie, die nur auf einer Seite des Marktes ansetzt, muss deshalb scheitern. Ver-

kirzt dargestellt, lassen sich die Krankheitsbilder wie folgt beschreiben.

Mangelnde Arbeitsanreize

Das Arbeitsangebot im Bereich der einfachen Arbeit ist zu schwach, weil die massiven
Anreizprobleme, die sich dort stellen, nach wie vor ungel6st sind. Die tiefere Ursache
dafur ist ein fundamentales Sozialstaatsdilemma, das sich fir die Anbieter einfacher
Arbeit auftut und das in letzter Konsequenz dazu fiihrt, dass sich sozialstaatliche Rege-
lungen gegen sich selbst, gegen die ureigenste Intention des sozialen Staatswesens rich-
ten. Die Anbieter einfacher Arbeit weisen geringe Arbeitsproduktivitaten auf, realisie-
ren entsprechend niedrige Marktléhne und noch niedrigere Nettoeinkommen, weil die
Sozialabgaben einen betrachtlichen Keil zwischen Arbeitskosten und Nettoeinkommen
treiben. Wird ein Anbieter einfacher Arbeit arbeitslos, sichert der Sozialstaat mit Hilfe

von Transfers sein soziokulturelles Existenzminimum. Dieses Existenzminimum ist
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aber in aller Regel nicht allzu weit von dem Nettoeinkommen entfernt, dass zuvor er-
zielt wurde. Die Folge ist, dass die Aufnahme von Arbeit notwendigerweise mit erheb-
lichen Transferentzugsraten einhergehen muss, wenn das durch Arbeit erzielte Netto-
einkommen nur wenig Uber dem Existenzminimum liegt. Die Alternative geringerer
Transferentzugsraten, die tber ein langeres Einkommensintervall wirken, lauft darauf
hinaus, dass die Anbieter einfacher Arbeit grundsétzlich einen staatlichen Transfer zu
ihrem Markteinkommen erhalten und keinerlei Abgaben entrichten. Die Diskussion des
Vorschlags der Benchmarking Gruppe hat gezeigt, dass ein solches Vorgehen schnell an
die Grenzen der Finanzierbarkeit stoft. Bleibt es deshalb bei den hohen Transferentzi-
gen, so bleiben auch die Anreizprobleme erhalten, denen sich die Anbieter einfacher
Arbeit ausgesetzt sehen. Der Sozialstaat garantiert ihnen ein Einkommen, das nur unwe-
sentlich unter dem liegt, welches sie durch Arbeit erzielen kdnnen, wenn sie den sozial-
staatlichen Regeln folgen, d.h. Abgaben entrichten. Damit erlischt jeder Arbeitsanreiz.
Der Sozialstaat erzeugt den ,,Sozialfall“ und gebdardet sich dabei wie der Feuerwehr-

mann, der Brande legt, weil er so gern loscht.

Fehlende Arbeitsnachfrage

Die Arbeitsnachfrage ist ebenfalls mit einer Art Sozialstaatsdilemma konfrontiert. Die
Solidargemeinschaft ist ein konstitutives Element sozialstaatlicher Ordnung. Letztlich
ist diese Gemeinschaft nichts anderes als eine Umverteilungsgemeinschaft, deren Mit-
glieder sich darauf einigen, dass diejenigen, die leistungsfahig sind, denen helfen, die
weniger leistungsfahig sind. Anders als im Einkommensteuerrecht wird die Frage, wer
leistungsfahig genug ist, Beitrdge zur Finanzierung der Sozialleistungen zu erbringen
nicht dadurch entschieden, wie viel Einkommen jemand erzielt, sondern allein dadurch,
ob er Arbeit hat oder nicht. Jede ,,regulare* Beschéftigung ist von Anfang an mit dem
vollen Satz der Sozialversicherungsabgaben beschwert. Diese Form der Identifikation
individueller Leistungsfahigkeit geht von der falschen Voraussetzung aus, dass jeder
Arbeitsanbieter in der Lage ist, eine Produktivitdt zu entfalten, die ausreicht, um ein
Nettoeinkommen (ber dem Existenzminimum, die auf den Bruttolohn entfallende Ein-
kommensteuer und die ber 40 Prozent liegenden Sozialversicherungsbeitrdge zu er-

wirtschaften. Richtig ist dagegen, dass es eine groRe Zahl von Arbeitsanbietern gibt, die
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die dafir notwendige Produktivitéat nicht entfalten konnen. Ihr Preis bzw. der Preis ihrer
Arbeit liegt deshalb tber der Wertschdpfung, die sie erzielen kénnen und folglich wird
ihre Arbeit nicht nachgefragt. Wieder erzeugt der Sozialstaat, indem er die Solidarge-

meinschaft falsch definiert, den Sozialfall, fiir den er geschaffen wurde.

3.2 Institutionen sind wichtig

In seiner gegenwartigen Ausgestaltung ist das System der sozialen Grundsicherung weit
davon entfernt, ein nachhaltiges System zu sein. Langfristig ist es nicht tiberlebensféhig,
weil es sich selbst die 6konomische Basis entzieht, indem es immer mehr Arbeitslosig-
keit unter den Anbietern einfacher Arbeit erzeugt. Sein Umbau ist allerdings keine trivi-
ale Aufgabe. Und es ist vor allem keine Aufgabe, die man dadurch bewaltigen kann,
dass man das soziale Sicherungssystem isoliert betrachtet und den institutionellen Kon-
text ignoriert, in dem es sich befindet. Der deutsche Kontext ist von einer starken Posi-
tion der Tarifparteien und einer Aversion gegen zu stark ausgepréagte Ungleichheiten
gekennzeichnet. Es liee sich Vieles darliber sagen, warum gerade dieser Mix in
Deutschland entstanden ist, aber an dieser Stelle geht es vor allem darum, die Frage zu
beantworten, ob man die existierenden Institutionen wie die Tarifautonomie, das Sozial-
staatsgebot oder das Prinzip der Leistungsfahigkeit einfach komplett in Frage stellen
soll oder gar muss, oder ob es nicht eher ratsam ist, den Versuch zu unternehmen, in-
nerhalb des bestehenden institutionellen Rahmens eine Losung zu finden. Die Antwort
auf diese Frage kommt einer Grundsatzentscheidung gleich. Wer bereit ist, alles in Fra-
ge zu stellen und beispielsweise das amerikanische System der Earned Income Tax
Credits auf Deutschland zu Ubertragen, der muss auch bereit sein, die Konflikte, die
eine solche Rosskur unweigerlich mit sich bringt, zu akzeptieren. Und er muss bereit
sein, die Kosten zu tragen, die ebenfalls unweigerlich entstehen, wenn man diese Kon-

flikte austrégt.

Die erfolgreiche Umsetzung des Ifo-Vorschlags ist nur vorstellbar, wenn die In-
stitution der Tarifautonomie beseitigt wird. Die Konflikte, die damit verbunden sind,
liegen auf der Hand. Die Kosten, die mit dem dabei unweigerlichen Verlust des sozialen
Friedens einhergehen, mégen den einen als unvermeidbares Ubel erscheinen und akzep-

tabel sein. Den Autoren der Magdeburger Alternative erscheinen sie als vermeidbar und
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nicht akzeptabel. Dieses Werturteil lasst sich nicht vermeiden. Wichtig ist aber in die-
sem Zusammenhang, dass eine rationale Bewertung alternativer Reformvorschlége
zwingend erfordert, dass die Kosten bericksichtigt werden, die durch den gegebenen-

falls notwendigen Umbau des institutionellen Arrangements entstehen.

3.3 Die Reform muss zielgruppenorientiert sein

Bei dem Problem der Langzeitarbeitslosigkeit gering qualifizierter Menschen handelt es
sich um ein spezielles Problem, das durch das Zusammenspiel bestimmter institutionel-
ler Gegebenheiten, der weltweiten Arbeitsteilung und der Produktivitatsentwicklung in
hoch industrialisierten modernen Gesellschaften entsteht. Entscheidend ist dabei die im
Vergleich zu den Arbeitskosten zu geringe Produktivitat einfacher Arbeit bzw. bei ge-
gebener Produktivitat der zu hohe Preis, der fur einfache Arbeit zu entrichten ist. Ziel
der Reform muss es deshalb sein, dieses Kernproblem der Arbeitsnachfrage zu beseiti-
gen und gleichzeitig die Anreizprobleme zu losen, die sich auf der Angebotsseite stel-
len. Entlastungen, die dadurch erreicht werden, dass die Abgabenlast, mit der das Ar-
beitsangebot gegenwartig beschwert ist, reduziert wird, sind nur soweit moéglich, als sie
nicht zu einer Verschlechterung der Offentlichen Finanzlage fuhren. Dies wiederum
kann nur dann erreicht werden, wenn die Entlastungen dort und nur dort eingesetzt wer-
den, wo sie unmittelbar zu Ersparnissen der ¢ffentlichen Hand fiihren, die in der Lage
sind, den Einnahmenverzicht zu kompensieren. Losungen, wie sie beispielsweise von
den Gewerkschaften vorgeschlagen wurden, die auf eine allgemeine Absenkung der

Abgaben hinauslaufen, sind deshalb nicht realistisch.

3.4 Das Anreizproblem ist noch nicht gelost

Auch nach der Zusammenlegung von Sozialhilfe und Arbeitslosenhilfe ist das Anreiz-
problem auf der Angebotsseite nicht gelost. Durch die Einfiihrung der Ein-Euro-Jobs
wird vielen Alg lI-Empfangern die Mdglichkeit gegeben, mit einer Teilzeitbeschafti-
gung ein Nettoeinkommen zu erzielen, das dem einer Vollzeitstelle in der privaten
Wirtschaft entspricht. So rechnete der Sachverstandigenrat zur Begutachtung der Ge-
samtwirtschaftlichen Entwicklung (2004) aus, dass, im Vergleich zu einem Ein-Euro-

Job mit einer Mehraufwandsentschadigung von 1,50 Euro je Stunde, ein alleinstehender
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Alg 11-Empfanger mindestens 1.200 Euro brutto, ein Alg II-Empfanger mit Familienan-
gehdrigen mindestens 1.600 Euro brutto verdienen muss, damit es sich tberhaupt fur
ihn lohnt, auf dem ersten Arbeitsmarkt eine Arbeit anzunehmen (vgl. Sachverstandigen-
rat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung, S.189f). Uberlegungen,
den Mini- und Midijobbereich fiir Langzeitarbeitslose durch groRziigigere Transferent-
zugsraten zu 0Offnen (vgl. Fertig, Kluve und Schmidt 2004), wiirden zusatzlich dafur
sorgen, dass die verscharften Anreizmechanismen durch die Hartz 1V-Gesetze wieder

aufgeweicht werden.

3.5 Das Tarifsystem muss beachtet werden

Die Lohnuntergrenzen sind durch die Tariflohne kurz- bis mittelfristig festgelegt. Die
Tatsache, dass der Anteil der nicht tarifgebundenen Arbeitsverhaltnisse angestiegen ist,
andert nichts an dieser Feststellung. Auch Unternehmen, die unter Tarif entlohnen, ori-
entieren sich an den Tariflohnen, da sie ansonsten Gefahr laufen, dass gute Mitarbeiter
bei nachster Gelegenheit in Unternehmen wechseln, die nach Tarif bezahlen. In diesem
Fall kommt es zu Selektionseffekten, die dazu fiihren, dass die Produktivitét in den Un-

ternehmen, die deutlich unter Tarif entlohnen, sinken wird.

Ein weiterer sehr wichtiger Aspekt ist die Starrheit der Tarifléhne in Deutsch-
land. Sie bewirkt, dass Arbeitnehmerzuschisse keine unmittelbaren Effekte auf die Ar-
beitskosten haben. Nur wenn Lohnkostenzuschusse in Form von Tariflohnsenkungen an
Arbeitgeber weitergegeben werden, sind deshalb Arbeitsnachfrageeffekte zu erwarten.
Die Insider-Outsider Theorie (vgl. Lindbeck und Snower 1989, 2001, 2002) l&sst erwar-
ten, dass es kaum zu diesen Effekten kommen wird. Deshalb ist nur dann mit einem
spurbaren Rilckgang der fir die Arbeitsnachfrage entscheidenden Arbeitskosten zu

rechnen, wenn Entlastungen unmittelbar den Arbeitsnachfragern zugute kommen.

3.6 Unbefristete Probleme brauchen unbefristete Losungen

Ein gravierender Fehler der bisherigen Versuche, durch Lohnkostenzuschiisse Gering-
qualifizierte in Arbeit zu bringen, liegt in der Befristung der MaBnahmen. Solange die

Forderung zeitlich befristet ist, wird es sich ein Unternehmen genau Uberlegen, ob es
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eine neue Arbeitskraft einstellt. Befristete Lohnkostenzuschisse haben nur dann einen
Sinn, wenn die Einstellung von Menschen daran scheitert, dass sie nicht aus dem Stand
heraus in der Lage sind, die notwendige Produktivitat zu entfalten, sondern dazu erst
eine langere Einarbeitungszeit bendtigen. Dies konnte beispielsweise deshalb der Fall
sein, wenn lange Zeiten der Arbeitslosigkeit zu Entwdhnungseffekten und einem Ver-
lust von Humankapital gefiihrt haben. Aber selbst in diesen Fallen, kann man sich fra-
gen, was mit einem befristen Lohnzuschuss erreicht werden soll. Man kann nicht davon
ausgehen, dass dieser in der Lage ist, zusatzliche Arbeitsnachfrage zu stimulieren. Bes-
tenfalls wird er die Nachfrage auf den Personenkreis umlenken, der anspruchsberechtigt
ist, zu Lasten derer, die noch nicht lange arbeitslos sind und von Beginn an die erforder-
liche Produktivitat entfalten kdnnen. Ein Anstieg der Arbeitsnachfrage ist deshalb nicht
zu erwarten, weil nach Ablauf der Férderungsfrist der Tariflohn zu zahlen ist — und zu

dem wird nicht mehr Arbeit nachgefragt als gegenwaértig beobachtbar.

Nur wenn der Tariflohn fallt, kommt es zu Beschéftigungseffekten. Doch dann
verscharft sich wieder das Anreizproblem: Wenn der Lohn plétzlich wieder auf ein Ni-
veau féllt, das kaum hoher ist als das Arbeitslosengeld, dann macht es flr den Arbeit-
nehmer finanziell kaum mehr einen Unterschied, ob er arbeitet oder nicht. Fur Arbeit-
geber, die antizipieren, dass die Motivation ihrer neuen Mitarbeiter sinken wird, wenn
der Arbeitnehmerzuschuss wieder wegféllt, stellen befristete Lohnkostenzuschisse da-
her keine wirklichen Anreize dar, neue Beschaftigungsverhaltnisse zu schaffen. Sie
werden im Wesentlichen dann wahrgenommen, wenn neue Mitarbeiter eingestellt wer-
den, um ausscheidende Mitarbeiter zu ersetzen, oder im Rahmen ohnehin geplanter Ex-
pansion. Zeitliche Befristungen von arbeitsmarktpolitischen MaRnahmen minimieren
daher die Erfolgsaussichten selbst der besten MalRnahmenpakete. Wirkungsvolle wirt-
schaftpolitische MaRnahmen auf dem Arbeitsmarkt mussen daher im Prinzip zeitlich

unbefristet sein.

Ein weiterer Aspekt kommt hinzu: Mit einer Ausweitung der Arbeitsnachfrage
ist nur dann zu rechnen, wenn Unternehmen einfache Arbeit in einer anderen Weise
einsetzen konnen als dies bisher der Fall ist. Zusatzliche Beschéftigung kommt dann
zustande, wenn neue Produkte entstehen, alternative arbeitsintensivere Produktionsver-

fahren eingesetzt werden oder wenn durch sinkende Preise neue Kéauferschichten er-
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schlossen werden konnen. Solche Dinge kénnen nur dann entstehen, wenn die Unter-
nehmen dauerhaft davon ausgehen koénnen, dass sie einfache Arbeit zu niedrigeren Prei-
sen als bisher einkaufen konnen. Der Ubergang zu neuen Produktionstechniken setzt
Investitionen voraus, die langfristig geplant werden. Neue Produkte werden auch im
Dienstleistungssektor nur dann entstehen, wenn die Aussicht darauf besteht, dass sie
langfristig am Markt platziert werden konnen. Auch aus diesem Grund ist nur eine
glaubwirdig unbefristete Senkung der Arbeitskosten geeignet, die Nachfrage nach ein-

facher Arbeit wieder zu beleben.
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4. Die Magdeburger Eernative

Wir wollen im Folgenden zeigen, dass mit Hilfe von vier ineinander greifenden MaR-
nahmen den im vorangehenden Abschnitt zusammengefassten stilisierten Fakten weit-
gehend Rechnung getragen wird und durch ein MaBnahmenpaket, das vier Punkte um-
fasst, die Arbeitslosigkeit im Niedriglohnbereich im groRen Umfang abgebaut werden

kann.
4.1 Der Vierpunkte Plan

1. Erstattung der Sozialversicherungsabgaben

Die Arbeitskosten fiir Geringqualifizierte werden durch die vollstandige Ubernahme der
Sozialversicherungsbeitrage durch den Bund gesenkt. Stellt ein Arbeitgeber einen Alg
I1-Empfanger zu einem Lohn ein, der die Forderhdchstgrenze, die sich an tariflichen
Regelungen fiir die unterste Lohngruppe in dieser Branche orientiert, nicht Gberschrei-
tet, so erwirbt er einen Erstattungsanspruch in Héhe der gesamten Sozialversicherungs-

beitrage (Arbeitgeber- und Arbeitnehmeranteil).

Die Sozialversicherungsbeitrdge liegen 2005 bei durchschnittlich 42,2 Prozent
(Gesetzliche Rentenversicherung: 19,5 Prozent, Gesetzliche Krankenversicherung: 14,5
Prozent, Gesetzliche Arbeitslosenversicherung: 6,5 Prozent, Gesetzliche Pflegeversiche-
rung: 1,7 Prozent). Dies entspricht einem Anteil an den gesamten Arbeitskosten, die
sich aus Bruttoarbeitseinkommen und Arbeitgeberanteil zur Sozialversicherung zusam-
mensetzen, in Hohe von 34,8 Prozent. Der Nettolohn des Neueingestellten bleibt von
der Erstattung vollkommen unberiihrt. Das Unternehmen fuhrt fur den neu eingestellten
Mitarbeiter wie bisher die Sozialversicherungsabgaben und die Lohnsteuer ab und G-
berweist den verbleibenden Betrag als Nettolohn an den Mitarbeiter. Eine Unterschei-
dung von ,,subventionierten“ und ,,regulér beschéftigten* Mitarbeitern gibt es nicht. Die
Erstattung der Sozialversicherungsbeitrdge wird nicht personenbezogen gewdhrt, sie

knupft an den Tatbestand an, dass ein bisheriger Alg 11-Empfanger eingestellt wird.


Schoeb
Technisch gibt es ein Problem mit dem Einbinden der Graphik 4.1. Diskussionsbedarf ist wohl im Hinblick auf die Verdrängung von Minijobs – dies verändert die GuV, die Frage ob wir haushaltsnahe Dienstleistungen hier aufnehmen, die Rolle der PSA und Null-Euro Jobs (Qualifizierungsjobs – da sie jemanden dazu qualifizieren Alg II zu erhalten) sowie die regionale Ausgestaltung im Hinblick auf möglichen Mismatch. Neuberechnung der Lastverteilung
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Abbildung 4.1: Arbeitskosten und Nettolohneinkommen
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Legende: Die Balken geben die Arbeitskosten fiir die verschiedenen im Text diskutierten Al-
ternativen an. Die Nettoeinkommen betragen unabhangig von dem Erstattungsanspruch
1.039,80 Euro.

Die Entlastungswirkung durch die Erstattung der Sozialversicherungsbeitrége lasst sich
anhand der Abbildung 4.1 erkennen. In dem dort aufgezeigten Beispiel gehen wir von
einem monatlichen Tariflohneinkommen von 1.500 Euro aus. Einschlielich der Ar-
beitgeberanteile zur Sozialversicherung betragen die Arbeitskosten damit monatlich
1.816,50 Euro. Davon erhalt der Arbeitnehmer nach Abzug der Sozialversicherungsbei-
trdge, Lohnsteuer, Solidaritatszuschlag und Kirchensteuer nach dem Steuertarif 2005
1.039,80 Euro ausbezahlt. 42,8 Prozent der Arbeitskosten behalt somit der Staat. Wenn
der Staat jetzt die gesamten Sozialversicherungsabgaben zurlickerstattet — Arbeitgeber-
und Arbeitnehmeranteile — so sinken die Arbeitskosten auf 1.183,50 Euro. Der Keil
zwischen Arbeitskosten und Nettolohn reduziert sich auf die Lohnsteuer und betragt nur
noch 143,70 Euro.

VVom ersten Tag der Einfihrung dieser Malinahmen an kann das Unternehmen

jetzt neue Arbeitskréfte einstellen, deren Arbeitskosten um 34,8 Prozent niedriger sind
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als vorher. Anders als bei samtlichen Vorschlagen, die auf Lohnerganzungsleistungen
abzielen, muss nicht erst darauf vertraut werden, dass in den Tarifvertragen Bruttolohn-

senkungen vereinbart werden.

2. Zusatzliche Entlastung bei bestehenden Arbeitsverhéltnissen

Eine zielgruppenorientierte Lohnsubvention fiihrt in der Regel dazu, dass mit der Zeit
mehr und mehr ,,regulére” Arbeitsplatze durch ,,subventionierte* Arbeitsplatze ersetzt
werden. Dadurch lassen sich Arbeitskosten einsparen, ohne die Beschaftigung auszu-

dehnen. Dieses Problem ist aus zwei Griinden ernst zu nehmen.

1. Eine zielgruppenorientierte Lohnsubvention gefahrdet die Arbeitsplétze bislang
regulér Beschaftigter. Auch wenn die Lohnsubvention netto neue Arbeitsplatze
schafft, so generiert die Lohnsubvention starke Umverteilungseffekte und in der
langen Frist den so genannten Drehtlreffekt. Reguldre Arbeitskrafte werden
durch subventionierte Arbeitskrafte ersetzt, diese missen dann eine gewisse
Zeit arbeitslos bleiben, um nun selbst Anspruch auf die Subvention erheben zu

kdnnen.

2. Der Substitutionseffekt erhoht das fiskalische Risiko einer zielgruppenorientier-
ten Lohnsubvention. Ist es fir Unternehmen relativ leicht, regulére Arbeit durch
subventionierte Arbeit zu ersetzen, so dominieren in der Einflhrungsphase die
Mitnahmeeffekte die Beschaftigungseffekte und verschlechtern dadurch die

Kosten-Nutzen-Bilanz der MalRnahme.

In dem Reformvorschlag der Magdeburger Alternative sind deshalb zwei Vorkehrun-
gen bei der Ausgestaltung der Erstattung der Sozialversicherung eingebaut, die die
Verdrangung bestehender Arbeitsverhéltnisse weitestgehend ausschlief3t. Als erstes

wird die Erstattung an zwei Voraussetzungen geknipft.

1. Die Einstellung eines Alg I11-Empféngers begriindet originar den Erstattungsan-

spruch.

2. Die Erstattung der Sozialversicherungsbeitrage erfolgt nur dann, wenn dadurch
die Beschaftigung im untersten Tariflohnbereich einer Betriebsstétte eines Un-

ternehmens ausgeweitet wird. Hierzu wird einmalig die Beschéftigung in der
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untersten Tariflohngruppe zu einem Stichtag festgelegt. Die Erstattung der So-
zialversicherungsbeitrage erfolgt nur so lange wie der Beschéftigungsstand uber

dem zum Stichtag festgestellten Beschaftigungsstand in der untersten Lohn-
gruppe liegt.
Man spricht hier von einer so genannten ,,marginal subsidization* (siehe Layard und

Nickell 1980). In jedem Monat berechnet sich der Erstattungsanspruch dann gemal der

Formel
(Anzahl der Beschaftigten — Stichtagsbeschaftigung)-SVB.

Die Wirkungsweise dieser beschaftigungsabhangigen Erstattung der Sozialversiche-
rungsbeitrage kann anhand eines Zahlenbeispiels verdeutlicht werden. Angenommen,
das Unternehmen hat zu dem Stichtag, der in der Vergangenheit liegen muss, um Mani-
pulationen zu verhindern, zehn Arbeitskrafte in der untersten Lohngruppe beschaftigt.
Der monatliche Tariflohn betrage wie in unserem obigen Beispiel 1.500 Euro. Werden
zwei Alg lI-Empfanger neu eingestellt, so erhoht sich die Beschaftigung auf zwolf. Fur
die Mehrbeschaftigung von 12 minus 10 erhélt das Unternehmen eine Gutschrift in Ho-
he von monatlich 1.266 Euro, dies entspricht den Sozialversicherungsbeitrdgen der zwei
zusatzlichen Arbeitskréafte. Entlasst das Unternehmen spéter einen reguldren Arbeit-
nehmer, so sinkt die Beschéftigung wieder auf 11 und damit halbiert sich auch die Er-

stattung der Sozialversicherungsbeitrage auf monatlich 633 Euro.

Mit einer von der Beschéftigung abhéngigen Erstattung der Sozialversiche-
rungsbeitrage gelingt es, eine unmittelbare Verdrangung von regular Beschaftigten in-
nerhalb eines Unternehmens zu verhindern. Die Gefahr einer Auslagerung von Arbeits-
platzen ist damit jedoch noch nicht ausgeschlossen. So kénnte ein Unternehmen, das
bislang zehn regulére Arbeitskréfte in der untersten Tariflohngruppe beschaftigte,
schlieen und allen Mitarbeiter kiindigen. Es kdnnte sich anschlieBend neu griinden,
nun aber mit zehn neuen Arbeitskréaften, deren Einstellung einen Erstattungsanspruch
begriinden. Arbeit kdnnte aber auch einfach ausgelagert oder an Unternehmen vergeben

werden, die die Erstattung der Sozialversicherungsbeitrage voll abschdpfen kdnnen.

Dies lasst sich durch zuséatzliche Anreize fiir bestehende Unternehmen, ihre ei-

gene Beschéaftigung auszuweiten, verhindern. Deshalb sieht die zweite Malinahme ge-



53 Magdeburger Alternative

Kapitel 4

gen die Verdrangung regulérer Beschaftigung vor, dass einem bestehenden Unterneh-
men nicht nur die Sozialversicherungsbeitrage fur den neu eingestellten Hilfeempfanger
zurlickbezahlt werden, sondern es erhalt zusétzlich fur jede Neueinstellung eines Hilfe-
empfangers die Sozialversicherungsbeitrdge eines bereits am Stichtag beschéftigten
regularen Arbeitnehmers, dessen Lohn unter der Forderhdchstgrenze liegt, erstattet.
Damit féllt fur eine Neueinstellung eine doppelt so hohe Erstattung an wie in einem neu
geschaffenen Unternehmen, das die Arbeit durch Auslagerung tbernehmen will. Stellt
es zwei Alg IlI-Empfanger ein, so bekommt ein bestehendendes Unternehmen in unse-
rem Beispiel also anstatt 1.266 Euro monatlich die doppelte Summe von 2.532 Euro

erstattet.

Tabelle 4.1: Doppelte Erstattung der Sozialversicherungsbeitrage und durchschnittliche

Arbeitskosten

Beschiftigte - ) Durch- - Durch-
in der un- | davon mit | Monatliche .rire Kosten eines .iire
schnittliche o 1 schnittliche
tersten |Erstattungs-| Erstattung . zusitzlichen
anspruch in Euro Arbeits- Arbeiters Lohn-
Lohngruppe, P kosten senkung
insgesamt
10 0 0 1.816,50 550,50 0
11 2 1.266 1.701,41 550,50 6,34 %
12 4 2.532 1.605,50 550,50 11,62 %
13 6 3.798 1.524,35 550,50 16,08 %
14 8 5.064 1.454,79 550,50 19,91 %
15 10 6.330 1.394,50 550,50 23,23 %
16 12 7.596 1.341,75 550,50 26,14 %
17 14 8.862 1.29521 550,50 28,70 %
18 16 10.128 1.253,83 550,50 30,98 %
19 18 11.394 1.216,82 550,50 33,01 %
20 20 12.660 1.183,50 1183,50 34,85 %
21 21 13.293 1.183,50 1183,50 34,85 %
22 22 13.926 1.183,50 1183,50 34,85 %

Legende: Die Berechnung erfolgt fir einen Tariflohn von monatlich 1.500 Euro und Sozi-

alversicherungsbeitragen in Hohe von insgesamt 42,2 Prozent.

Quelle: Eigene Berechnungen.
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Mit dieser ,,doppelten Erstattung* flr bestehende Unternehmen wird zusétzliche Arbeit
in bestehenden Unternehmen lohnender als in neuen Unternehmen. Dem steht jedoch
der Nachteil gegentiber, dass die durchschnittlichen Arbeitskosten fiir Geringqualifizier-
te in neuen Unternehmen niedriger sind. Die Tabelle 4.1 zeigt, wie sich die Erstattung
der Sozialversicherungsbeitrage fur ein Unternehmen auszahlt, das zum Stichtag zehn

Mitarbeiter in der untersten Tariflohnklasse beschéftigte.

Die doppelte Erstattung der Sozialversicherungsbeitrdge macht es gerade fur
solche Unternehmen attraktiv, neue Arbeitsplatze mit Erstattungsanspruch zu schaffen,
die bereits Geringqualifizierte beschaftigen. Sie bekommen 70 Prozent des Lohnes eines
neu eingestellten Alg Il-Empfangers erstattet — denn sie durfen ja die Sozialversiche-
rungsbeitrage fiir zwei Arbeiter zurtickfordern — gegeniiber 35 Prozent, die ein neues

Unternehmen bekommt.

Das bedeutet jedoch nicht, wie z.B. der Sachverstandigenrat zur Begutachtung
der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung in seinem Jahresgutachten 2004/2005 behaup-
tete, dass das neue Unternehmen gegentiber alten Unternehmen benachteiligt wird. Das
Gegenteil ist der Fall: Fur das neue Unternehmen sind die durchschnittlichen Lohnkos-
ten vom ersten Beschaftigten an in der untersten Lohngruppe um 35 Prozent niedriger
als ohne Erstattung der Sozialversicherungsbeitrdge. Im Vergleich dazu kann ein altes
Unternehmen, das bislang zehn Arbeiter in der untersten Lohngruppe beschéftigte, mit
der Einstellung eines Alg IlI-Empféngers trotz doppelter Erstattung der Sozialversiche-

rungsbeitrage die durchschnittlichen Lohnkosten nur um 6,4 Prozent absenken.

Dieser Nachteil ist aber gewollt, denn das alte Unternehmen kann diesen Nach-
teil nur dadurch ausgleichen, wenn es weitere Arbeitnehmer neu einstellt. Das hat zwei
wichtige Effekte: Einerseits wird dadurch erreicht, dass Unternehmen, die bereits in der
untersten Tarifgruppe Beschaftigte haben, nur dann Mitnahmeeffekte erreichen kénnen,
wenn sie zusatzliche Beschaftigung schaffen und damit die 6ffentliche Kasse entlasten.
Auf diese Weise finanzieren sich die Entlastungen von den Sozialversicherungsabgaben
im Bestand quasi selbst, denn mit jeder Belastung geht eine Entlastung einher. Anderer-
seits fuhrt diese Regel dazu, dass die marginalen Lohnkosten eines Unternehmens, das
bereits im relevanten Tarifbereich beschéaftigt, starker sinken als die eines neuen Unter-

nehmens. In den Fallen, in denen die marginalen Kosten flr die Wettbewerbsfahigkeit



Kapitel 4 55 Magdeburger Alternative

bedeutsam sind, haben die Bestandsfirmen einen Vorteil, was dazu fiihren wird, dass

nach Einflihrung der Magdeburger Alternative zuerst im Bestand reagiert werden wird.

Die doppelte Erstattung der Sozialversicherungsbeitrdge erhalten bestehende
Unternehmen nur bis zu dem Punkt, wo sich die Beschaftigung in der untersten Lohn-
gruppe verdoppelt hat. In dem Beispiel von Tabelle 4.1 ist es also maximal mdglich, fur
zehn Neueinstellungen die doppelte Erstattung der Sozialversicherungsbeitrage in An-
spruch zu nehmen. Wenn das bestehende Unternehmen dariiber hinaus weitere gering
qualifizierte Arbeitskréfte einstellt, erhalt es den gleichen Erstattungsbetrag wie ein
neues Unternehmen und auch bei den durchschnittlichen Arbeitskosten ist der Unter-

schied verschwunden.

3. Hartz IV - plus: Arbeit muss sich lohnen

Mit den ersten zwei MaRRnahmen sinken die Arbeitskosten fur die Neueinstellung von
Alg IlI-Empfangern substantiell. Die Verknlpfung des Erstattungsanspruchs mit dem
Beschaftigungsstand und die doppelte Erstattung mit der Beschéftigungsausweitung in
bestehenden Unternehmen sorgt dafur, dass weitgehend ausgeschlossen werden kann,
dass im groBen Umfang regulare Arbeitskréfte durch geforderte Arbeitskréfte ersetzt
werden. Wenn die Unternehmen daraufhin bereit sind, mehr Arbeit nachzufragen, muss
sichergestellt sein, dass sie genugend Arbeitskrafte finden und dass diese motiviert ge-
nug sind, die Arbeit auch zur Zufriedenheit des Arbeitgebers auszufiihren. Hierzu be-
darf es einer Politik, die sicherstellt, dass Langzeitarbeitslose in ausreichendem Malie
Anreize haben, Arbeit im Niedriglohnbereich auch tatsachlich anzunehmen. Dies wird
dann sichergestellt, wenn sich Arbeit lohnt, wahrend Nichtstun sich fir diejenigen, die

Arbeit haben kénnten, nicht mehr auszahlt.

Die dritte Malnahme im Rahmen der Magdeburger Alternative baut auf den ver-
schérften Zumutbarkeitsregeln von Hartz 1V auf. § 10 SGB Il legt fest, dass jede Tatig-
keit zumutbar ist, zu der der Hilfeempféanger korperlich, geistig und seelisch in der Lage
ist, die ihm die kunftige Auslibung seiner bisherigen uUberwiegenden Tétigkeit nicht
wesentlich erschwert, und die nicht die Erziehung eines Kindes oder die Pflege eines

Angehorigen verhindert. Insbesondere stellt § 10 Abs. 2 SGB |1 explizit klar, dass es
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keinen Qualifikations- oder Statusschutz gibt und dass Hilfeempfangern auch schlechte-

re Arbeitsbedingungen als in bisher ausgelibten Tatigkeiten zugemutet werden kdnnen.

Leistungskirzungen sind in § 31 Abs. 1 SGB 11 geregelt. Das Alg Il wird in ei-
ner ersten Stufe um 30 Prozent gekirzt, wenn ein Alg llI-Empfanger eine zumutbare
Arbeit ablehnt oder eine Malinahme zur Eingliederung in Arbeit abbricht bzw. Anlass
fur den Abbruch gibt. Bei wiederholtem VerstoR wird die Leistung in 30 Prozent-
Schritten gekdrzt, gegebenenfalls kénnen stattdessen Sachleistungen erbracht werden (8
31 Abs. 3 SGB II).

Durch eine strikte Umsetzung dieser Bestimmungen wird Arbeit relativ zum
Nichtstun attraktiver. Auf den ersten Blick mag es so aussehen, als ob dies nur durch
Bestrafung erreicht wird. Doch ist an dieser Stelle zu betonen, dass diese Sanktionie-
rung zeitgleich mit einem substantiellen Anstieg der Arbeitsnachfrage einhergeht. Wenn
Arbeit in ausreichendem Malie zu einem Nettolohn angeboten wird, der deutlich Uber
den Hilfesatzen liegt, so wird Arbeit attraktiver und die Opportunitétskosten des Nichts-
tuns steigen. Entscheidend flr die Anreizwirkung ist dabei der Keil, der zwischen Er-

werbseinkommen und Nichterwerbseinkommen getrieben wird.

Die Sanktion bezieht sich auf die arbeitsfahigen Hilfeempfanger. Laut SGB 11 ist
man als Empfanger von Alg Il als erwerbsfahig eingestuft und es wird erwartet, dass
man jede zumutbare Arbeit annimmt. Nur wer eine solche Arbeit ,,unbegrindet* ab-
lehnt, verwirkt seinen Anspruch auf staatliche Unterstitzung. Die Betonung liegt auf
Lunbegrindet”. Wer keine Arbeitsstelle finden kann oder aber aus gesundheitlichen
oder sozialen Grunden als nicht arbeitsfahig gilt, hat wie im bisherigen System An-
spruch auf Hilfe zum Lebensunterhalt. Wer hingegen eine ihm angebotene, zumutbare
Arbeit ablehnt, bedarf offensichtlich keiner Hilfe der Gesellschaft. Bundeskanzler Ger-
hard Schréder hat dies deutlich formuliert: ,,Es gibt kein Recht auf Faulheit in unserer
Gesellschaft. Wer arbeiten kann, aber nicht will, der kann nicht mit Solidaritat rech-
nen®. Umgekehrt heil3t dies auch: Wer arbeiten will, aber keine Arbeit findet, kann auf

die Solidaritét des Sozialstaates rechnen.

Die Frage ist, wie man feststellen kann, ob jemand arbeiten will, aber keine Ar-

beit findet? Ein Problem ist dies im Grunde nur dann, wenn Arbeitsplétze knapp sind. In
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diesem Fall ist es schwer festzustellen, ob sich ein Hilfeempfanger ernsthaft um Arbeit
gekiimmert hat oder sich nur einfach hinter der Schutzbehauptung versteckt, er fande
keine Arbeit. Sobald durch die Senkung der Arbeitskosten um 35 bis 70 Prozent immer
mehr neue Stellen im Niedriglohnbereich angeboten werden, wird es fiir Arbeitsunwil-

lige sehr viel schwerer glaubhaft zu machen, dass sie keine Arbeit finden kénnen.

Dennoch sollten auch fur den Fall steigender Arbeitsnachfrage weitere Vorkeh-
rungen getroffen werden. Dabei kommt privaten Arbeitsvermittlern eine besondere Rol-
le zu. Private Arbeitsvermittler haben ein persdnliches Interesse daran, Arbeitssuchende
in eine geeignete Arbeitsstelle zu vermitteln. Sie werden deshalb bereits im Vorfeld der
Arbeitsvermittlung durch ausfiihrliche Interviews ein Profil des Suchenden erstellen
(Profiling) und dann mit den Anforderungen der Unternehmer vergleichen. Dabei wer-
den sie sehr sorgféltig vorgehen, denn ihr Erfolg wird davon abhangen, ob sie geeignete
Bewerber anbieten kdnnen oder nicht. Bezahlt werden sie nicht nach der Anzahl der
Bewerbungsgesprache, sondern nach dauerhaften sozialversicherungspflichtigen Ar-
beitsverhaltnissen, die sie anbahnen. Damit sichergestellt wird, dass nicht die schnelle,
sondern die passgenaue Vermittlung im Vordergrund des Interesses steht, wird man die
Pramie flr eine Vermittlung nur gestaffelt ausbezahlen, etwa indem man die erste Half-
te nach sechsmonatigem Bestehen eines Beschaftigungsverhaltnisses ausbezahlt, die
zweite Halfte jedoch erst, wenn das Beschaftigungsverhéltnis auch nach Ablauf eines

Jahres noch besteht.

Dariber hinaus schlagen wir weitere 6konomische Anreizmechanismen vor, die
insbesondere Schwarzarbeiter dazu bringen sollen, entweder in eine sozialversiche-
rungspflichtige Beschaftigung zu wechseln oder zumindest den Anspruch auf Alg Il
aufzugeben. Fir gut eingeflihrte Schwarzarbeiter sind die Anreize, keine reguldre Arbeit
aufzunehmen nach wie vor groR. Um die Arbeitswilligkeit dieser Gruppe zu erhéhen,
schlagen wir vor, dass Alg II-Empfanger, die noch nicht in einen neuen Job vermittelt
werden konnten, zu gemeinnitziger Arbeit herangezogen werden. Dabei kann durchaus
auf die neu geschaffenen Ein-Euro-Jobs zurlickgegriffen werden, doch muss sicher ge-
stellt werden, dass die Beschéftigung in diesem Bereich nicht so grofziigig entlohnt
wird, dass sich eine Beschaftigung im ersten Arbeitsmarkt nicht mehr lohnt. Damit der

Anreiz, dies zu tun, bestehen bleibt, darf die Entlohnung nicht tber das Alg Il hinausge-
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hen — abgesehen von einer kleinen Aufwandsentschadigung. Nicht die Einkommenssi-
cherung der Hilfeempfanger steht hier im Vordergrund, sondern allein die Anreizwir-
kung. Ziel darf es nicht sein, im 6ffentlichen Sektor Beschaftigung zu schaffen, in der
die Alg Il-Empfanger auf Dauer bleiben. Ziel muss es vielmehr sein, Bedingungen zu
schaffen, die dem Einzelnen optimale Anreize bieten, auf eine Stelle in der freien Wirt-
schaft zu wechseln. Die jetzt geplante Ausgestaltung der Ein-Euro-Jobs ist dazu unge-
eignet, weil sie einen zu geringen Lohnabstand zu der Beschaftigung im ersten Ar-
beitsmarkt herstellt. Man kann jedoch daran denken, eine etwaige Entlohnung in diesem
Bereich beizubehalten, diese wird aber nicht ausbezahlt, sondern einem Guthabenkonto
gutgeschrieben, das erst nach einer Sperrfrist, in der eine sozialversicherungspflichtige

Beschaftigung nachgewiesen wurde, fir den Beschéftigten zugéanglich wird.

4. Unbefristete Hilfe zur Arbeit

Die Magdeburger Alternative sieht fir Arbeitnehmer in der untersten Tariflohngruppe
eine unbefristete Ubernahme der Sozialversicherungsbeitrage durch den Staat vor. Be-
griindet wird dies durch die Tatsache, dass die Probleme der Armutsfalle und der zu
hohen Bruttolohnkosten keineswegs voriibergehender Natur sind. Das Existenzmini-
mum ist in Deutschland als soziokulturelles Existenzminimum definiert. Es knupft nicht
an einen absoluten, sondern an einen relativen Armutsbegriff an. Dies bedeutet, dass
sich das soziale Grundsicherungsniveau am Durchschnittseinkommen orientiert. Dies
hat schwerwiegende Konsequenzen in einer wachsenden Okonomie. Steigt die Produk-
tivitat der Geringqualifizierten nicht im gleichen Mal3e wie die durchschnittliche Pro-
duktivitat, so wird mit zunehmendem Wohlstand ein immer groRerer Teil der Arbeits-
bevolkerung nicht mehr in der Lage sein, durch eigene Arbeit ein Einkommen zu erzie-
len, das dem soziokulturellen Existenzminimum entspricht. Auch eine gezielte Bil-
dungspolitik kann daran wenig andern, da es einen wachsenden Teil der arbeitsfahigen

Bevodlkerung gibt, der nicht ausreichend qualifizierbar ist.

Im bestehenden System der sozialen Grundsicherung fiihrt diese Entwicklung
dazu, dass immer mehr Geringqualifizierte dauerhaft vom Arbeitsmarkt ausgeschlossen
werden. Deshalb wird der Staat langfristig gar nicht umhin kénnen, anstatt weiterhin die

soziale Grundsicherung in vollem Umfang zu alimentieren, sich darauf zu beschranken,
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nur denjenigen Anteil des Existenzminimums zu Ubernehmen, den ein Hilfebedurftiger
nicht aus eigener Kraft erwirtschaften kann. Es geht bei der Umstellung auf eine Hilfe
zur Arbeit deshalb nicht um eine bloRe temporére arbeitsmarktpolitische Malinahme,
sondern um eine fundamentale Umgestaltung des Systems der sozialen Grundsicherung,
in der der Staat Hilfe zur Arbeit gewahrt anstatt Sozialhilfe, die Arbeit bestraft.

Die in der Magdeburger Alternative vorgeschlagene Erstattung der Sozialversi-
cherungsbeitrage erscheint auf den ersten Blick als eine neue, zusatzliche Subvention.
Das ist aber nicht der Fall. Wie bei dem Vorschlag der Wissenschaftlergruppe der Ar-
beitsgruppe Benchmarking handelt es sich bei diesem Vorschlag nicht um eine Subven-
tionierung der Lohnnebenkosten im Niedriglohnbereich, sondern um eine besondere
Ausgestaltung einer Freigrenze in der Sozialversicherung, die damit begriindet wird,
dass die Solidargemeinschaft ihren Mitgliedern keine Solidaritatspflichten auferlegen
darf, wenn sie es diesen dadurch unmdglich macht, fiir sich selbst zu sorgen (vgl. hierzu
Abschnitt 2.2). Hier wird eine alte staatliche Leistung durch eine neue ersetzt: Die als
Sozialleistung angesehene Sozial- und Arbeitslosenhilfe ist nichts anderes als eine Sub-
vention der Untatigkeit. Eine Umstellung, so wie sie die Magdeburger Alternative for-
dert, bedeutet, dass nicht mehr die Untatigkeit, sondern die Tatigkeit eine staatliche
Forderung begrundet. Die zielgruppenorientierte Erstattung der Sozialversicherungsbei-
trage, die in der Magdeburger Alternative vorgeschlagen wird, ersetzt also eine beste-
hende Subvention, die die gleiche Zielgruppe unterstiitzt, die Unterstiitzung aber anstatt
am Subventionstatbestand ,,Arbeit“ am Subventionstatbestand ,,Arbeitslosigkeit” an-
kniipft. Das sozialpolitische Ziel, das soziokulturelle Existenzminimum zu garantieren,
wird dabei nicht in Frage gestellt, die Freistellung von den Sozialversicherungsabgaben
in der untersten Tariflohngruppe ist als Sozialleistung des Staates anzusehen. Sie unter-
scheidet sich von der alten Sozialleistung aber dadurch, dass sie, anstatt das Existenz-
minimum im Ganzen zu bezahlen, den Leistungsempfanger zumindest teilweise fir
seine eigene Grundsicherung in die Pflicht nimmt und damit versucht, die Lasten fir die
Allgemeinheit zu verringern. Wenn dies erreicht werden kann, dann missen staatliche
Transferleistungen sinken. Dass dies tatsachlich der Fall ist, wird der nachste Abschnitt
zeigen: Die Magdeburger Alternative flihrt zu verringerten staatlichen Transferzahlun-

gen und bedeutet damit einen sozial ausgewogenen Schritt hin zu mehr Deregulierung.
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Doch bevor wir uns einer Gewinn- und Verlustrechnung zuwenden, sollte noch
ein weiterer Gesichtspunkt, der fir die Dauerhaftigkeit des Erstattungsanspruchs
spricht, eingehender betrachtet werden. Unternehmen planen den Einsatz unterschiedli-
cher Faktoren nicht in der kurzen Frist, sondern mittel- bis langfristig. Deshalb darf man
auch nicht erwarten, dass von heute auf morgen Hunderttausende von neuen Arbeits-
stellen im Niedriglohnbereich geschaffen werden. Bestehende Produktionsverfahren
werden von Faktorpreisdnderungen kaum beeinflusst, wohl aber die Planungen des
néchsten Produktionszyklus. Die meisten Fordermalinahmen im Rahmen der aktiven
Arbeitsmarktpolitik sind befristet und beeinflussen von daher kaum die langerfristigen,
fur die Beschaftigung entscheidenden Unternehmensplanungen. Nur wenn die Senkung
der Arbeitskosten dauerhaft erfolgt, werden sich Unternehmen darauf einlassen, Uber-
legungen voranzutreiben, ihre Produktion auf arbeitsintensivere Technologien umzu-
stellen. Dies beobachten wir bei allen Unternehmen, die Teile ihrer Produktion nach
Osteuropa verlagern, weil sie dort trotz des voranschreitenden Aufholprozesses mit

dauerhaft niedrigeren Arbeitskosten rechnen kénnen.

4.2 Eine Gewinn- und Verlustrechnung

Wie teuer wird es fur die 6ffentliche Hand, wenn die gesamten Sozialversicherungsbei-
trage fur Arbeitnehmer in der untersten Tariflohngruppe ersetzt werden? Zur Beantwor-
tung dieser Frage gehen wir in drei Schritten vor. Zundchst einmal konzentrieren wir
uns auf die fiskalischen Wirkungen, die entstehen, wenn es gelingt, einen bisherigen
Alg I1-Empfanger wieder in eine sozialversicherungspflichtige Beschéftigung zu brin-
gen. Dann untersuchen wir in einem zweiten Schritt, wie viel zusatzliche Beschéftigung
die Magdeburger Alternative fir Schleswig Holstein bringen kann und présentieren eine
aggregierte Gewinn- und Verlustrechnung. In einem dritten Schritt wollen wir dann mit
Hilfe einer ersten Abschétzung versuchen, die Beschéftigungseffekte in den einzelnen

Sektoren und in den einzelnen Regionen zu erfassen.
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Tabelle 4.2: Tariflohne in den alten Bundesléandern in der untersten Lohngruppe

Tarifbereich Brutto Netto
Landwirtschaft 1.084 829
Energie- /Versorgungswirtschaft 1.653 1.127
Stein-/Braunkohlenbergbau 1.333 973
Eisen- und Stahlindustrie 1.295 952
Chemische Industrie 1.804 1.204
Metall- und Elektroindustrie 1.527 1.064
Kfz-Gewerbe 1453 1.028
Holz verarbeitende Industrie 1.665 1.133
Papier verarbeitende Industrie 1.404 1.006
Druckindustrie 1.651 1.126
Textilindustrie 1.455 1.029
Bekleidungsindustrie 1.373 992
SiiRwarenindustrie 1.398 1.004
Bauhauptgewerbe 1.751 1.177
Grol3handel 1.377 994
Einzelhandel 1.557 1.079
Deutsche Bahn AG Konzern 1.206 901
Deutsche Post AG 1.330 972
Deutsche Telekom AG 1.699 1.150
Transport- u. Verkehrsgewerbe 1.471 1.037
Privates Bankgewerbe 1.694 1.148
Privates Versicherungsgewerbe 1.891 1.248
Hotel- u. Gaststattengewerbe 1.205 901
Gebaudereinigerhandwerk 1.380 995
Offentlicher Dienst 1.564 1.082

Legende: Die Tabelle enthalt die Einstiegstarife fir Lohne in der untersten Tariflohngrup-
pe in den alten Bundeslandern. Die Nettolohne wurden fir Steuerklasse IV (Steuertarif
2005) berechnet.

Quelle: WSI-Tarifpolitischer Jahresbericht, Stand 31.12.2003.

Zur Abschatzung der monatlich zu erstattenden Sozialversicherungsbeitrdge muss zu-
néchst einmal eine Forderhdchstgrenze festgelegt werden. Diese orientiert sich an den
Tariflohnen, die fur die unterste Tariflohngruppe festgelegt wurden. Dabei ist die un-
terste Tariflohngruppe in der Regel wie folgt definiert. Bei Angestellten umfasst diese
Tarifgruppe einfache, schematische oder mechanische Tétigkeiten, die keine Berufsaus-
bildung erfordern. Bei Arbeitern sind dies Personen, die mit einfachen, als Hilfsarbeiten

zu bewertende Tatigkeiten beschéaftigt sind, fur die eine fachliche Ausbildung auch nur



Kapitel 4 62 Magdeburger Alternative

beschrénkter Art nicht erforderlich ist. Die in den alten Bundesléandern geltenden Tarif-

I6hne sind in Tabelle 4.2 aufgelistet.

Fiskalische Gewinn- und Verlustrechnung pro Vermittlungsfall

Wie man in Tabelle 4.2 erkennen kann, liegt der unterste Tariflohn in vielen Sektoren
unter 1.500 Euro, zum Teil sogar sehr deutlich. Wir unterstellen deshalb in unserer Mo-
dellrechnung zunachst einmal, dass ein Alg II-Empfénger eine Arbeit annimmt, die ihm
ein monatliches Arbeitseinkommen von 1.500 Euro bringt. Damit tberschétzen wir ten-
denziell die Kosten der Erstattung der Sozialversicherungsbeitrdge und damit auch die
fiskalischen Risiken. Die Sozialversicherungssétze betragen im Jahr 2005 durchschnitt-
lich 14,5 Prozent bei der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV), 1,7 Prozent bei der
gesetzlichen Pflegeversicherung (GPV), 19,5 Prozent bei der gesetzlichen Rentenversi-
cherung (GRV) und 6,5 Prozent bei der gesetzlichen Arbeitslosenversicherung (ALV).

Das bedeutet, dass der monatliche Erstattungsbetrag bei 633 Euro liegt.

Nicht jeder, der eine zumutbare Arbeit angeboten bekommt, wird diese auch an-
nehmen. Die Griinde sind klar. Ein Teil der Ausscheidenden verdient Geld durch
Schwarzarbeit. Wenn diese lukrativer ist als ein regularer Arbeitsplatz bzw. gemeinnit-
zige Arbeit, dann ist es besser, auf Alg Il ganz zu verzichten. Diverse Untersuchungen
belegen, dass in der Regel bis zu einem Drittel aller Hilfeempfanger lieber auf staatliche
Hilfe verzichten als eine ihnen angebotene Vollzeitstelle anzunehmen. Fiur das so ge-
nannte Leipziger Modell, bei dem allen arbeitsfahigen Sozialhilfeempfénger eine Stelle
in der kommunalen Besché&ftigungsgesellschaft angeboten wurde, verzichten ein Drittel
der Sozialhilfeempfanger lieber auf Sozialhilfe als eine solche Stelle anzutreten (vgl.
Feist und Schob 2000). Laut einer fiir den Bundestag erstellten Studie (Deutscher Bun-
destag 1998) betrug die Ablehnungsquote in diversen 1994 durchgefuhrten Projekten
durchschnittlich 29 Prozent bzw. 24 Prozent im Jahr 1996. Hierbei lag die Ablehnungs-
guote im Westen mit 32 Prozent deutlich Gber der Ablehnungsquote im Osten, die bei
19 Prozent lag (Deutscher Bundestag 1998). Fir die folgende Modellrechnung wird
eine deutlich geringere Ausscheiderrate unterstellt. Wir gehen davon aus, dass nur jeder
Sechste aller als erwerbsfahig eingestuften Alg II-Empfanger lieber auf staatliche Un-

terstlitzung verzichtet als zu arbeiten.
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Um die Frage beantworten zu kénnen, bei wem die Kosten und Einsparungen
anfallen, ist es notwendig, die Rechnung fiir alle Gebietskorperschaften getrennt aufzu-
machen. Entsteht eine neue Arbeitsstelle, so kommt es zur Zahlung von Lohnsteuer und
Solidaritatszuschlag. Diese Einnahmen kommen verschiedenen Gebietskdrperschaften
zugute. Die Lohnsteuer kommt zu jeweils 42,5 Prozent Bund und Lé&ndern zu, 15 Pro-
zent erhalten die Kommunen. Der Solidaritatszuschlag steht allein dem Bund zu. Mehr-
einnahmen bei der Mehrwertsteuer sind bei den zusétzlichen Steuereinnahmen nicht

berticksichtigt.

Die den Unternehmen fur einen neu eingestellten Alg II-Empféanger gewahrte
Erstattung der SV-Beitrage stellt fur den 6ffentlichen Sektor keine Nettobelastung dar.
Dies gilt, weil durch die Arbeitsaufnahme keine zusatzlichen Leistungsanspriiche des
Arbeitnehmers entstehen. Die Erstattung der Sozialversicherungsbeitrage ist damit fir
den offentlichen Sektor insgesamt vollkommen aufkommensneutral. Allerdings kommt

es zu einer Umverteilung unter den verschiedenen offentlichen Kassen.

= Seit 1. Januar 2005 muss der Bund fir einen Alg II-Empfénger gesetzliche
Krankenversicherungsbeitrdge in Hohe von 125 Euro monatlich bezahlen.
Findet dieser Alg II-Empfanger eine Arbeitstelle mit einem Tariflohn von
1.500 Euro, so erhéht sich dieser Beitrag bei einem Beitragsatz von 14,5
Prozent auf 217,50 Euro monatlich, ohne dass sich etwas am Leistungsum-
fang &ndert. Durch die durch Alg Il vorgenommene Eingliederung der Sozi-
alhilfeempféanger in die gesetzliche Krankenversicherung wurde mit Beginn
des Jahres 2005 ein Teil der Krankenkosten auf die Solidargemeinschaft der
Sozialversicherten berwdlzt und zwar in dem Male, in dem die durch-
schnittlichen Krankenkosten eines Arbeitslosen den Beitragssatz fiir einen
Alg 11-Empfanger Uberschreiten. Im Rahmen der Magdeburger Alternative

wird diese Umverteilung zuriickgenommen.

= Der gleiche Effekt stellt sich bei der Pflegeversicherung ein. Hier erhéhen

sich die Zahlungen des Bundes von 15 Euro monatlich auf 25,50 Euro.

= Alg II-Empféanger sind gesetzlich rentenversichert und der jeweilige Trager

uberweist fur sie monatlich den Mindestversicherungsbeitrag in Hohe von 78
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Euro an die Rentenkasse. Ubernimmt der Alg 11-Empfinger eine Beschifti-
gung zu einem Tariflohn in Hohe von 1.500 Euro, so steigt diese Zahlung
auf 292,50 Euro an. Durch diese erhohten Beitrage werden neue Anwart-
schaften auf eine spétere Rente generiert, die, wenn auch nicht heute, so
doch in der Zukunft die 6ffentlichen Kassen belasten werden. Dagegen steht
jedoch, dass die meisten Betroffenen, wenn sie ins Rentenalter kommen,
kaum geniigend Rentenanspriiche erworben haben, um eine Rente lber dem
Grundsicherungsniveau im Alter, das in etwa den Alg Il-Zahlungen ent-
spricht, sicherzustellen. Sie werden in der Regel also im Alter weiter auf
Grundsicherungszahlungen im Alter angewiesen bleiben. Im Hinblick auf
die Nettobelastung des offentlichen Sektors bedeutet dies, dass jeder Euro,
den die Rentenkasse in Zukunft zusétzlich ausbezahlt, zu einer Einsparung
von einem Euro bei der Grundsicherung im Alter fiihren wird. Fir die unmit-
telbaren Zahlungsstrome im Rahmen des Umlageverfahren hat die Magde-
burger Alternative zur Folge, dass die Zuschiisse des Bundes an die Renten-
versicherungsanstalt in jedem Jahr in dem Male sinken werden, in dem
durch die subventionierte Arbeit zusatzliche Rentenversicherungsbeitrage

vereinnahmt werden.

Bei den Arbeitslosenbeitrdgen senkt jeder Euro, der an die Bundesagentur
fur Arbeit flie3t, im gleichen Umfang das Defizit der Bundesagentur. In HO-
he des Defizits gewéhrt der Bund gemaR § 364 des SGB Il ein zinsloses
Darlehen, das sich nach § 365 SGB Il in einen Zuschuss umwandelt, falls es
am Ende des Haushaltsjahres von der Bundesagentur nicht zuriickgezahlt
werden kann. Entsprechend dieser Regelung ist diese Zahlung nicht nur far
den offentlichen Sektor insgesamt, sondern fiir den Bund aufkommensneut-

ral.

Zusétzliche fiskalische Belastungen kénnen also nur insofern entstehen, wenn zur Ver-

meidung von Verdrangungseffekten in den Bestand hinein subventioniert wird. Darauf

kommen wir an anderer Stelle zurlick. Hier steht nur die Be- oder Entlastungswirkung

im Vordergrund, die sich durch die Neueinstellung eines einzelnen bisherigen Alg I1-

Empfangers ergibt.
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Tabelle 4.3: Gewinn- und Verlustrechnung einer Erstattung der Sozialversicherungsbei-

trage bei Neueinstellung eines alleinstehenden Alg 11-Empfangers

Einsparung (+)/ Bund Linder GKV GRV ALV Kom. Gesamt
Mehrbelastung (-)

Beitrag GKV/GPV -103,00 +103,00 0
Beitrag GRV —214,50 +214,50 0
Grundsicherung im +214,50 - —214,50 - - 0
Alter

Beitrag ALV -97,50 - +97,50 - 0
Zuschuss BA +97,50 -97,50 0
Lohnsteuer (Tarif 2005)| +60,24  +53,34 --- +18,83 | +132,41
Alg Il Zahlung +441,25 +234,50 | +675,75
Ausscheider +88,25 +46,90 | +135,15
Monat. Einsparung +486,74 +53,34 +103,00 +0,00 +0,00 +300,23 | +943,31
Jahrl. Einsparung +5.840,88 +640,08 +1.236,00 +0,00 +0,00 +3.602,76 +11.319,72

Quelle: Eigene Berechnungen.

Tabelle 4.3 zeigt die Zahlungsstrome flr alle betroffenen Gebietskorperschaften auf, die
entstehen, wenn durch die Erstattung der Sozialversicherungsbeitrage ein alleinstehen-
der Alg II-Empféanger zu einem Tariflohn von 1.500 Euro/Monat eingestellt wird. Die
monatlich anfallende Erstattung von 633 Euro féllt wie oben ausgefuhrt, bei der Netto-
betrachtung nicht ins Gewicht. Die Einsparungen fur die 6ffentliche Hand hingegen
sind in der Tat substantiell. Sie entsprechen zunachst einmal den bisher gewahrten Leis-
tungen an Alg Il-Empfanger. In Schleswig-Holstein kommen neben der fur die alten
Bundeslénder geltenden Regelleistung von 345 Euro (8 20 Abs. 2 SGB I1) Leistungen
fur Unterkunft und Heizung in Hohe der tatsachlichen Kosten hinzu, soweit diese an-
gemessen sind (§ 22 Abs. 1 SGB 1l). Uber die Angemessenheit der Unterkunftskosten
entscheidet die Kommune. Sie muss 70,1 Prozent der Unterkunftskosten aus dem eige-
nen Etat finanzieren, 29,1 Prozent der Ausgaben werden ihr vom Bund erstattet (vgl. §
46 Abs. 6 SGB II). Als angemessen fur eine alleinstehende Person kénnen 45-50 qm

angesehen werden (vgl. ,,Unterkunftskosten bei Hartz IV Pressemitteilung Nr. 597 der
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Bundesregierung vom 17.11.2004). Fiir Schleswig-Holstein liegt die monatliche Brutto-
kaltmiete eines Wohngeldempféangers je gm bei 5,88 Euro (Stand 2001, siehe Deutscher
Bundestag 2003, S. 81). Unterstellt man fur die Nebenkosten einen Aufschlag auf die
Kaltmiete von 25 Prozent, so ergibt sich als Warmmiete 5,88 Eurox1,25x45 = 330,75
Euro, so dass sich ein Gesamttransfer von 675,75 Euro pro Monat fiir einen alleinste-

henden Alg I1-Empféanger ergibt, der zu rund 65 Prozent vom Bund zu zahlen ist.

Hinzu kommen die Einsparungen bei denjenigen, die eine Arbeit ablehnen und
folglich keine Hilfeleistung mehr erhalten. Die jahrliche Einsparung aller Gebietskor-
perschaften belduft sich bei der Einstellung eines Alg Il-Empféangers in Schleswig-
Holstein somit auf jahrlich rund 11.300 Euro. Unterstellt man, dass der Bund den Zu-
schuss an die Kommunen fiir die Sozialhilfe in dem Umfang senken kann, wie er durch
die Erstattung der Sozialversicherungsbeitrdge Sozialhilfeempfangern eine Arbeit ver-
schafft, so zeigt sich, dass der Bund der groRe Gewinner ist, dass aber auch die Lander
und die Kommunen davon profitieren, wahrend die Sozialversicherungstrdger zumin-

dest keinen Nachteil aus der Erstattung der Sozialversicherungsbeitrage erleiden.

Zum Zeitpunkt der Erstellung des Gutachtens liegen uns keine genauen Angaben
vor, wie sich die Alg Il-Empfanger auf Haushalte unterschiedler GréRenordnung auftei-
len. Dies durfte jedoch fur die Gewinn- und Verlustrechnung nur von untergeordneter
Bedeutung sein, denn wie Tabelle 4.4 zeigt, entsprechen die Entlastungseffekte die bei
der Einstellung eines Alg II-Empfangers aus einem 4-Personen Haushalt in etwa denen
bei der Einstellung eines alleinstehenden Alg I1-Empfangers. Der 4-Personen-Haushalt
zahlt bei 1500 Euro Bruttoeinkommen keine Steuern. Dafur ist die Einsparung beim Alg
Il héher. Zieht man von dem Nettoeinkommen von 1.185 Euro den Freibetrag von
273,27 Euro bei Erwerbstatigkeit ab, so ergeben 911,73 Euro bereinigtes Nettoeinkom-
men. Um diesen Betrag reduziert sich die Alg Il1-Zahlung. Dabei nehmen wir an, dass
die Anrechnung eigenen Einkommens erst bei der Regelleistung und dann beim Unter-
kunftsgeld ansetzt. Weiterhin nehmen wir an, dass 4-Personen-Haushalte nicht aus dem
Hilfebezug ausscheiden, sondern bei Ablehnung eines Jobangebots statt dessen die 30-

prozentige Kurzung der Regelleistung in Kauf nehmen.
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Tabelle 4.4: Gewinn- und Verlustrechnung einer Erstattung der Sozialversicherungsbei-

trage bei Neueinstellung eines Alg II-Empfangers mit 4-Personen-Haushalt

Einsparung (+)/ Bund Linder GKV GRV ALV Kom. Gesamt
Mehrbelastung ()

Beitrag GKV/GPV -103,00 - +103,00 - - 0
Beitrag GRV —214,50 -—- +214,50 -—- --- 0
Grundsicherung im +214,50 —214,50 0
Alter

Beitrag ALV -97,50 - +97,50 - 0
Zuschuss BA +97,50 --- -97,50 --- 0
Lohnsteuer (Tarif 2005)|  --- .

Alg 11 Zahlung +911,73 +911,73
Sanktionen bei Ableh{ +20,70 - --- - +20,70
nung eines Jobangebots

Monat. Einsparung +829,43 +0,00 +103,00 +0,00 +0,00 +0,00 +932,43
Jahrl. Einsparung +9.953,16 +0,00 +1.236,00 +0,00  +0,00  +0,00 [+11.189,16

Quelle: Eigene Berechnungen.

Gesamtwirtschaftliche Gewinn- und Verlustrechnung: Bundesweite Einflihrung

Um die Beschéftigungseffekte sowie die potentielle Verdrangung regularer Arbeitsplat-
ze und die daraus resultierenden zusétzlichen fiskalischen Wirkungen abschétzen zu
konnen, betrachten wir zundchst die bundesweiten Effekte und stellen im Anschluss
daran die Situation fir Schleswig-Holstein dar. Als erstes missen wir wissen, wie viele
Beschaftigte in dem Bereich schon arbeiten. Wir gehen im Folgenden von einem Be-
stand von 2,06 Mio. bestehenden vollzeitdquivalenten Arbeitsplatzen in den untersten
Tariflohngruppen aus. Diese Zahl erhélt man, wenn man den Anteil der Beschaftigten in
der untersten Leistungsgruppe, so wie man ihn aus der Lohnstatistik berechnen kann,
auf die Zahl der sozialversicherungspflichtigen Arbeitnehmer insgesamt bezieht und
Teilzeitstellen in entsprechende Vollzeitstellen umrechnet. Die genaue Berechnung ist

in Tabelle 4.5 wiedergegeben.
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Tabelle 4.5: Beschaftigung von Geringqualifizierten

Alte Liander Neue Liéinder
Anteil der Belslilhaif:- Anteil der Belsl;haif:-
v pps untersten gung Beschif- untersten gung
Beschiiftigung Lohn- unterster tioun Lohn- unterster
ruDDe Lohn- gung ruDDe Lohn-
grupp gruppe grupp gruppe
Angestellte (Vollzeit)
mannlich 5.980.590 0,7% 41.864 | 902.370 0,7% 6.317
weiblich 4,323.637 3,9% 168.622 |1.300.631 3,1% 40.320
Arbeiter (Vollzeit)
mannlich 5.034.590 11,0% 553.805 |1.483.370 8,7% 129.053
weiblich 802.637 48,6% 390.082 | 300.631 24,6% 73.955
Gesamt (Vollzeit) 16.141.454 1.154.373|3.987.002 249.645
Angestellte (Teilzeit)
mannlich 554,109 0,7% 3.879 74.522 0,7% 522
weiblich 4.436.830 3,9% 173.036 | 570.803 3,1% 21.690
Acrbeiter (Teilzeit)
mannlich 470.891 11,0% 51.798 | 118.478 8,7% 10.308
weiblich 2.557.054 48,6% 1.242.728| 456.111 24,6% 112.203
Gesamt (Teilzeit) 8.018.884 1.471.44111.219.914 144,723
Gesamt Teilzeit in Voll-
L 3.246.512 595.725 | 493.892 58.592
zeltaquwalenten
Gesamt (Vollzeit und
Teilzeit in Vollzeitiquiva- 19.387.966 1.750.098 (4.480.894 308.237
lenten)

Legende: Fur die Berechnungen wurde unterstellt, dass die Beschéaftigungsanteile der
untersten Lohngruppe fiir Vollzeit- und Teilzeitbeschéftigte identisch sind. Bei den Teil-
zeitbeschaftigten wurde unterstellt, dass sie sich zu denselben Anteilen in Arbeiter und
Angestellte untergliedern wie Vollzeitbeschaftigte. Fir die Umrechnung in Vollzeitéaqui-
valente haben wir angenommen, dass 2,47 Teilzeitbeschaftigungen rechnerisch eine
Vollzeitstelle ergeben (vgl. Bach et al. 2002, Tabelle 2).

Quelle: Statistisches Bundesamt (2004), Hake und Kaukewitsch (2001), eigene Berech-
nungen.

Die unterste Leistungsgruppe entspricht hier der Leistungsgruppe 3 bei Arbeitern — dies
sind Tatigkeiten, die eine Anlernzeit von weniger als drei Monaten erfordern — und
Leistungsgruppe V bei Angestellten. Hierbei handelt es sich um Tatigkeiten, die keine

Ausbildung erfordern. Den 2,06 Mio. Beschéftigten in diesen Tarifgruppen stehen im
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Januar 2005 4,3 Millionen arbeitsfahige Alg 1l-Empfanger gegentiber (wovon mehr als

eine Million nicht als Arbeitslose gefiihrt werden).

Fur die mittlere Modellrechnung unterstellen wir eine konstante Arbeitsnachfra-
geelastizitdt mit dem Betrag 0,5. Die Arbeitsnachfrageelastizitat sagt uns, um wie viel
Prozent die Beschaftigung steigt, wenn der Lohn um einen Prozent fallt. Wenn die Ar-
beitsnachfrageelastizitat im Betrag gleich 0,5 ist, dann bedeutet dies, dass eine einpro-
zentige Lohnsenkung zu einer Ausweitung der Beschaftigung um 0,5 Prozent flhrt. Bei
urspriinglich 2,06 Millionen Arbeitskraften wéren das 10.300 neue Stellen. Dieser Wert
gilt genau genommen nur fiir kleine Anderungen. Sinkt der Lohnsatz um 10 Prozent, so
stiege die Beschéaftigung bei einer Elastizitit von 0,5 nicht um genau 5 Prozent, sondern

um etwas mehr, namlich um 5,4 Prozent.

Alternativ untersuchen wir die Beschéaftigungseffekte fur den Fall eines sehr
starren Arbeitsmarktes (unterstellte Arbeitsnachfrageelastizitdt von — 0,3) und dem ei-
nes deutlich starker reagierenden Arbeitsmarktes (unterstellte Arbeitsnachfrageelastizi-
tat von — 0,7). Die letzte der drei untersuchten Arbeitsnachfrageelastizitaten entspricht
derjenigen, die das IAB seinen Modellrechnungen zugrunde legt (vgl. Kaltenborn et al.
2003, S. 3). Optimistischere Annahmen, wie sie etwa das Ifo-Institut fir den Niedrig-
lohnsektor unterstellt hat (vgl. Sinn et al. 2002, S. 42), werden hier nicht weiter unter-

sucht.

In Tabelle 4.6 sind die Ergebnisse der mittleren Modellrechnung zusammenge-
stellt. Zunachst einmal ist festzuhalten, dass die Erstattung der Sozialversicherungsbei-
trage eines zusatzlichen Beschéftigten bei 70 Prozent der Arbeitskosten liegt. Dies
schafft gewaltige Anreize zur Ausdehnung der Beschaftigung: Insgesamt lassen sich bei
Gultigkeit der hier getroffenen Annahmen 1,7 Millionen neue Arbeitsstellen schaffen.
Multipliziert man diese Zahl mit der in Tabelle 4.4 berechneten Entlastungswirkung von
rund 11.300 Euro, so ergibt sich eine Gesamtentlastung fir den Fiskus von 19,2 Mrd.

Euro jahrlich.

Allerdings mussen wir die Kosten gegenrechnen, die wir aufwenden miissen, um

die Verdrangung regulér Beschaftigter zu vermeiden. Die Magdeburger Alternative
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sieht vor, dass fir jeden neu eingestellten Mitarbeiter ein bereits Beschaftigter mit sub-

ventioniert wird. Die daraus resultierenden Kosten liegen bei 12,8 Mrd. Euro.

Tabelle 4.6: Gesamtwirtschaftliche Beschaftigungseffekte und fiskalische Wirkungen

Annahmen iiber die zusitzliche Ver-
dringung in Prozent

0 50 100

Beschéftigungseffekt in Tsd. 1.680,66 1.680,66 1.680,66
Fiskalische Entlastung durch Neueinstellung
von Hilfeempfangern in Mio. €

Kosten der doppelten Erstattung in Mio. € 12.766,31 12.766,31 | 12.766,31

19.024,62  19.024,62 | 19.024,62

Verdrangungseffekt in Tsd. 0 188,84 377,67
Kosten der Verdrangung in Mio. € 0 1.434,40 2.868,81
Jihrliche Einsparung (in Mio. €) +6.258,31 +4.823,91 | +3389,51

Quelle: Eigene chnungen.

Warum nicht gleich alle subventionieren, wenn ohnehin die meisten bereits in den Ge-
nuss der Forderung kommen? Der Trick des Vorschlages ist, wie oben bereits erwahnt,
dass man die bereits Beschaftigten nur dann fordert, wenn neue Arbeitskréfte eingestellt
werden. Damit verdoppelt sich die Belohnung fiir die Neueinstellung. Eine einfache
Forderung aller wirde auf diesen Effekt verzichten und entsprechend geringere Be-
schaftigungswirkungen entfalten, bei gleichzeitig hoher fiskalischer Belastung. Bei der
Magdeburger Alternative kommt es nur unter der Bedingung zu einer Bestandssubven-
tion, und damit zu einer Belastung, wenn gleichzeitig eine Einstellung erfolgt und damit

eine Entlastung eintritt.

Hinsichtlich der noch nicht geférderten, bisher reguldr Beschaftigten betrachten
wir drei verschiedene Szenarien. Im ersten Szenario wird keine weitere Verdrangung
unterstellt, damit fallen auch keine weiteren Kosten an. Die jahrliche Einsparung liegt in
diesem Fall bei rund 6 Mrd. Euro. Wird jeder zweite der tbrigen regulér Beschaftigen

verdréngt, fallen dadurch jahrlich zusatzliche Kosten von 1,4 Mrd. Euro an.6 Trotzdem

6 Wer aufgrund von Verdrangungseffekten seine Arbeit verliert, hat zunachst Anspruch auf Arbeitslosen-
geld 1. Bei Einkommen unter 1.500 Euro monatlich liegt dieses bei Berlcksichtigung der Unterkunfts-


Schoeb
Minijobs müssen mitberücksichtigt werden, zumindestens nachrichtlich
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bleibt es bei Nettoeinsparungen von 4,8 Mrd. Euro. Und selbst wenn langfristig alle
ubrig gebliebenen Beschéftigten durch Sozialhilfeempfanger verdréangt werden, ergibt

sich noch ein jahrlicher Uberschuss von 3,4 Mrd. Euro.

In Tabelle 4.7 werden drei unterschiedliche Szenarien berechnet, die sich bezig-
lich der Arbeitsnachfrageelastizitit unterscheiden. Die mittlere Spalte zeigt die Berech-
nung flr eine Elastizitat von —0,5 und entspricht somit der mittleren Spalte in Tabelle
4.6. Die linke Spalte zeigt ein pessimistischeres Szenario, in dem die Nachfrageelastizi-
tat nur —0,3 betrdgt. Diese Schétzung liegt noch unter der Schatzung, die hdufig als
»best guess* fur die Nachfrageelastizitat bei konstantem Produktionsniveau bezeichnet
wird (vgl. Hamermesh 1993). Das Ifo-Institut geht in seinen Berechnungen von einer
Elastizitat von -1 aus, das IAB unterstellt in der Regel eine Arbeitsnachfrageelastizitat
von -0,7.7 In diesem Fall wirden die Beschéaftigungseffekte deutlich geringer und die
fiskalischen Kosten deutlich hoéher ausfallen. Durch 886.490 zuséatzlich geschaffene
Stellen liel}en sich zwar gut 10 Mrd. Euro einsparen, die notwendigen Ausgaben fur die
Subventionierung der Altbeschéftigten und der Verdrangung wiirden allerdings diese
Einsparungen leicht Uberwiegen, so dass eine Nettobelastung von jahrlich 1,1 Mrd. Eu-
ro entstiinde. Im optimistischeren Szenario mit einer Elastizitat von —0,7 wiirde sich
hingegen die Beschéftigung der Geringqualifizierten verdoppeln und der Staat konnte

7,6 Mrd. Euro jahrlich gegentiber dem Status quo einsparen.

kosten nicht Uber dem Zuschuss, den ein Alg II-Empfanger erhalt. Bei dem hier unterstellten Bruttoar-
beitsentgelt von 1.500 Euro monatlich ist der Unterschied 10,70 Euro pro Monat.

7 Ein Ubersicht uiber Elastizititen in Deutschland findet sich in Sinn et al (2002, S. 42).
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Tabelle 4.7: Gesamtwirtschaftliche Beschaftigungseffekte und fiskalische Wirkungen bei

verschiedenen Arbeitsnachfrageelastizitaten (und 50% Verdrangung)

Annahmen iiber die Arbeitsnachfra-

geelastizitit
-0,3 -0,5 -0,7

Beschaftigungseffekt in Tsd. 886,49 1.680,66 2.058,34
Fiskalische Entlastung durch Neueinstellung

. ) S 10.034,82  19.024,62 | 23.299,77
von Hilfeempfangern in Mio. €
Kosten der doppelten Erstattung in Mio. € 6,733,78  12.766,31 | 15.635,11
Verdrangungseffekt in Tsd. 585,92 188,84 0
Kosten der Verdrangung in Mio. € 4.450,67 1.434,40 0
Jihrliche Einsparung (in Mio. €) -1.149,63 +4.823,91 | +7.664,66

Quelle: Eigene Berechnungen.

Die Tabellen 4.6 und 4.7 zeigen, dass selbst unter ungunstigen Bedingungen die Be-

schaftigungseffekte erheblich sind und der Fiskus in den meisten Féllen auf nicht uner-

hebliche Einsparungen hoffen darf. Wie sich diese Einsparungen auf die einzelnen Ge-

bietskorperschaften aufteilen zeigt Tabelle 4.8, wobei bei diesen Zahlen von dem mittle-

ren Szenario aus Tabelle 4.6 ausgegangen wird. Dabei ist zu beriicksichtigen, dass allein

der Bund fiir die beabsichtigte Bestandssubvention genauso wie fir die Kosten der Ver-

drangung aufkommen muss. Wie man sieht, wirde die Einflihrung der Magdeburger

Alternative den Bund netto mit 4,4 Mrd. Euro jahrlich belasten.
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Tabelle 4.8: Gesamtwirtschaftliche Gewinn- und Verlustrechnung

Einsparung (+)/ Bund Linder |Kommunen| Sozialver- Gesamt
Mehrbelastung (-) sicherungs-

triger
Einsparung nach Tabelle 4.5 9.816,54 1.075,76 6.055,02 2.077,30 19.024,62
Kosten der Erstattung der SVB bei
bestehenden Arbeitsverhéaltnissen | —12.766,31 --- --- --- -12.766,31
(100%)
Kosten der Verdrangung —1.434,40 --- --- --- —-1.434,40

Jihrliche Einsparung

—4.384,17 1.075,75 6.055,02 2.077,30 +4.823,91
(in Mio. Euro)

Quelle: Eigene Berechnungen.

Unsere Modellrechnung ist bewusst vorsichtig angesetzt, der Erstattungsbetrag wird
tendenziell Uberschatzt, Einsparpotentiale und Aufnahmeféhigkeit des Arbeitsmarktes
tendenziell unterschétzt. Einsparungen bei Malinahmen aktiver Arbeitsmarktpolitik und
anderen Ausgaben im Zusammenhang mit der Massenarbeitslosigkeit sind nicht berlick-
sichtigt. Trotzdem ergeben sich signifikante Einsparungen fir die 6ffentliche Hand, die
nahe legen, dass sich die Magdeburger Alternative tatsachlich bundesweit implementie-
ren l&sst, ohne die 6ffentlichen Haushalte zu belasten. Allerdings ist festzuhalten, dass
der Bund jahrlich mit ca. 4,4 Mrd. Euro belastet wird, wahrend die Kommunen mit
knapp 6,1 Mrd. Euro und die Sozialversicherungstrager mit knapp 2,1 Mrd. Euro jahr-

lich entlastet werden.

Was unterscheidet nun die in diesem Kapitel vorgeschlagenen Losungskonzepte
voneinander? Im Grunde sind sich Ifo-Institut, Sachverstandigenrat, Wissenschaftlicher
Beirat beim Bundeswirtschaftsministerium und wir, die Autoren der Magdeburger Al-
ternative, in der Analyse des Problems einig: Unser gegenwartiges System bietet zu
wenige Arbeitsanreize fiir die Empfanger staatlicher Transferzahlungen. Das deutsche
System der sozialen Grundsicherung muss deshalb auf ein System der Hilfe zur Arbeit

umgestellt werden. Das allein schafft jedoch noch keine neuen Arbeitsplatze. Diese
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werden von den Unternehmen nur dann geschaffen, wenn die Arbeitskosten, d.h. die

Bruttolohne, fallen.

Einig ist man sich auch im Hinblick auf die Frage, wie man Arbeitsanreize star-
ken kann. Das kann durch einen Ubergang von einem System der ,Hilfe zum Nichtstun’
zu einem System der ,Hilfe zur Arbeit’ gelingen oder — in den Worten des Ifo-Instituts —
durch den Wechsel von Lohnersatzleistungen zu Lohnergénzungsleistungen. Soweit
sind sich alle in diesem Teil diskutierten VVorschlage im Prinzip einig, die Unterschiede

liegen in den Details, nicht im Grundsatzlichen.

In der Frage jedoch, wie die Arbeitskosten gesenkt werden kdnnen, bestehen
gravierende Unterschiede. Die drei zuerst diskutierten VVorschlage glauben, dass Lohn-
kostenzuschtisse, die den Nettolohn der Arbeitnehmer erhéhen, ausreichen, um die Ar-
beitnehmer dazu zu veranlassen, sich mit niedrigeren Bruttolohnen zufrieden zu geben.
Sie vertrauen einerseits auf die Kooperationsbereitschaft der Tarifparteien und drohen
anderseits mit gravierenden Einschnitten in die Tarifautonomie bzw. einer wesentlich
weitergehenden Reform des Arbeitsmarktes — was gleichbedeutend ist mit einer
Kampfansage an die Gewerkschaften. Als gesichert darf die Erkenntnis angesehen wer-
den, dass hohere Lohnkostenzuschisse die Gewerkschaften zu zuriickhaltenderen Lohn-
forderungen veranlassen. Ob das jedoch bei den Geringqualifizierten in ausreichendem
MaRe passiert und, vielleicht noch entscheidender, in welchem Zeitraum dies passiert,

bleibt weitgehend unklar.

Bei der Magdeburger Alternative werden Lohnkostenzuschisse deshalb nicht an
die Arbeitnehmer, sondern direkt an die Arbeitgeber bezahlt. Ohne die Nettol6hne tiber-
haupt anzutasten, kénnen damit die Arbeitskosten substantiell gesenkt werden, und —
noch wichtiger — dies geschieht von einem Tag zum anderen. Die unmittelbare Wirk-
samkeit der MaRnahme und die Vertraglichkeit mit dem bestehenden System der Tarif-
autonomie sind unseres Erachtens die wesentlichen Vorteile, die fir die Magdeburger

Alternative sprechen.

Es gibt einen weiteren substantiellen Unterschied: Die einzelnen Vorschldge ha-
ben vollkommen unterschiedliche Verteilungswirkungen. Angenommen, die Bruttoloh-

ne lassen sich bei der aktivierenden Sozialhilfe tatsachlich in einem relativ kurzen Zeit-
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raum um ein Drittel senken und die erhofften Beschéftigungswirkungen wirden reali-
siert, dann kommt es zu massiven Verteilungseffekten in Abhangigkeit von dem jeweils
betrachteten Haushaltstyp. Unterstellen wir, dass langerfristig die Léhne fir alle Er-
werbspersonen im Niedriglohnsektor gleich sein werden, so trifft die 33 prozentige
Bruttolohnsenkung beim Ifo-Vorschlag und beim Vorschlag des Sachverstandigenrats
beide Gruppen, die der bereits Beschaftigen und die der Neubeschéftigten gleicherma-

Ren.8

Abbildung 4.2: Verteilungswirkungen der unterschiedlichen Vorschlage

000 — — — — — — — — — — — — ——— —— —— ——
Alleinstehender ohne Familie mit einer Familie mit zwei Erwerbs-
Kinder Erwerbsperson und zwei personen und
2500 - Kindern zwei Kindern
2000 -
1500
2406,92
1000
1875,78 1860,11
1628,00
BIUUE 1042,56

809,06

MA Ifo SVR MA Ifo SVR MA Ifo SVR

Quelle: Eigene Berechnungen.

In Abbildung 4.2 stellen wir die Nettoeinkommen gegentiber, die sich nach Umsetzung
der drei VVorschldge ergeben. Die blauen S&ulen (mit ,,MA* bezeichnet) zeigen die Net-
toeinkommen, die bei Einfihrung der Magdeburger Alternative realisiert wirden. Da

dieser Vorschlag die Nettolohne vollig unverandert 1&sst, geben diese Séulen auch das

8 Wir unterstellen in der Verteilungsrechnung, dass in der langen Frist ein einheitlicher Lohn fir alle
Beschaftigten in der betreffenden Lohngruppe bezahlt wird. Kénnten die bisherigen Arbeitnehmer ein
hoheres Lohnniveau gegeniiber den neu in den Arbeitsmarkt eintretenden Alg I1-Empféangern verteidigen
— dies unterstellt das Ifo-Institut (siehe Sinn et al. 2002, S. 44) — so fiele die Klrzung bei den Nettol6hnen
vergleichsweise geringer aus.
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Nettoeinkommen im Status Quo an (vgl. Kapitel 2). Die roten Sédulen (,,Ifo*) geben die
Nettoeinkommen nach dem Ifo-Vorschlag an und die griinen Sdulen (,SVR*) das Net-

toeinkommen, das entsprechend den Vorschlagen des Sachverstandigenrats tbrig bleibt.

In mehr als drei Viertel aller Haushalte arbeiten alle erwachsenen Familienmit-
glieder. Wie man sieht, fiihrt sowohl der Ifo-Vorschlag als auch der Sachverstandigen-
ratsvorschlag hier zu massiven Einkommenseinbuf3en. Ein Alleinverdiener und Famili-
en mit zwei Erwerbspersonen stellen sich sowohl beim Ifo-Vorschlag als auch beim
Vorschlag des Sachverstandigenrats um gut 20 Prozent schlechter als gegeniiber der
Magdeburger Alternative. Nur bei Familien, die nur eine Erwerbsperson haben, die flr
1.500 Euro brutto arbeitet, schlagt der Lohnkostenzuschuss voll durch. Doch auch hier
liegt das Nettoeinkommen in den beiden Vorschlagen von Ifo und Sachverstandigenrat
nach den Verrechnungen mit Alg Il um 13 Prozent bzw. 5 Prozent unter dem Niveau,

das die Magdeburger Alternative erreichen wirde.

Die Verteilungswirkungen treffen sowohl diejenigen, die heute bereits im Nied-
riglohnsektor beschaftigt sind, als auch diejenigen, die durch die Umsetzung eines die-
ser Vorschlage wieder Arbeit finden. Fir die zweite Gruppe mogen diese Unterschiede
von untergeordneter Bedeutung sein. Wichtig ist flr sie, dass sie wieder Arbeit finden.
Fur die Beschéftigten hingegen geht es an die Besitzstande. Es ist klar, dass die Ge-
werkschaften gegen Vorschlage Sturm laufen werden, die bei ihrer Klientel Einkom-
menseinbuRen bis zu 20 Prozent und mehr vorsehen. Es sind die aus den Verteilungs-
wirkungen heraus entstehenden Widerstande, die die Umsetzung der Vorschlage des
Ifo-Instituts bzw. des Sachverstdndigenrates unseres Erachtens wenig wahrscheinlich

machen bzw. nur um den Preis eines zerstorten sozialen Friedens maglich sind.

4.3 Modellrechnung fiir Schleswig-Holstein

Wie sehen die entsprechenden Zahlen fur Schleswig-Holstein aus? Hierzu ist es zu-
nachst einmal notwendig, die gegenwaértige Beschéaftigung im Niedriglohnbereich des
Landes abzuschatzen. Da konkrete, auf Landesebene heruntergebrochene Zahlen nicht
verfiigbar sind, haben wir fiir die Berechnungen unterstellt, dass sich die 1,04 Mio. Ar-

beitnehmer in Schleswig-Holstein genauso auf Arbeiter und Angestellte, Voll-
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zeit/Teilzeit und die verschiedenen Lohngruppen aufteilen wie im gesamten alten Bun-

desgebiet.

Tabelle 4.9: Beschaftigung von Geringqualifizierten in Schleswig-Holstein

Schleswig-Holstein

Anteil der Bgels];llga:;l-
Beschiiftigung untersten unterster
Lohn-
gruppe Lohn-
gruppe
Angestellte (Vollzeit)
I 258.090 0,7% 1.807
mannlich
weiblich 186.585 3,9% 7.277
Arbeiter (Vollzeit)
mannlich 217.266 11,0% 23.899
weiblich 34.638 48,6% 16.834
Gesamt (Vollzeit) 696.579 49.817
Angestellte (Teilzeit)
mannlich 23.912 0,7% 167
weiblich 191.470 3,9% 7.467
Arbeiter (Teilzeit)
mannlich 20.321 11,0% 2.235
weiblich 110.349 48,6% 53.630
Gesamt (Teilzeit) 346.052 63.499
F—:‘es_amt Teilzeit in Vollzeit- 140102 25.708
aquivalenten
Gesamt (Vollzeit und Teil-
zeit in Vollzeitiquivalenten) 836.681 75525

Quelle: Statistisches Bundesamt (2004), Hake und Kaukewitsch (2001), eigene Berechnun-
gen.

Legende: Siehe Tabelle 4.4.

Laut Tabelle 4.9 sind zur Zeit in Schleswig-Holstein etwa 75.000 Beschaftigte (in Voll-
zeitaquivalenten) im Niedriglohnbereich beschaftigt. Unter den gleichen Annahmen,
wie sie fir die bundesweite Schatzung getroffen wurden, lassen sich nun die Beschafti-
gungseffekte und die fiskalischen Belastungen berechnen. Tabelle 4.10 weist die Zahlen
bei der mittleren Schatzung fiir die Arbeitsnachfrageelastizitat von —0,5 fiir verschiede-

ne Annahmen beziglich der Verdrangung aus. Danach konnten durch die Einfihrung
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der Magdeburger Alternative in Schleswig-Holstein knapp 62.000 neue Arbeitsplatze
im Niedriglohnbereich geschaffen werden. Die jahrliche Einsparung gegeniiber dem
Status Quo liegt zwischen 124 Mio. und 230 Mio. Euro jahrlich.

Tabelle 4.10: Gesamtwirtschaftliche Beschéaftigungseffekte und fiskalische Wirkungen

flr Schleswig-Holstein

Annahmen iiber die zusitzliche Ver-
dringung in Prozent

0 50 100

Beschaftigungseffekt 61.667 61.667 61.667

Fiskalische Entlastung durch Neueinstellung

. ) L 698,06 698,06 698,06
von Hilfeempfangern in Mio. €

Kosten der doppelten Erstattung in Mio. € 468,42 468,42 468,42
Verdrangungseffekt 0 6.929 13.858
Kosten der Verdrangung in Mio. € 0 52,63 105,26
Jihrliche Einsparung (in Mio. €) 229,63 177,00 124,37

Quelle: Eigene Berechnungen.

Die Sensitivitatsanalyse in Tabelle 4.11 zeigt fir Schleswig-Holstein, dass selbst unter
unglnstigsten Verhéltnissen mit rund 33.000 neuen Arbeitsplatzen im Niedriglohnbe-
reich zu rechnen wére. Fur den in der Tabelle 4.10 unterstellten Fall, dass 50 Prozent
aller nicht durch die doppelte Erstattung geforderten Arbeitsplatze durch geforderte Ar-
beitsplatze verdrangt werden, ergibt sich allerdings ein jahrliches Defizit von 42 Mio.

Euro.
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Tabelle 4.11: Gesamtwirtschaftliche Beschéaftigungseffekte und fiskalische Wirkungen

bei verschiedenen Arbeitsnachfrageelastizitaten (und 50% Verdrangung)

Annahmen iiber die Arbeitsnachfra-

geelastizitit
-0,3 -0,5 -0,7

Beschéftigungseffekt 32.527 61.667 75.525
Fiskalische Entlastung durch Neueinstellung

von Hilfeempfangern in Mio. € 368,20 698,06 854,92
Kosten der doppelten Erstattung in Mio. € 247,08 468,42 573,69
Verdrangungseffekt 21499 6.929 0
Kosten der Verdréngung in Mio. € 163,30 52,63 0
Jahrliche Einsparung (in Mio. €) -42,18 177,00 281,23

Quelle: Eigene Berechnungen.
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5. MOGLICHE EINWANDE

Die Magdeburger Alternative war Gegenstand vieler Diskussionsveranstaltungen und
zahlreicher Gesprache. In diesem Abschnitt werden die Kritikpunkte und Fragen, die
dabei immer wieder genannt wurden, exemplarisch behandelt. Viele Fragen kénnen
abschlieBend und eindeutig beantwortet werden, aber einige lassen sich nicht endgultig
klaren, ohne die Magdeburger Alternative ausprobiert zu haben. Diesem Ziel dient das

Wettbewerbskonzept, das im nachsten Kapitel vorgestellt werden wird.

1. Die Magdeburger Alternative schafft keine neuen Arbeitsplitze, wie
die Erfahrung aus den bisherigen Modellversuchen zeigt

In Deutschland beobachten wir auf beiden Seiten des Arbeitsmarktes Probleme, wir
haben es sowohl mit fehlenden Arbeitsanreizen als auch mit mangelnder Nachfrage
nach gering qualifizierten Kréften zu tun. Eine Losung wird deshalb auch nur dann ge-
lingen, wenn beide Probleme gleichzeitig angegangen werden. Die Modellversuche in
Deutschland setzten bisher immer nur an einer Marktseite an. Arbeitnehmerzuschusse
wie sie das Mainzer Modell vorsehen, schaffen zwar — sofern sie richtig ausgestaltet
werden — Anreize, sich intensiver um Arbeit zu bemihen. Sie schaffen aber keine An-
reize flr Unternehmen, zusatzliche Arbeit nachzufragen. Arbeitgeberzuschisse wie sie
beispielsweise beim Saarbriicker Modell erprobt wurden, kdnnen die Arbeitsnachfrage
erhéhen, wirksam werden konnen sie jedoch nur, wenn gleichzeitig die Bereitschaft der

Arbeitslosen erhoht wird, diese Arbeit auch anzunehmen.

Abgesehen von der fehlenden Zweiseitigkeit der meisten Modellversuche ist das
zweite Manko die zeitliche Befristung der Zuschusse. Dies lauft darauf hinaus, dass bei
Arbeitnehmerzuschissen der Anreiz, in Arbeit zu bleiben, nach Abschluss der Forde-
rung entfallt und bei Arbeitgeberzuschissen, der Kostenvorteil, der die Beschaftigung
geringer qualifizierter Arbeitnehmer nur lukrativ macht, nach Ablauf der Forderung
wieder entfallt. Nur wer sich wahrend der Forderung ausreichend qualifiziert, um eine
Produktivitat zu erreichen, die dem Marktlohn entspricht, hat dann eine Chance auf eine

dauerhafte Anstellung. Arbeitgeberzuschiisse mit Befristung wirken daher meist nicht
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anders als Einstiegsgelder: Sie verbessern unter Umsténden (siehe Kapitel 1) die Wie-
dereingliederungschancen der Geforderten, aber verschlechtern gleichzeitig die Chan-
cen anderer Arbeitssuchender. Zusatzliche Arbeitsplatze werden dadurch nicht geschaf-

fen.

Dies fuhrt unmittelbar zur zweiten haufig gestellten Frage: Wie sollen denn die

zusétzlichen Arbeitsplatze aussehen?

2. Welche neuen Arbeitspliitze werden fiir gering qualifizierte Arbeit-
nehmer entstehen?

Die Empirie, auf die wir uns als Okonomen berufen, zeigt in aller Deutlichkeit: Preis-
signale wirken auf dem Arbeitsmarkt. Eine Senkung der Arbeitskosten fiihrt zu gestei-
gerter Arbeitsnachfrage. Dies erkennt man beispielsweise an den Produktionsentschei-
dungen international operierender GrolRkonzerne. Ein Beispiel dafir bietet VW. Die
Produktion in Wolfsburg findet in fast vollkommen automatisierten Werkshallen statt,
die dort produzierten Wagen werden extrem kapitalintensiv gebaut. Im tschechischen
Werk in Mlada Boleslav kommt dagegen beim Bau des gleichen Fahrzeugs eine voll-
kommen andere, wesentlich arbeitsintensivere Technologie zum Einsatz. Kapital ist fir
beide Betriebe gleich teuer, doch Arbeit kostet in der Tschechischen Republik deutlich

weniger als vergleichbare Arbeit in Deutschland.

Die Arbeitsnachfrageelastizitat verrat etwas dariiber, was wir im Aggregat an
Reaktionen auf dem Arbeitsmarkt erwarten durfen, verrét aber nicht, welche Arbeit der
einzelne Unternehmer bei gednderten Preissignalen vermehrt nachfragen wird. Der
Wettbewerb, der in Kapitel 6 vorgeschlagen wird, soll hier zusétzliche Erkenntnisse
liefern. Dreillig Jahre kontinuierlicher Abbau von gering produktiver Arbeit hat in
Deutschland die Phantasie verkimmern lassen, wie solche Arbeit eingesetzt werden

kann. Diese Phantasie gilt es wieder zu wecken.



Kapitel 4 82 Magdeburger Alternative

3. Durch die Magdeburger Alternative wird eine neue Subvention einge-
fithrt und der Arbeitsmarkt noch stirker reguliert als zuvor

Richtig ist, dass die Erstattung der Sozialversicherungsbeitrage auf den ersten Blick wie
eine Lohnsubventionen klingt, denn der Staat erklart sich bereit, die Sozialversiche-
rungsbeitrage von gering qualifizierten Arbeitnehmern zu tibernehmen. Ubersehen wird
dabei, dass die Sozialversicherungsbeitrage fur gering qualifizierte Arbeitnehmer sich
wie eine Strafsteuer auf Arbeit auswirken. Wer Arbeit aufnimmt, muss sofort und im
vollen Umfang flr die Sozialversicherungsleistungen selber aufkommen. Sein Leis-
tungsanspruch an die Solidargemeinschaft erhéht sich dadurch nicht. Um einem weit
verbreiteten Missverstandnis vorzubeugen: Der Begriff ,,in vollem Umfang* schlief3t die
Arbeitgeberanteile an den Sozialversicherungsabgaben ein, denn auch diese missen aus

der Wertschdpfung des nunmehr Beschéftigten bestritten werden.

Im gegenwartigen System unterstellt der Staat, dass die individuelle Leistungs-
fahigkeit gegeben ist, wenn jemand Arbeit hat. Deswegen soll jeder entsprechend seiner
Leistungsfahigkeit dann auch Abgaben leisten. Dabei geht der Staat jedoch von der fal-
schen Voraussetzung aus, dass jeder Arbeitsanbieter in der Lage ist, eine Produktivitat
zu entfalten, die ausreicht, um ein Nettoeinkommen (ber dem Existenzminimum, die
auf den Bruttolohn entfallende Einkommensteuer und Gber 40% Sozialversicherungsab-
gaben zu erwirtschaften. Richtig ist dagegen, dass es eine groRe Zahl von Arbeitsanbie-
tern gibt, die die dafur notwendige Produktivitat nicht entfalten kénnen. Ihr Preis bzw.
der Preis ihrer Arbeit liegt GUber der Wertschopfung, die sie erzielen kénnen und folglich
wird ihre Arbeit nicht nachgefragt. Die Solidargemeinschaft legt im gegenwaértigen Sys-
tem einem Teil ihrer Mitglieder Solidaritatspflichten auf, die es diesen unmdglich
macht, fur sich selbst zu sorgen. Die Erstattung der Sozialversicherungsbeitrage fir
niedrig produktive Arbeit beseitigt diese Strafsteuer und erlaubt dem Staat einen Sub-
ventionsabbau. Die Grundsicherung fir Arbeitssuchende, die am Subventionstatbestand
LArbeitslosigkeit” anknipft, kann nun reduziert werden. Es ist diese Subvention, die
den eigentlichen massiven staatlichen Eingriff am Arbeitsmarkt darstellt, denn Alg Il in
der jetzigen Form kommt einem Arbeitsverbot fiir Millionen Menschen gleich. Die Ab-
schaffung dieser Subvention durch die Beseitigung einer Strafsteuer ist daher eine dere-

gulierende MaRRnahme und keine Subvention im ékonomischen Sinne. Wie die Modell-
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rechnungen des letzten Kapitels belegen, erlaubt die Magdeburger Alternative die

Ruckfuhrung staatlicher Ausgaben fur die Arbeitslosigkeit.

4. Kann durch die Magdeburger Alternative Schwarzarbeit bekampft
werden?

Die Magdeburger Alternative bekdmpft durch zwei MaRnahmen die Schwarzarbeit.
Viele Schwarzarbeiter haben neben ihrem Arbeitseinkommen teilweise seit Jahren So-
zialhilfe und Arbeitslosenhilfe erhalten und damit ihr Schwarzarbeitseinkommen durch
missbrdauchlich erworbene staatliche Transfers aufgestockt. Diesen doppelten Ver-
dienstmoglichkeiten wird mit der Magdeburger Alternative ein wirkungsvoller Riegel
vorgeschoben: Wer Schwarzarbeit will, verliert seinen Anspruch auf staatliche Hilfe.

Das Einkommen aus der Schwarzarbeit wird dadurch deutlich geschmalert.

Auf der anderen Seite wird reguldre Beschéftigung im niedrig produktiven Be-
reich um 35 Prozent billiger und damit konkurrenzféhig. Diesen Effekt hat man bereits
durch die im April 2003 eingefuhrten neuen Regelungen bei der geringfugigen Beschaf-
tigung beobachtet. Durch die pauschalisierten Sozialversicherungsbeitrage bei den Mi-
nijobs sind diese gegentber einer normalen sozialversicherungspflichtigen Arbeit um
rund 23 Prozent billiger geworden. Die Folge war, dass erstmals seit Erhebung des in
der Schattenwirtschaft erbrachten Sozialprodukts der Anteil der Schattenwirtschaft am

gesamten Sozialprodukt gefallen ist.

5. Warum sollten die Forderhochstgrenzen sektorspezifisch unter-
schieden werden?

Die Magdeburger Alternative sieht vor, dass die Obergrenze, bis zu der die Sozialversi-
cherungsbeitrdge freigestellt werden, bei Einfuhrung von den sektorspezifischen Tarif-
I6hnen der untersten Tariflohngrenze abhangt. Zwei Fragen drangen sich hier auf. Ers-
tens: Ist es nicht einfacher, eine einheitliche Obergrenze fir alle Sektoren festzulegen?
Zweitens: Ist es nicht gefahrlich, die Obergrenzen durch die in Tarifverhandlungen fest-

gelegten Obergrenzen zu bestimmen?
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Zur ersten Frage: Orientiert man sich bei der Forderhdchstgrenze an den nied-
rigsten Lohnen, so wird die Obergrenze nur in den Sektoren etwas bewirken, die zu die-
sen Lohnen bereits gering qualifizierte Arbeiter beschaftigen. Damit ist der zu erwar-
tende Beschéaftigungseffekt gering. Orientiert man sich mit der Forderhdchstgrenze an
den Tariflohnen in den am besten bezahlenden Sektoren, so sind die finanziellen Risi-
ken schwer kalkulierbar, da dann auch héhere Tariflohngruppen in den schlechter be-
zahlten Sektoren in den Genuss der Subvention kommen kénnen. Die potentiellen Kos-

ten der Reform steigen dementsprechend an.

Zur zweiten Frage: Die Forderhdchstgrenze fir die Freistellung der Sozialversi-
cherungsbeitrége orientiert sich einmalig an heute bereits bestehenden Tariflohnen und
vermeidet damit verteilungspolitisch ungewiinschte Einkommenseinbuen fiir Arbeit-
nehmer mit den niedrigsten Lohnen. Allerdings bedarf es in einer wachsenden Wirt-
schaft erganzender Regeln fiir die langere Frist. Um eine weitere Lohnkompression zu
vermeiden, wird die Forderhdchstgrenze nur mit dem Prozentsatz angehoben, mit dem
das durchschnittliche Nettoeinkommen aller Arbeitnehmer, die in einem Sektor nach
Tarif bezahlt werden, ansteigt. Diese Dynamisierungsregel macht es den Gewerkschaf-
ten unmdoglich, durch Uberzogene Lohnforderungen in der untersten Lohngruppe eine
immer grofRere Anzahl von Beschéftigten in den Genuss der Subvention zu bringen und

sich damit grofRere Lohnverhandlungsspielraume zu erschliel3en.

6. Durch die Magdeburger Alternative entstehen enorme zusitzliche
Verwaltungskosten

Es wird immer wieder behauptet, dass die Magdeburger Alternative zu enormen zusatz-
lichen Verwaltungskosten fihren wirde. So wird beispielsweise argumentiert, dass die
Erstattung der Sozialversicherungsbeitrdge nur tber eine neu zu schaffende Regulie-
rungsbehorde zu bewerkstelligen sei. Die branchenspezifische Festsetzung der Forder-
hdchstgrenze sei nur unter hohem Verwaltungsaufwand zu bewerkstelligen, gilt es doch
aus 55.000 bestehenden Tarifvertragen die jeweiligen Férderhdchstgrenzen fur die Ein-
fuhrungsphase festzulegen und zu entscheiden, welche Grenze fur welches Unterneh-
men zu gelten habe. Der Sachverstandigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftli-

chen Entwicklung beflirchtet in seinem Jahresgutachten 2004/05 nicht unerhebliche
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Kontrollkosten, da ,,die Behorden permanent iber den genauen Beschéftigtenstand des

Unternehmens* informiert sein missen.

Richtig ist, dass eine verteilungspolitisch ausgewogene Festsetzung es zunachst
einmal notwendig macht, die bestehenden Tariflohnvertrdge genau zu erfassen. Es ist
jedoch keineswegs daran gedacht, 55.000 verschiedene Forderhdchstsétze festzulegen,
vielmehr geht es darum, letztlich nach Branchen oder Regionen eine Zuteilung in ver-
schiedene Fordergruppen vorzunehmen. Die Zuordnung forderberechtigter Betriebe
erfolgt dann entsprechend der zweistelligen Branchenklassifizierung des Statistischen
Bundesamtes. Stichtagsregelungen sind nicht neu, hier kann man auf Erfahrungen im
Rahmen der Strukturanpassungsmalinahmen zuriickgreifen, in denen der Beschaftigten-
stand an Stichtagen bereits regelmélig abgefragt wurde (siehe Hujer und Caliendo
2003). Besondere Stichtagsregelungen sind bei Saisonarbeitsplatzen anzuwenden. Hier
bietet sich die durchschnittliche Beschaftigung wéhrend der zeitlich genau abzugren-

zenden vorangegangenen Saison als GroRe an.

Die Erstattung der Sozialversicherungsbeitrage erfolgt tGber das Finanzamt zeit-
nah durch Verrechnung der Erstattungsbetrdge mit den Lohnsteuerzahlungen bzw. der
Mehrwertsteuerabrechnung analog einem Vorsteuerabzugsverfahren. Eine permanente
Kontrolle des Beschaftigtenstandes ist durch die ordnungsgemé&Be Abfiihrung der
Lohnsteuer bereits gegeben. Erforderlich ist hier nur ein zusatzlicher Vermerk, dass ein
Beschaftigungsverhaltnis mit einem Bruttoarbeitsentgelt entlohnt wird, das unterhalb
der Forderhdchstgrenze liegt. Die eigentliche Erstattung ist verwaltungstechnisch ex-
trem einfach zu bewerkstelligen, weil sie im Unterschied zu fast allen anderen arbeits-
marktpolitischen MalRnahmen ohne eine Einzelfallpriifung auskommt. Die grundlegen-
den Informationen, die dazu notwendig sind (Férderhdchstgrenze und Zahl der Beschéf-
tigten zum Stichtag), werden einmal festgestellt und in einem Feststellungsbescheid
dem Unternehmen mitgeteilt. Dieser dient als Grundlage aller Erstattungsantrage, bei
denen dann nur noch nachgewiesen werden muss, dass Alg Il-Empfanger eingestellt
wurden. Die Zahl der Beschaftigten geht gewissermal3en automatisch aus der Lohnsteu-
eranmeldung hervor und braucht nicht gesondert erfasst oder kontrolliert zu werden

(hier irrt der Sachverstandigenrat).
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Die OrdnungsmaRigkeit der vom Unternehmen gemachten Angaben wird zum
Einen im Rahmen der gewdhnlichen Betriebsprifung vorgenommen, dariiber hinaus ist
aber auch zu erwégen, Erstattungsanspriiche stichprobenartig gesondert zu prifen. Aus-
sagen Uber den Umfang moglichen Missbrauchs sowie die Hohe der Verwaltungs- und
Kontrollkosten koénnen im Rahmen eines entsprechenden Modellversuchs getroffen

werden.

Bei der Bewertung der Verwaltungskosten muss strikt von den einmaligen Kos-
ten, die mit der Einfihrung verbunden sind, und den laufenden Kosten unterschieden
werden. Bei den laufenden ursachlich mit der Magdeburger Alternative verbundenen,
Kosten sind die Einsparungen bei der Verwaltung der Alg II-Empféanger und anderen
arbeitsmarktpolitischen MalRnahmen gegenzurechnen. Wenn durch die Einfuihrung der
Magdeburger Alternative mittelfristig 1,7 Millionen neue Arbeitsplétze entstehen, dann
besteht hier ein enormes Einsparpotential. Freigesetzte Ressourcen kénnen dann gezielt
zur Verwaltung der Magdeburger Alternative und zur weiteren Verbesserung der Ar-

beitsvermittlung der Alg 11-Empfanger eingesetzt werden.

7. VerstoBt die Magdeburger Alternative gegen das EU-Beihilferecht?

Nach Art.87 Abs.1 EGV sind grundsatzlich alle staatlichen Beihilfen ,,gleich welcher
Art* unzuldssig, die den innereuropéischen Handel einschréanken oder einzuschranken
drohen. Zur Aufsicht und Kontrolle tber staatliche Beihilfen ist die Kommission er-

machtigt:

»S0weit in diesem Vertrag nicht etwas anderes bestimmt ist, sind staatliche oder
aus staatlichen Mitteln gewéhrte Beihilfen gleich welcher Art, die durch die Be-
gunstigung bestimmter Unternehmen oder Produktionszweige den Wetthewerb
verfalschen oder zu verfalschen drohen, mit dem Gemeinsamen Markt unvereinbar,
soweit sie den Handel zwischen Mitgliedstaaten beeintrachtigen.” (Art.87 Abs.1

EGV)

Die Ubernahme der Sozialversicherungsbeitrage im Rahmen der Magdeburger Alterna-
tive kann nur dann eine ,,staatliche Beihilfe* gemall Art.87 Abs.1 EGV darstellen, wenn

sie die beiden dafiir maRgeblichen Merkmale erfillen wirde:
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1. Begunstigung der Beihilfeempféanger.
2. Gewahrung der Beihilfe durch den Staat oder staatliche Mittel.

Auf den ersten Blick liegt bei der Magdeburger Alternative durchaus eine Beihilfe in
diesem Sinne vor. Die Beihilfeempfanger, die Unternehmen, werden durch die Gewah-
rung der Ubernahme der Sozialversicherungsbeitrage besser gestellt, indem ihre Lohn-
kosten durch die Gewahrung staatlicher Mittel gesenkt werden. Jedoch wird das Merk-

mal unter Punkt 1 bei ndherem Hinsehen nicht erfullt:

= Unter diesem Tatbestand der Beglinstigung muss man eine Situation verstehen,
in der durch staatliches Eingreifen eine Diskriminierung entsteht. Durch den
Staatseingriff muss eine bestimmte Teilmenge der relevanten, potenziell Be-

gunstigten (hier: die Arbeitgeber) gegenlber anderen bevorzugt werden.

= Wenn allerdings, wie bei der Magdeburger Alternative, fir alle Arbeitgeber die
gleichen Regeln gelten (d.h., wenn keiner qua Gesetz von der Mdglichkeit aus-
geschlossen wird, die Bruttolohnsubvention zu bekommen), dann fehlt das se-

lektive Element, und damit kann man nicht von einer Begiinstigung sprechen.

= Hinzu kommt, dass es keinen Ermessensspielraum einer staatlichen Behorde (-
ber die Frage gibt, ob ein bestimmtes Unternehmen die Magdeburger Alternati-
ve in Anspruch nehmen kann oder nicht, so dass auch hier eine Gleichbehand-
lung aller potenziell Beglnstigten besteht. Es bestehen vielmehr klare, objektive

Kriterien, die fur die Inanspruchnahme der Bruttolohnsubvention existieren.

Dagegen kdnnte nun eingewendet werden, dass die Hohe der Erstattungsanspriiche auf-
grund der bei Einfiihrung maligeblichen Tarifvertrdge regional und sektoral sehr unter-
schiedlich ausféllt. Dadurch ware der Beginstigungstatbestand (bzw. Ungleichbehand-
lung) wieder erfullt. Dem ist entgegenzuhalten, dass die Tarifvertrage keiner staatlichen
Einflussnahme unterliegen, sondern private Vertrdge sind. Das selektive Element riihrt
also nicht von der staatlichen Malinahme her, sondern ist eine Folge von privaten Ver-

tragen zwischen Tarifpartnern und bertihrt deshalb nicht das EU-Beihilferecht.

Nicht alle Arbeitslosen werden gleich behandelt, da nur die Empfanger von Alg

Il anspruchsberechtigt sind, dies ist eine ungleiche Behandlung, bestimmte Arbeitneh-
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mergruppen werden diskriminiert. Dieser Einwand ist irrelevant fir die Beihilfeproble-
matik, da die Beihilfeempfanger die Arbeitgeber sind und nicht die Arbeitnehmer. Des-

halb wieder keine Kollision mit EU-Beihilferecht.

8. Die Magdeburger Alternative benachteiligt neue Unternehmen und
wirkt dadurch wachstumshemmend

Der Sachverstandigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung hat
in seinem Jahresgutachten 2004/05 beméngelt, dass die Magdeburger Alternative neue
Unternehmen gegeniiber alten Unternehmen benachteiligt. Dies ist nicht richtig. Neue
Unternehmen haben wie alte Unternehmen die Mdglichkeit, die Erstattung der Sozial-
versicherungsbeitrége bei Einstellung von Alg II-Empféangern in Anspruch zu nehmen.
Allerdings haben sie nicht die Mdglichkeit, eine doppelte Erstattung in Anspruch zu
nehmen, da sie keine regulér Beschaftigten in dem gefdrderten Lohnbereich haben. Dies
bedeutet zwar, dass sie im Hinblick auf die Einstellung eines zusatzlichen Arbeitneh-
mers benachteiligt werden. Gleichzeitig sind die durchschnittlichen Arbeitskosten fir
gering qualifizierte Arbeitskrafte bei neuen Unternehmen niedriger als bei alten Unter-
nehmen. Diese kdnnen diesen Nachteil nur wettmachen, indem sie ihre Beschaftigung
ausdehnen. Dies verlangt die Erschlieung neuer Tatigkeitsfelder, Entwicklung neuer
Produkte und Dienstleistungen und erhéht damit die Innovationsanreize. In dieser Hin-
sicht ist die Magdeburger Alternative als wachstumsférdernd zu bewerten, da sie vor

allem innovative Unternehmen — alte wie neue — besonders begunstigt.

9. Die Magdeburger Alternative verfestigt einen Niedriglohnsektor, weil
es bei individuellen Lohnerhohungen zum kompletten Wegfall der
Subvention kommt. Dies verringert die Einkommensmobilitit.

Die Subvention knupft nicht an individuelle Personen an. Das Unternehmen kann einen
Mitarbeiter, der sich fur hohere Téatigkeiten qualifiziert hat, beférdern und die subventi-
onierte Stelle neu besetzen. Damit behalt es die Subvention und es ist gesichert, dass
ehemalige Alg II-Empfanger, die zunéchst in der untersten Tariflohngruppe eingestellt

wurden, alle Aufstiegsmdglichkeiten haben.
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In diesem Zusammenhang wird immer wieder die Befurchtung gedufert, dass durch die
Magdeburger Alternative eine Konzentration der Beschéftigung in der untersten Tarif-
lohngruppe eintreten konnte. Tatsdchlich ist es mdglich, dass Unternehmen regulér Be-
schaftigte, die in hoheren Tarifgruppen eingeordnet sind, entlassen und durch Alg I1I-
Empfanger ersetzen, die nach der niedrigsten Tariflonngruppe bezahlt werden. Aller-
dings ist kaum damit zu rechnen, dass dies in nennenswertem Umfang geschieht. Ers-
tens musste dazu gewahrleistet sein, dass der Alg Il-Empféanger, der neu eingestellt
wird, die gleiche Produktivitat wie derjenige besitzt, der in einer hoheren Tarifgruppe
bereits beschaftigt war. Wenn dies der Fall ware, misste man allerdings fragen, warum
es nicht l&ngst zu einer Beschéftigung gekommen ist, wenn von einer Produktivitat aus-
gegangen werden kann, die deutlich Gber dem Mindesteinkommen und damit auch Uber
den minimalen Arbeitskosten liegt. Das Problem der Alg 11-Empfanger ist ja gerade ihre
zu geringe Produktivitat. Deshalb sind sie auch nur in Ausnahmefallen geeignet, héher
produktive Arbeitskrafte zu ersetzen. Dazu kommt, dass wir einer zunehmenden
Zweiteilung des Arbeitsmarktes entgegengehen. Aufgrund der demographischen Ent-
wicklung ist in den ndchsten Jahren mit einer zunehmenden Verknappung hoher qualifi-
zierter Arbeitskrafte zu rechnen. Der demographische Effekt wird sich bei den Gering-
qualifizierten aber nicht bemerkbar machen, denn deren Produktivitéat bleibt zu gering
und ihre Zahl wird angesichts der steigenden Zahlen von Schulkarrieren, die ohne Ab-

schluss enden, vermutlich eher steigen als fallen.
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6. WETTBEWERBSKONZEPT ZUR
MAGDEBURGER ALTERNATIVE

6.1 Ausgangslage fiir einen Modellversuch

Die Magdeburger Alternative ist ein Vorschlag, der auf eine grundlegende Reform des
sozialen Grundsicherungssystems abzielt, um durch die dadurch erreichte Senkung der
Arbeitskosten neue langfristig gesicherte Arbeitsplatze im ersten Arbeitsmarkt zu schaf-
fen. Im Hinblick auf eine experimentelle Untersuchung der Wirkungsweise der Magde-
burger Alternative wirft dies erhebliche Probleme auf, weil regional und zeitlich be-
grenzte Modellversuche innerhalb des alten Systems der sozialen Grundsicherung ab-

laufen missten und dabei zwangslaufig Konflikte auftreten.

Die Magdeburger Alternative sieht vor, dass Unternehmen, die Empfanger von
Alg Il zusatzlich einstellen, einen Erstattungsanspruch gegeniber dem Bund in Hohe
der gesamten Sozialversicherungsbeitrage erwerben, die sie fur den neu eingestellten
Arbeiter und fir einen bereits in der untersten Tariflohngruppe Beschaftigten bezahlen.
Die Erstattung der Sozialversicherungsabgaben reduziert die Lohnkosten fir zusétzlich

Beschaftigte um knapp 70 Prozent.

e Bei einem regional begrenzten Modellversuch hat dies zur Folge, dass die
Unternehmen, die in der Modellregion angesiedelt sind, einen erheblichen
Vorteil gegeniiber Wettbewerbsunternehmen erhalten, die ihren Sitz aufer-
halb der Modellregion haben. Das fiihrt dazu, dass es zwar zur Schaffung
neuer, zusatzlicher Arbeitsplatze in der Modellregion kommt, diese zusétzli-
chen Arbeitsplétze aber in nicht zu kontrollierendem Malie auf die Verdran-
gung von ,,regulérer Arbeit auBerhalb der Region zuriickzufuhren sind. Die
Weitergabe der niedrigeren Arbeitskosten an die Kunden in Form niedriger
Preise und die damit verbundene Ausweitung der Nachfrage wird dabei

weitgehend ausgeschlossen.

Ein erfolgversprechender Modellversuch muss diesen unerwiinschten Effekt vermeiden,

gleichzeitig jedoch sicherstellen, dass die zentralen Elemente der Magdeburger Alterna-
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tive wirkungsvoll getestet werden konnen. Es sind im Wesentlichen zwei zentrale Fra-
gen, die im Zusammenhang mit der Magdeburger Alternative immer wieder diskutiert
worden sind, ohne dass es méglich gewesen ware, eine abschliefende Beurteilung vor-

zunehmen:

1. Kern der Magdeburger Alternative ist der Anspruch, mit dieser Reform beide
Seiten des Arbeitsmarktes im Bereich der gering qualifizierten Arbeit von ihren
zentralen Problemen zu befreien. Das bedeutet vor allem, dass durch die Absen-
kung der Lohnkosten um 35 Prozent eine erhebliche Ausweitung der Nachfrage
nach einfacher Arbeit zustande kommt. Wichtig ist dabei die Hypothese, dass
die langfristige Entlastung dieser Arbeit von den Sozialversicherungsbeitrdgen
dazu fihrt, dass neue, zusatzliche Arbeitsplatze geschaffen werden und nicht die
Arbeit verdrangt wird, die schon heute existiert. Es spricht sehr viel fur diese
Hypothese,® aber es ist nicht moglich, den Umfang, in dem neue Arbeitsplétze

entstehen, verlasslich empirisch zu bestimmen.

Die verfugbaren Analysen erlauben es zwar, fir kleinere Lohnanderungen halbwegs
verlassliche Aussagen zu treffen. Ob diese Ergebnisse jedoch fur Lohnsatzsenkungen in
Hohe von 1/3 bzw. 2/3 des Ausgangslohnes ihre Gliltigkeit behalten, ist ungewiss. Das
erste und wichtigste Ziel des im Folgenden beschriebenen Wettbewerbsmodells besteht
deshalb darin, den Nachweis zu fiihren, dass die Aussicht auf unbefristete Befreiung
von der Last der Sozialabgaben dazu fuhren wird, dass neue, ,,verdrangungsfreie® Ar-
beitsplatze entstehen. Grundidee des Wettbewerbs ist es, diejenigen Arbeitsnachfrager
mit einer Arbeitskostensenkung zu pramieren, die nachweisen kdnnen, dass die von
ihnen geschaffenen Arbeitsplatze zuséatzlich zur bereits bestehenden Arbeitsnachfrage

geschaffen werden.

2. Im Rahmen der Diskussion um die Magdeburger Alternative ist von verschiede-
nen Seiten immer wieder argumentiert worden, dass eine Umsetzung mit erheb-
lichem burokratischem Aufwand verbunden ware. Auch diese Behauptung ist

abschlieRend nicht ohne einen Modellversuch zu belegen oder zu widerlegen.

9 Fur einen Uberblick iiber die internationalen Schétzungen, wie die Arbeitsnachfrage auf Lohnénderun-
gen reagiert, sieche Hamermesh (1993).
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Das zweite Ziel des Wettbewerbsmodells besteht deshalb darin, den biirokratischen
Vollzug der Magdeburger Alternative einschlieRlich aller Kontrolimanahmen und U-

berpriifungen zu simulieren.

Aus diesem Grund werden die Unternehmen, die sich an dem Wettbewerb betei-
ligen, den Regularien unterworfen, die auch bei einer allgemeinen Einfuihrung der Mag-
deburger Alternative benutzt werden. Gleichzeitig soll im Rahmen des Wettbewerbs
und seiner wissenschaftlichen Begleitung untersucht werden, welche Verwaltungsauf-
gaben durch die Magdeburger Alternative abgebaut bzw. reduziert werden, um so den

Nettoeffekt feststellen zu kdnnen.

6.2 Das Wettbewerbskonzept

An dem Wettbewerb kdnnen grundsatzlich alle juristischen und natiirlichen Personen
mit Wohnsitz innerhalb der EU teilnehmen. Gegenstand des Wettbewerbes ist eine von
der Landesregierung Schleswig-Holstein festzulegende Zahl von Arbeitsplatzen, die
nach den MaRgaben der Magdeburger Alternative gefordert werden. Wir gehen im Fol-
genden von einer ZielgroRe von 1.000 neuen Stellen aus, die durch den Modellversuch

geschaffen werden kénnen. Die Férderung sieht konkret wie folgt aus:

1. Unternehmen, die im Rahmen des Wettbewerbs einen forderungswurdigen Ar-
beitsplatz neu schaffen, erhalten fur diesen Arbeitsplatz die gesamten Sozialver-
sicherungsabgaben fir einen Zeitraum von zehn Jahren erstattet, wenn sie ihn
mit einem in Schleswig-Holstein gemeldeten Alg I1-Empfanger besetzen. Kon-
kret erfolgt die FOrderung so, dass die Arbeitgeber die gesamten Sozialabgaben
zundachst an die Sozialversicherungstrager entrichten. Zugleich erwerben sie aber
einen Erstattungsanspruch in gleicher Hohe gegeniiber dem Tréger des Modell-

versuches.

2. Voraussetzung fur die Erstattung der Sozialversicherungsbeitrdge entsprechend
der Magdeburger Alternative ist, dass ein Unternehmen als Resultat der Wett-
bewerbsbeteiligung einen Alg II-Empfénger zusatzlich einstellt. Die Forderung
wird nur fur die Zeitrdume gewaéhrt, in denen die Beschaftigung in diesem

Unternehmen — auf Betriebsstattenebene — in dem Lohnbereich, der unter der
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ternehmen — auf Betriebsstattenebene — in dem Lohnbereich, der unter der For-

derhochstgrenze liegt, durch die Einstellung gestiegen ist.

3. Beschaftigt ein Unternehmen bereits Personen, die ein Bruttoeinkommen unter-
halb der Forderhdchstgrenze beziehen und bestand dieses Beschaftigungsver-
haltnis bereits seit mindestens drei Monaten vor dem Wettbewerbsbeginn, so er-
halt das Unternehmen nicht nur die Sozialversicherungsbeitrage fir den neu ge-
schaffenen Arbeitsplatz erstattet, sondern auch die Sozialversicherungsabgaben
flr einen bereits im Unternehmen befindlichen Arbeitsplatz. Damit ist die ma-
ximale Zahl der im Rahmen des Wettbewerbs von der Sozialversicherungs-
pflicht befreiten Arbeitsplatze im Rahmen des Modellversuchs auf 2.000 be-

schrankt.

4. Dem Kiriterium der Unbefristetheit wird durch die Gewahrung der Befreiung
von der Zahlung der Sozialversicherungsbeitrage flr einen Zeitraum von zehn
Jahren Rechnung getragen. Unternehmer erhalten dadurch langfristige Pla-
nungssicherheit im Hinblick auf einen effizienten Einsatz von Beschaftigten im
Niedriglohnbereich. Damit soll insbesondere versucht werden, tber die existie-
renden, aber nicht genutzten Beschéftigungspotentiale im Niedriglohnsektor
hinaus, neue Beschaftigungsfelder im niedrigproduktiven Bereich in den Fokus

unternehmerischer Planung zu riicken.

5. Die ARGE bzw. die optierenden Gemeinden stellen sicher, dass den Unterneh-
mern aus dem Pool der schleswig-holsteinischen Alg Il-Empfanger mdglichst
geeignete Kandidaten zur Besetzung der neu geschaffenen Stellen vermittelt
werden. Kandidaten, die eine im Rahmen des Modellversuchs vermittelte Stelle
ablehnen, werden entsprechend den geltenden Zumutbarkeitsregelungen des
SGB Il sanktioniert.

Der Wettbewerb wird durch die Landesregierung 6ffentlich ausgerufen und in den ent-
sprechenden Medien bekannt gemacht. Ferner werden Unternehmen, die im Land
Schleswig-Holstein anséssig sind, direkt Uber den Modellversuch informiert, dessen
Dauer zunachst auf zwdélf Monate konzipiert ist. Die Beteiligung am Wettbewerb er-

folgt dadurch, dass Unternehmen oder natirliche Personen innerhalb dieser zwolf Mo-
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nate Beschéftigungskonzepte einreichen, aus denen hervorgeht, wie durch den Einsatz
der sozialabgabenbefreiten Arbeitskréfte zuséatzliche Beschaftigung in Schleswig-
Holstein entsteht. Die Beweispflicht fur die Zuséatzlichkeit der Beschaftigung liegt bei
den Unternehmen. In der Wettbewerbsausschreibung sind lediglich Beispiele fiir mogli-
che Beweisfiihrungen angegeben (vgl. unten). Jeder andere, schliissige Nachweis ist
daruber hinaus zuldssig. Unternehmen, die sich am Wettbewerb beteiligen, missen
nicht in Schleswig-Holstein anséssig sein, aber die Arbeitsplatze, die neu geschaffen

werden, missen in Schleswig-Holstein angesiedelt werden.

Uber ein eingereichtes Beschiftigungskonzept entscheidet eine Jury, die aus
Vertretern der Politik, der Wissenschaft und der Wirtschaft zusammengesetzt wird.

Konkret kénnte die Zusammensetzung einer Jury wie folgt aussehen:
= 2 Vertreter des Wirtschaftsministeriums,
= 2 Wissenschaftler,
= 1 Vertreter der IHK,
= 1 Vertreter der ARGE,
= 1 Vertreter der Handwerkskammern.

Eingegangene Vorschlage zur Schaffung neuer Arbeitsplatze werden in chronologischer
Reihenfolge von der Jury behandelt. Die Jury entscheidet mit einfacher Mehrheit dar-
Uber, ob ein Konzept den Nachweis erbracht hat, zusatzliche Beschéftigung zu erzeu-
gen. Es steht ihr offen, weitere Informationen von einem Antragsteller einzuholen, so-
fern es sich um einen aussichtsreichen, aber nicht ausreichend begriindeten Antrag han-
delt. Werden weitere Informationen angefordert, so wird der Antrag chronologisch mit
dem Datum wieder vorgelegt, mit dem samtliche angeforderten Informationen vorlie-

gen.

Wurde ein Antrag von der Jury befiirwortet, so wird der Preis, d.h. das Recht auf
Schaffung eines oder mehrerer von der Sozialversicherungspflicht befreiter Arbeitsplat-
ze im Windhundverfahren vergeben. Dies impliziert, dass erfolgreiche Konzepte so lan-

ge mit Preisen bedacht werden, bis die vorgesehene Hochstgrenze an neu geschaffenen
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Arbeitsplatzen erreicht ist. Nach der Preisverleihung hat der Preistrager maximal vier

Monate Zeit, den neu geschaffenen Arbeitsplatz zu besetzen.

Die Preisvergabe erfolgt in Form eines Vertrages, den das erfolgreiche Unter-
nehmen mit dem Wettbewerbsveranstalter, dem Land Schleswig-Holstein oder den Tra-
gern der Alg I1-Leistungen abschlief3t. In diesem Vertrag wird festgelegt, unter welchen

Bedingungen der Erstattungsanspruch besteht.

= |nsbesondere sind die Bedingungen so formuliert, dass ausgeschlossen wer-
den kann, dass die Arbeitskraft, die durch den Wettbewerb von der Sozial-
versicherungspflicht befreit wird, anders eingesetzt wird als in dem pramier-

ten Konzept beschrieben.

= Der Vertrag spezifiziert die zum oben genannten Stichtag bestehende Anzahl

der Beschéaftigten mit einem Lohn, der unter der Forderhdchstgrenze liegt.

= Der Vertrag enthalt Regelungen, die festlegen, wie der wettbewerbsgemalie
Einsatz der Arbeit kontrolliert werden kann. Eine Mdglichkeit besteht darin,
den Gewinnern des Wettbewerbs aufzuerlegen, einen jahrlichen Bericht tber
den Einsatz der Arbeit abzugeben. Dieser sollte in Form eines Fragebogens
vorstrukturiert sein, so dass es geringe Kosten verursacht, ihn zu erstellen
und gleichzeitig von allen Wettbewerbsfirmen Daten in standardisierter

Form erhoben werden.

Kommt es zu einer Preisvergabe, so ist die gesamte Administration der Preisvergabe
(Berechnung und Durchfiihrung des Erstattungsanspruches) und der Kontrolle analog zu
den Vorschlagen der Magdeburger Alternative durchzufiihren. Im Einzelnen sind dazu

folgende Schritte notwendig:

Falls das Unternehmen eine doppelte Erstattung beantragt, muss Folgendes fest-

gestellt werden:

1. Die Forderhdchstgrenze ist fur die betreffende Branche festzulegen. Die
Forderhdchstgrenze bezieht sich auf eine Vollzeitstelle und orientiert sich an
den Bruttoarbeitsentgelten, wie sie in Tabelle 4.3 aufgelistet sind. Bei Teil-

zeitstellen ist eine Férderung nur maoglich, wenn das nach der Formel
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Tatsachliche Arbeitszeit

- Bruttotarifentgelt

berechnete vollzeitdquivalente Lohneinkommen unter dem Forderhchstbe-

trag liegt.

Bei Betrieben, die dauerhafte Beschaftigungsverhaltnisse anbieten, ist fest-
zustellen, wie viele dauerhaft Beschaftigte mit einem Bruttolohn unterhalb
dieser Grenze das Unternehmen drei Monate vor Beginn des Modellversuchs
hatte. Besitzt ein Unternehmen mehrere Betriebsstatten, so ist fur jede Be-
triebsstatte gesondert festzustellen, wie viele Beschaftigte der untersten Ta-
riflonngruppe dort beschéftigt waren. Bei wechselndem Arbeitseinsatz an
mehreren Betriebsstatten ist der gleitende Durchschnitt der letzten zwolf
Monate vor dem Stichtag zugrunde zu legen. Dabei gilt eine Arbeitskraft an
einer Betriebsstétte dann als beschéaftigt, wenn sie zu mehr als 50 Prozent ih-
rer Arbeitszeit dort eingesetzt wird. Die Regelung der Magdeburger Alterna-
tive, die den doppelten Erstattungsanspruch betreffen, beziehen sich auf die

Betriebsstatten und nicht auf das Gesamtunternehmen.

Bei Saisonbetrieben ist festzustellen, wie viele Saisonbeschéftigte ein Be-
trieb in der zeitlich genau festgelegten vorangegangenen Saison mit einem
Bruttolohn unterhalb der Forderhdchstgrenze hatte. Dariiber hinaus werden

auch flr Saisonbetriebe die Regelungen unter Punkt 2. angewendet.

Diese Tatbestdnde sind in einem formlichen Feststellungsbescheid dem Unternehmen

mitzuteilen und sind Bestandteile des Vertrags (siehe Anhang). Dieser Bescheid dient

im Weiteren als Beleg bei allen anstehenden Erstattungsantragen.

Falls ein neu gegriindetes Unternehmen eine Forderung erhalt, ist im Falle einer

branchenspezifischen Festlegung der Forderhdchstgrenzen festzustellen, welche For-

derhochstgrenze filr dieses Unternehmen gilt (abhangig von Tarifbezirk und Branche).

Die Zahlung der Erstattungsbetrége erfolgt durch die Lohnsteuerabteilungen der

flr die Firmen zustandigen Finanzamter, d.h. die Unternehmen reichen mit dem oben

genannten Feststellungsbescheid und dem Nachweis der gezahlten Sozialversicherungs-

betrdage den Erstattungsantrag zusammen mit der Lohnsteueranmeldung ein. Die Zah-
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lung erfolgt durch Verrechnung mit der Lohnsteuerzahlung. Alternativ kann auch eine

Verrechnung mit der Mehrwertsteuer wie beim Vorsteuerabzug vorgenommen werden.

Die Kontrolle der wettbewerbskonformen Verwendung der geforderten Arbeits-
kréafte erfolgt jahrlich durch Abgabe des oben erwéhnten Berichts und wird durch das
den Wettbewerb veranstaltende Ministerium geprift. Gegebenenfalls kann die Kontrolle
an die zustandigen Organe der Wettbewerbsaufsicht oder der Gewerbeaufsicht delegiert

werden.

6.3 Kosten des Modellversuchs

Die Finanzierung des Wettbewerbs gliedert sich in zwei Teile: Einerseits sind die opera-
tiven Kosten der Wettbewerbsdurchfiihrung zu tragen, andererseits ist der Nettofinan-
zierungsbedarf der an die Gewinnerfirmen zu zahlenden Erstattungen zu bestimmen und

auf die Gebietskorperschaften aufzuteilen.

Administrierungskosten des Modellversuchs

Die Posten des ersten Blockes umfassen die Kosten fir:
a) Feststellung der Férderhdchstgrenzen,
b) die Offentlichkeitsarbeit,
c) die wissenschaftlichen Begleitung,
d) die Jury,

e) die blrokratische Abwicklung (Feststellungsbescheide, Zahlungen, Kontroll-
aufwand).

Insgesamt dirfte sich der Aufwand fur diese Positionen in einem Uberschaubaren Rah-
men bewegen. Dennoch sollte frihzeitig daran gedacht werden, Finanzierungen aus
Quellen aulerhalb des Landeshaushalts zu erschlielen. Zu denken ist dabei einerseits an
die Bundesagentur fir Arbeit, die Mittel der aktiven Arbeitsmarktpolitik fir den Wett-
bewerb bereitstellen sollte, andererseits an den européischen Sozialfond, aus dem inno-
vative Beschaftigungsinitiativen finanzierbar sein sollten. Grundsétzlich stehen Mittel

aus der ,,Freien Forderung® zur Verfugung (8 10 SGB IllI). Darin wird festgelegt, dass
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die Agenturen fur Arbeit bis zu 10 Prozent ihrer Mittel aus dem Eingliederungstitel fur
Ermessensleistungen einsetzen konnen. Schleswig-Holstein hatte 2004 249 Mill. Euro
im Eingliederungstitel, davon wurden nur knapp 4 Mill. fur die Freie Forderung ver-
wendet.10 Weiterhin stehen evtl. Mittel aus dem ESF zur Verfugung. Da diese Mittel
nach einem festen Schlissel auf Bund und Lé&nder aufgeteilt werden, stehen entweder
die Mittel direkt in Schleswig-Holstein bereit oder missen beim Bund beantragt wer-
den. Im Hinblick auf den Erfolg und die Verwertbarkeit des Wettbewerbs sollte insbe-

sondere bei der Offentlichkeitsarbeit nicht gespart werden.

Administrierungskosten der Umsetzung der Magdeburger Alternative im Rahmen des

Modellversuchs

Der Umfang des Erstattungsanspruchs der Unternehmen héngt nattrlich vom vereinbar-
ten Bruttolohn ab. Setzen wir wie in der in Kapitel 4 diskutieren Modellrechnung einen
Bruttolohn von monatlich 1.500 Euro an, so ergibt sich bei den jetzigen Sozialversiche-
rungsbeitragen eine jahrliche Entlastung in Hohe von 7.596 Euro. Bei 1.000 geforderten
Arbeitsplatzen entstehen Erstattungsanspriiche in Hohe von 7,6 Mio. Euro. Wie wir in
Kapitel 4 ausgefuhrt haben, sind die Kosten fur die Erstattungen bei den neu geschaffe-
nen Stellen im Hinblick auf den gesamten 6ffentlichen Sektor aufkommensneutral, da
durch die Ubernahme der SV-Beitrage durch den Bund in gleicher Hohe Einnahmen bei
den Sozialkassen entstehen und sich der Leistungsumfang aus den Sozialkassen gegen-

uber dem ehemaligen Alg II-Empféanger nicht andert.

Durch die Neueinstellung von 1.000 Alg Il-Empfangern reduzieren sich jedoch
die Alg IlI-Zahlungen und es entstehen im geringen Umfang Steuereinnahmen. Die Ge-
samtentlastung errechnet sich aus Tabelle 4.4. Dabei ist jedoch zu beachten, dass die
Einsparung aufgrund von Ausscheidern aus der Férderung nicht angerechnet wird, weil
im Rahmen des Modellversuchs nicht davon ausgegangen werden kann, dass die Ab-
lehnung einer neuen Stelle durch den Alg II-Empfanger zu dauerhaften Leistungskir-
zungen fuhren wird. Die Entlastung je neu geschaffener Stelle bel&uft sich auf 9.697,92

Euro. Insgesamt entspricht dies einem Betrag von jahrlich 9,7 Millionen Euro.

10 Angaben laut Bundesagentur fiir Arbeit:
http://www.pub.arbeitsamt.de/hst/services/statistik/200412/iiia5/abrechnung/r9011.xls.
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Werden alle neu geschaffenen Stellen doppelt subventioniert, so werden insge-
samt 1.000 Arbeitnehmer, die zu einem Lohn unterhalb der Forderhdchstgrenze gear-
beitet haben und die bislang selbst flr ihre Sozialversicherungsbeitrage aufkommen
mussten, in die FOrderung mit einbezogen. Dies entspricht einer zusétzlichen fiskali-
schen Belastung von maximal 7,6 Mio. Euro. Netto bedeutet dies also, dass bei Schaf-
fung von 1.000 neuen Stellen im Rahmen des Wettbewerbsmodells mit einer Entlastung
in Hohe von mindestens 2,1 Mio. Euro jahrlich zu rechnen ist (vgl. auch Tabelle 6.3
unten). Dabei handelt es sich um eine Untergrenze, denn werden im Rahmen des Wett-
bewerbs Arbeitsplatze in neuen Unternehmen geschaffen oder in Unternehmen, die bis-
her noch keine Beschaftigten in der untersten Tariflohngruppe hatten, so bleibt es bei
den Entlastungswirkungen, aber eine Belastung durch Erstattungen von Sozialabgaben

im Bestand fallt nicht an.

6.4 Wissenschaftliche Begleitung und Offentlichkeitsarbeit

Ziel des Wettbewerbs ist es festzustellen, ob die im Konzept der Magdeburger Alterna-
tive als wirksam unterstellten Mechanismen tatséchlich im prognostizierten Umfang
greifen und ob der birokratische Aufwand der Magdeburger Alternative tatsachlich so
gering ist, wie von ihren Autoren behauptet wird. Um diese Fragen beantworten zu
kdnnen, ist eine wissenschaftliche Begleitung des Wettbewerbs notwendig. Deren Auf-
gabe besteht darin, die durch die Befreiung von der Zahllast der Sozialabgaben ausge-
Iosten Nachfrageeffekte auf dem Arbeitsmarkt zu untersuchen. Im Vordergrund steht
dabei die Frage, ob es tatsdchlich zu den gewiinschten expansiven Effekten kommt,

ausgelost durch die
= Herausbildung neuer Produkte und Dienstleistungsangebote und/oder die
= Umstellung auf arbeitsintensivere Produktionsverfahren.

Die Reaktionen der Arbeitsnachfrager sind daraufhin zu untersuchen, ob sich Hinweise
darauf finden lassen, wie die Arbeitsnachfrage im Falle einer Einfuhrung der Magde-
burger Alternative so gesteuert werden kann, dass die Verdrdngung bestehender, sozial-

versicherungspflichtiger Beschaftigung minimiert wird. Weiterhin muss die Frage un-
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tersucht werden, welche indirekten Beschaftigungseffekte — insbesondere im Bereich

hoher qualifizierter Beschaftigung — durch den Wettbewerb ausgeldst werden.

Dariiber hinaus muss den Missmatch-Problemen gerade im Bereich der gering
qualifizierten Arbeit besondere Beachtung geschenkt werden, weil die vielfaltigen Prob-

leme, die auf Seiten der Langzeitarbeitslosen bestehen, wie z. B.
= fehlende Qualifikation,
= fehlende Motivation,
= Entwohnung von regelmaRiger Arbeit,
= fehlende soziale Kompetenzen etc.

nicht durch die Unternehmen geltst werden kénnen. Ein durch solche Probleme beste-
hender Missmatch muss durch geeignete MaRnahmen der Arbeitsverwaltung ausgegli-
chen werden. Hierzu stehen prinzipiell die Instrumente des Job-AQTIV Gesetzes zur
Verfligung. Dabei sollte jedoch darauf geachtet werden, dass insbesondere beim Profi-
ling und bei der Vermittlungsstrategie direkt auf Markterfordernisse eingegangen wird.
Dies kann im Rahmen des Wettbewerbsmodells erreicht werden, indem sowohl beim
Profiling Arbeitssuchender als auch bei der Festlegung der Vermittlungsstrategien An-
forderungsprofile von im Rahmen des Wettbewerbsmodells geférderten Beschéaftigun-
gen fruhzeitig mit bertcksichtigt werden. Je friiher VVermittler Uber geforderte Konzepte
unterrichtet werden, um so effizienter und schneller ist eine Vermittlung moglich. Auch
diesbeziiglich kann der Wettbewerb wertvolle Erfahrungen sammeln helfen, die im

Rahmen der wissenschaftlichen Begleitung erfasst und gesichert werden sollen.

Schliel3lich ist es Aufgabe der wissenschaftlichen Begleitung, die Kosten des bi-
rokratischen Vollzugs der Magdeburger Alternative abzuschatzen und den Einsparun-

gen bei der Administration der Alg I1-Zahlung und Verwaltung gegenuiberzustellen.

Die Offentlichkeitsarbeit im Rahmen des Wettbewerbs und im Zuge seiner Vor-
bereitung ist von herausragender Bedeutung. Der entscheidende Punkt ist, dass den Un-
ternehmen in Deutschland seit mehr als 20 Jahren die Erfahrung fehlt, wie bezahlbare
einfache Arbeit eingesetzt werden kann. Das bedeutet, dass nur dann mit einem Erfolg

des Modellversuchs zu rechnen ist, wenn es gelingt, moglichst viele Unternehmen maog-
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lichst umfassend Uber die Bedingungen zu unterrichten, die ihnen eine erfolgreiche Be-

teiligung am Wettbewerb verschaffen.

= Die Offentlichkeitsarbeit muss nicht nur den Wettbewerb als solches bekannt
machen, sondern sie muss die Unternehmen dazu motivieren, intensiv dar-
Uber nachzudenken, welche neuen Mdoglichkeiten sich ihnen durch die
preiswerte einfache Arbeit bieten, an die sie durch den Wettbewerb dauerhaft
gelangen koénnen. Obwohl der Wettbewerb von Schleswig-Holstein veran-
staltet wird und dort Arbeitsplatze geschaffen werden sollen, ist es ratsam,
die Offentlichkeitsarbeit auf das gesamte Bundesgebiet auszudehnen. Einer-
seits erhoht dies die Chance, dass sich Unternehmen neu in Schleswig-
Holstein ansiedeln, andererseits flhrt es zu einer hdheren Bekanntheit der
Magdeburger Alternative, die letztlich ja auch nur bundesweit eingesetzt

werden kann.

* Eine zentrale Rolle fiir die Offentlichkeitsarbeit spielen die Industrie- und
Handelskammern, da diese Uber einen direkten Zugang zu den Unternehmen
verfugen. Zu denken ist an einen Vortragsservice, der den Industrie- und
Handelskammern die Mdglichkeit erdffnet, Informationen ber den Wettbe-
werb aus erster Hand zu bekommen. Eine intensive Medienprésenz und die
Erstellung professionellen Informationsmaterials miissen die Offentlichkeits-

arbeit abrunden.

= Die direkte Kontaktaufnahme zu Unternehmen durch vom Arbeitsamt beauf-
tragte Berater sowie durch private Arbeitsvermittler kann hier insbesondere
die Offentlichkeitsarbeit vor Ort unterstiitzen. Hier sollte auf die Erfahrun-
gen, die mit dem Elmshorner Modell gemacht worden sind, zurtickgegriffen
werden und geeignete Anreize fiir private Arbeitsvermittler geschaffen wer-

den, eigenstandig aktiv zu werden (siehe hierzu Abschnitt 6.7).

6.5 Fragen des Lastenausgleichs

Die einfachste Form der Finanzierung besteht darin, den Bund unmittelbar zu beteili-

gen, da der Bund von den Einsparungen bei den Alg I1-Zahlungen profitiert. Wenn dies
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gelingt, kommt es zu einer direkten Saldierung der Hauptfinanzstrome. Tabelle 6.2 gibt
an, wie sich die Finanzierung eines neu geschaffenen Arbeitsplatzes auf die Haushalte
der einzelnen Gebietskorperschaften auswirkt, wenn der Bund die vollstandige Finan-
zierung Ubernimmt. Die Berechnungen in Tabelle 6.1 gehen auf Berechnungen der Ta-
belle 4.3 zurlick, jedoch werden die Einsparungen aufgrund von Ausscheidern aus dem

Alg 11 Bezug nicht mit berucksichtigt.

Tabelle 6.1: Gewinn- und Verlustrechnung einer Erstattung der Sozialversicherungsbei-

trage bei Neueinstellung eines alleinstehenden Alg I11-Empfangers

Einsparung (+)/
Mehrbelastung (-)

Bund Lander GKV GRY ALV Kom. Gesamt

Beitrag GKV/GPV -103,00 +103,00 0
Beitrag GRV —214,50 +214,50 0
Grundsicherung im +214,50 - —214,50 - - 0
Alter

Beitrag ALV -97,50 - +97,50 - 0
Zuschuss BA +97,50 —-97,50 0
Lohnsteuer (Tarif 2005)| +60,24  +53,34 --- +18,83 | +132,41
Alg 11 Zahlung +441,25 +234,50 | +675,75
Monat. Einsparung +398,49 +3,34  +103,00 0,00 0,00 253,33 +808,16
Jéhrl. Einsparung +4.781,88 +640,08 +1.236,00 0,00 0,00 +3.039,96 +9.697,92

Quelle: Eigene Berechnungen

Der Bund ist durch die Entlastung bei den Alg Il Zahlungen einschlielich der Beitrags-
zahlungen zu den Sozialversicherungen der grofRRe fiskalische Gewinner. Einschliel3lich
der zusatzlichen Steuereinnahmen reduzieren sich seine Ausgaben um rund 4.800 Euro
jahrlich. Fir den Fall, dass insgesamt 2.000 Arbeitsplatze gefordert werden, d.h. flr
jeden neu geschaffenen Arbeitsplatz die doppelte Erstattung bezahlt wird, zehrt die
doppelte Erstattung diesen Uberschuss aber auf und der Bund wiirde mit einem Defizit

von 2,8 Millionen Euro abschlieBen (siehe Tabelle 6.2). Reduziert sich der Anteil der
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neu geschaffenen Arbeitsplatze in Betrieben, die bereits Beschaftigte unterhalb der For-
derhochstgrenze beschaftigen, auf 75 Prozent, so reduziert sich das Defizit beim Bund
auf 917.000 Euro. Ist der Anteil nur 50 Prozent, so fallt beim Bund ein Ubschuss von

knapp einer Million an.

Tabelle 6.2: Lastverteilung bei Finanzierung des Modellversuchs durch den Bund

Einsparung (+)/ Bund Linder |Kommunen| Sozialver- Gesamt
Mehrbelastung (-) sicherungs-

in Millionen Euro triger

Einsparung +4,78 +0.64 +3,04 +1,24 +9,70
Kosten der Erstattung der SVB bei

bestehenden Arbeitsverhaltnissen -7,60 0 0 0 -7,60
(100%)

Jihrliche Einsparung -2,82 +0,64 +3,04 +1,24 +2,10

Quelle: Eigene Berechnungen (Rundungsfehler sind moglich).

Sofern sichergestellt ist, dass es zu keiner Verdrangung kommt, resultiert aus dem Mo-
dellversuch ein erheblicher Uberschuss. Im Vergleich zum Status Quo, der unterstellt,
dass die Alg II-Empfénger weiterhin arbeitslos bleiben, sind dies wie oben aufgefihrt
2,1 Millionen Euro jahrlich. Sinkt der Anteil der doppelten Erstattungsanspriiche auf 75
Prozent, so steigt der Uberschuss auf insgesamt 4 Millionen Euro jahrlich. Ein GroRteil
dieses Uberflusses fallt bei den Kommunen und bei den Sozialversicherungstragern an.
Die Kommunen sparen den Zuschuss zu den Unterkunftskosten und die GKV/GPV dir-
fen bei gleichem Leistungsumfang Mehreinnahmen in H6he von jahrlich 1,2 Millionen
Euro erwarten. Die Gesetzliche Rentenversicherung erhoht ihre jahrlichen Einnahmen
kurzfristig um rund 2,6 Millionen Euro (dies errechnet sich aus dem Zufluss in die ge-
setzliche Rentenversicherung in Tabelle 6.2). Diesem Betrag stehen jedoch in entspre-
chender Hohe gestiegene Anwartschaften in der Zukunft gegeniber, so dass er bei der

Gewinn- und Verlustrechnung nicht mit berucksichtigt wurde.

Wenn es nicht gelingt, den Bund unmittelbar an der Finanzierung des Wettbe-

werbs zu beteiligen, so bleibt als Alternative nur die Mdglichkeit, dass das Land den
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Modellversuch tragt. Tabelle 6.3 zeigt, wie sich in diesem Fall die Zahlungsstrome fur

die Schaffung eines geforderten Arbeitsplatzes darstellen.

Tabelle 6.3: Gewinn- und Verlustrechnung einer Erstattung der Sozialversicherungsbei-
trage bei Neueinstellung eines alleinstehenden Alg I1-Empféngers, wenn die Erstattung

zu Lasten des Landes geht

Einsparung (+)/
Mehrbelastung (-)

Bund Lander GKV GRY ALV Kom. Gesamt

Beitrag Bund GKV/GPV| +140,00 - -140,00 --- - 0
Beitrag Land GKV/GPV|  --- —243,00 +243,00 0
Beitrag Bund GRV +78,00 —78,00 0
Beitrag Land GRV —292,50 +292,50 0
Grundsicherung im +214,50 - —214,50 - - 0
Alter

Beitrag ALV -97,50 +97,50 - 0
Zuschuss BA +97,50 —-97,50 0
Lohnsteuer (Tarif 2005)| +60,24  +53,34 --- +18,83 | +132,41
Alg 11 Zahlung +441,25 +234,50 | +675,75
Monat. Einsparung +1.031,49 -579,66 +103,00 0,00 0,00  +253,33 | +808,16
Jéhrl. Einsparung +12.377,88—6.955,92 +1.236,00 0,00 0,00 +3.039,96| +9.697,92

Quelle: Eigene Berechnungen.

Wie man sieht, kommt es hier zu einer anderen Lastenverteilung. Der Bund kann durch
den Modellversuch seine Alg I1-Zuweisungen einschliellich der Beitragszahlungen an
die Sozialversicherung kirzen und partizipiert an den Steuereinnahmen. Dies fiihrt zu
einer Entlastung der Bundeskasse in Hohe von monatlich 1.031 Euro, bzw. rund 12.400
Euro jahrlich. Demgegeniiber muss das Land die Finanzmittel fur die Erstattung der
Sozialversicherungsbeitrage aufbringen. Dieser Betrag (bersteigt die zu erwartenden
Steuermehreinnahmen um jahrlich knapp 7.000 Euro. Hinzu gezahlt werden missen
dann noch die doppelten Erstattungsanspriiche. Die Gesamtbilanz findet sich in Tabelle

6.5. Einsparungen des Bundes in Hohe von 12,4 Millionen Euro jahrlich stehen Mehr-
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belastungen fur das Land in Hohe von 14,6 Millionen Euro gegenuber. Fir die Kom-
munen und die Sozialversicherungstrager andert sich nichts gegenuber dem Szenario, in
dem der Bund fiir die Erstattung der Sozialversicherungsbeitrage eintritt. Wie man dar-
aus erkennen kann, reduziert sich das Problem also auf einen Lastenausgleich zwischen

dem Land Schleswig-Holstein und dem Bund.

Die Frage ist, inwieweit das Land in Vorlage gehen kann, wenn es aus Mitteln
der Bundesagentur fiir zusatzliche Arbeitsplatze, die im Bereich der ARGE entstehen,
kompensiert wird. Inwiefern der Bund daruber hinaus den optierenden Kommunen Mit-
tel fur dort geschaffene Stellen zur Verfligung stellt, bleibt ebenfalls zu klaren. Das
Land wirde insgesamt dann finanziell profitieren, aber die Abwicklung wére deutlich

komplizierter und alle bestehenden Risiken miissten vom Land getragen werden.

Tabelle 6.4: Lastverteilung bei dem Modellversuch ohne Lastenausgleich

Einsparung (+)/ Bund Linder |Kommunen| Sozialver- Gesamt
Mehrbelastung (—) sicherungs-
in Millionen Euro triger
Einsparung nach Tabelle 6.3 +12,38 —6.96 +3,04 +1,24 +9,70
Kosten der doppelten Erstattung in

. 0 -7,60 0 0 -7,60
Mio. €
Jahrliche Einsparung +12,38 -14,59 +3,04 +1,24 +2,10

Quelle: Eigene Berechnungen (Rundungsfehler sind moglich).

Wie man aus den Berechnungen ersehen kann, ist einerseits mit einer Nettoentlastung
des offentlichen Sektors von mindestens 2,1 Millionen Euro zu rechnen, andererseits
kommt es aber zu einer sehr ungleichen Verteilung der Be- und Entlastungswirkungen.
Wir schlagen deshalb im Folgenden eine Variante vor, die es erlaubt, den Modellver-
such ohne grofRen birokratischen Aufwand so zu finanzieren, dass keine Gebietskorper-

schaft netto belastet wird.

Die Lastverteilung sieht anders aus, wenn nicht nur alleinstehende Alg II-

Empfanger, sondern auch Alg IlI-Empféanger aus groReren Bedarfsgemeinschaften im
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Rahmen des Modells Arbeit finden. Tabelle 6.5 zeigt die Gewinn- und Verlustrechnung
einer Erstattung der Sozialversicherungsbeitrdge bei Neueinstellung eines Alg lI-

Empfangers aus einem Zwei-Personenhaushalts.

Tabelle 6.5: Gewinn- und Verlustrechnung einer Erstattung der Sozialversicherungsbei-
trage bei Neueinstellung eines Alg II-Empféangers mit Zwei-Personen-Haushalt, wenn

die Erstattung zu Lasten des Landes geht

Einsparung (+)/ Bund Linder GKV GRV ALV Kom. Gesamt
Mehrbelastung (-)

Beitrag Bund GKV/GPV| +140,00 - —-140,00 - - 0
Beitrag Land GKV/GPV —243,00 +243,00 -—- - 0
Beitrag Bund GRV +78,00 —-78,00 0
Beitrag Land GRV —292,50 +292,50 0
Grundsicherung im +214,50 - —214,50 - - 0
Alter

Beitrag ALV -97,50 +97,50 - 0
Zuschuss BA +97,50 --- -97,50 --- 0
Lohnsteuer (Tarif 2005) 0
Alg 1l Zahlung +743,22 -—- --- +168,51 | +911,73
Monat. Einsparung +1.273,22 -633,00 +103,00 +0,00 +0,00 +168,51 | +911,73
Jahrl. Einsparung +15.278,64—7.596,00 +1.236,00 +0,00  +0,00 +2.022,12+10.940,76

Legende: Der Zwei-Personen-Haushalt zahlt keine Steuern. Die Einsparung beim Alg 1l
ergibt sich wie folgt: 1185 Euro Nettoeinkommen minus 273,27 Euro Freibetrag bei Er-
werbstatigkeit ergeben 911,73 Euro bereinigtes Nettoeinkommen. Um diesen Betrag redu-
ziert sich die Alg ll-Zahlung. Dabei werden erst die Ausgaben des Bunds, dann die der
Kommunen reduziert (§ 19 SGB 11).

Quelle: Eigene Berechnungen.

Fur den Vier-Personen-Hauhalt ergibt sich ein &hnliches Bild, jedoch fallt die Entlas-

tung in diesem Fall ausschlieRlich beim Bund an (siehe Tabelle 6.5).
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Tabelle 6.6: Gewinn- und Verlustrechnung einer Erstattung der Sozialversicherungsbei-
trage bei Neueinstellung eines Alg II-Empfangers mit Vier-Personen-Haushalt, wenn

die Erstattung zu Lasten des Landes geht

Einsparung (+)/
Mehrbelastung (-)

Bund Linder GKV GRV ALV Kom. Gesamt

Beitrag Bund GKV/GPV| +140,00 -—- —-140,00 - - 0
Beitrag Land GKV/GPV —243,00 +243,00 - - 0
Beitrag Bund GRV +78,00 -78,00 0
Beitrag Land GRV -292,50 +292,50 - - 0
Grundsicherung im +214,50 -214,50 0
Alter

Beitrag ALV -97,50 +97,50 0
Zuschuss BA +97,50 —-97,50 0
Lohnsteuer (Tarif 2005) 0
Alg 1l Zahlung +911,73 --- --- +911,73
Monat. Einsparung +1.441,73 -633,00 +103,00 +0,00 +0,00 +0,00 +911,73
Jahrl. Einsparung +17.300,76 —7.596,00 +1.236,00 40,00 +0,00 +0,00 110.940,76

Legende: Der Vier-Personen-Haushalt zahlt bei 1500 Euro Bruttoeinkommen keine Steu-
ern. Die Einsparung beim Alg Il ergibt sich wie folgt: 1185 Euro Nettoeinkommen minus
273,27 Euro Freibetrag bei Erwerbstatigkeit ergeben 911,73 Euro bereinigtes Nettoein-
kommen. Um diesen Betrag reduziert sich die Alg 1I-Zahlung. Dabei werden erst die Aus-
gaben des Bunds, dann die der Kommunen reduziert (§ 19 SGB II).

Quelle: Eigene Berechnungen.

Fur die Lastverteilung bedeutet dies, dass im flr das Land und fir die Kommunen un-
gunstigsten Fall, ausschlieBlich Alg II-Empfanger auf Vier-Personen Bedarfsgemein-
schaften, im Rahmen des Wettbewerbs Beschéftigung finden. Tabelle 6.7 gibt die Last-
verteilung fur diesen Spezialfall ab. Dieser Fall ist nicht als realistisch anzusehen, er
zeigt jedoch zum Einen, dass die Gesamtersparnis laut Tabelle 6.4 als Untergrenze an-
zusehen ist, und zum Anderen, wie die maximale Belastung fur das Land und die

Kommunen aussieht.
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Tabelle 6.7: Lastverteilung, wenn ausschliel3lich Alg 11-Empféanger aus Vier-Personen-

Haushalten beschaftigt werden.

Einsparung (+)/ Bund Linder |Kommunen| Sozialver- Gesamt
Mehrbelastung (—-) sicherungs-
in Millionen Euro triger
Einsparung nach Tabelle 6.6 +17,30 -7,60 0 +1,24 +10,94
Kosten der doppelten Erstattung in

. 0 7,60 0 0 -7,60
Mio. €
Jihrliche Einsparung +17,30 -15,19 0 +1,24 +3,34

Quelle: Eigene Berechnungen (Rundungsfehler sind moglich).

Im Folgenden werden wir uns ausschlieRlich auf die Berechnung, die in den Tabellen

6.3 und 6.4 angegeben sind, stltzen.

Variante I: Lastenausgleich zwischen Bund und Trager der Grundsicherung fir Ar-

beitssuchende

Das Land Schleswig-Holstein und der Bund vereinbaren, dass die Alg II-Empfanger,
die im Rahmen des Modellversuchs gefordert werden, fir die Laufzeit der FOrderung
bei der Bemessung der Zuweisungen (einschlieBlich der fur Alg II-Empféanger abzufih-
renden Sozialversicherungsbeitrdge) des Bundes weiterhin als Alg II-Empfanger be-
ricksichtigt werden. Die Erstattung der Sozialversicherungsbeitrage wird von den AR-
GE bzw. den optierenden Kommunen tbernommen. In diesem Fall ergibt sich die in

den folgenden Tabelle 6.8 und 6.9 dargestellte Lastverteilung.
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Tabelle 6.8: Gewinn- und Verlustrechnung nach Lastenausgleich

Einsparung (+)/ Bund Linder GKV GRV ALV ~ Kom. Gesamt
Mehrbelastung (-)

Beitrag fiir Alg 11 —140,00 +140,00 0
GKVIGPV

Beitrag GKV/GPV +243,00 —243,00 0
Beitrag fir Alg 1l GRV - —-78,00 - +78,00 0
Beitrag Kommune GRV +292,50 —292,50 0
Grundsicherung im +214,50 - —214,50 - - 0
Alter

Beitrag ALV +97,50 97,50 0
Zuschuss BA +97,50 -97,50 0
Lohnsteuer (Tarif 2005)| +60,24  +53,34 --- +18,83 | +13241
Alg Il Zuweisung und +675,75 | +675,75
Wohngeld

Monat. Einsparung +372,24  +53,34 +103,00 +0,00 +0,00 +279,58 | +808,16
Jahrl. Einsparung +4.466,88 +640,08 +1.236,00 +0,00 +0,00  +3.354,96 +9.697,92

Quelle: Eigene Berechnungen.

Durch die Ubernahme der Alg Il-Zuweisungen einschlieRlich der Sozialversicherungs-
beitrage werden die Kommunen mit 893,75 Euro entlastet, hinzu kommen Steuermehr-
einnahmen in Hohe von 18,83 Euro. Da die Kommunen nun aber die Sozialversiche-
rungsbeitrage in Hohe von 633 Euro pro Monat erstatten mussen, reduziert sich der

Uberschuss je neu eingestellten Alg 11-Empfangers auf monatlich rund 280 Euro.

Sofern die Kommunen auch die doppelte Erstattung bernehmen, fiihrt dies zu
einer jahrlichen Belastung der Kommunen von 4,25 Millionen Euro, das entspricht Kos-
ten je zusatzlichem Arbeitsplatz von 4.250 Euro. Die Belastung wiirde sich auf 3,2 Mil-
lionen Euro jahrlich reduzieren, wenn nur 75 Prozent der Arbeitsplatze zu einem dop-

pelten Entlastungsanspruch fihren.
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Tabelle 6.9: Lastverteilung entsprechend Lastenausgleich

Einsparung (+)/ Bund Linder |Kommunen| Sozialver- Gesamt
Mehrbelastung (-) sicherungs-
in Millionen Euro triger
Einsparung nach Tabelle 6.5 +4,47 +0,64 +3,35 +1,24 +9,70
Kosten der doppelten Erstattung in

. 0 0 -7,60 0 -7,60
Mio. €
Jihrliche Einsparung +4,47 +0,64 —4,25 +1,24 +2,10

Quelle: Eigene Berechnungen (Rundungsfehler sind mdglich).

Variante Il: Lastenausgleich mit Fallpauschale

Wie die Variante | gezeigt hat, wiirden die Tréger der Grundsicherung fir Arbeitssu-
chende durch den Modellversuch stark belastet. Wir schlagen deshalb vor, dass der
Bund, der ja in Form niedrigerer Zahlungen an die Bundesagentur fur Arbeit und nied-
rigerer zukunftiger Belastungen bei der Grundsicherung im Alter am stérksten entlastet
wird, die geférderten Personen nicht nur, wie in Variante |, fur die Laufzeit als Alg I1-
Empfanger weiterflhrt, sondern dartber hinaus an die Trager der Grundsicherung fur
Arbeitssuchende fur jeden geforderten Arbeitsplatz eine Fallpauschale in H6he von mo-
natlich 400 Euro bezahlt. Der Bund Ubernimmt damit einen Finanzierungsanteil der
seinen zu erwartenden Einsparpotentialen in etwa entspricht. Tabelle 6.10 gibt den fall-
bezogenen Lastenausgleich an, wenn die Fallpauschale den Kommunen zur Verfligung
gestellt wird, und diese die gesamte Abwicklung des Modellversuchs in eigener Regie

Ubernehmen.
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Tabelle 6.10: Gewinn- und Verlustrechnung bei einer Fallpauschale von 400 Euro

Einsparung (+)/ Bund Linder GKV GRV ALV Kom. Gesamt
Mehrbelastung (-)

Beitrag GKV/GPV --- —-140,00 -—- +140,00 0
Beitrag GKV/GPV - +243,00 - —243,00 0
Beitrag GRV --- —78,00 - +78,00 0
Beitrag GRV --- +292,50 --- -292,50 0
Grundsicherung im +214,50 —214,50 0
Alter

Beitrag ALV -—- +97,50 97,50 0
Zuschuss BA +97,50 —-97,50 0
Lohnsteuer (Tarif 2005)| +60,24  +53,34 +18,83 | +132,41
Alg 1l Zahlung --- --- +675,75 | +675,75
Fallpauschale —400,00 +400,00 0
Monat. Einsparung -27,76  +53,34 +103,00 +0,00 +0,00 +679,58 | +808,16
Jahrl. Einsparung —333,12 +640,08 +1.236,00 +0,00  +0,00 +8.154,961+9.697,92

Quelle: Eigene Berechnungen.

Wenn die Kommunen die Fallpauschale in Héhe von 400 Euro pro Monat vom Bund
erhalten, so kdnnen diese die gesamten doppelten Erstattungsanspriche tbernehmen,
ohne deswegen ein Defizit erwarten zu missen. Die maximale Belastung aufgrund der
doppelten Erstattung betragt 7,6 Millionen Euro; dieser stehen jedoch Einnahmen aus
der Fallpauschale und der Weiterfiihrung der Forderfalle als Alg 11-Empfanger gegen-
uber. Wenn bei samtlichen Forderféallen die doppelte Erstattung zu zahlen ist, so ver-
bleibt bei den Kommunen ein Uberschuss von jahrlich 550.000 Euro. Wenn nur fiir 2/3
der Forderfalle eine doppelte Erstattung anfallt, steigt der Uberschuss auf tiber 3 Mio.
Euro jahrlich. Tabelle 6.11 zeigt, dass auer einem vernachlassigbaren Defizit beim
Bund keine Gebietskdrperschaft bei der Variante Il mit einem Defizit aus dem Modell-
versuch rechnen muss. Im Gegenteil, Land und Kommunen kdnnen mit Mehreinnah-
men von mindestens 1,2 Mio. Euro jahrlich rechnen, dass sind 1.200 Euro je neu ge-

schaffenem Arbeitsplatz.
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Tabelle 6.11: Lastverteilung bei dem Modellversuch ohne Lastenausgleich

Einsparung (+)/ Bund Linder |Kommunen| Sozialver- Gesamt
Mehrbelastung (-) sicherungs-
in Millionen Euro triger
Einsparung nach Tabelle 6.7 -0,33 +0,64 +8,15 +1,24 +9,70
Kosten der doppelten Erstattung in

. 0 0 -7,60 0 -7,60
Mio. €
Jihrliche Einsparung -0,33 +0,64 +0,55 +1,24 +2,10

Quelle: Eigene Berechnungen (Rundungsfehler sind mdglich).

Es ist von der Landesregierung zu uberprifen, inwiefern die Regelungen, wie sie in den
Varianten | und Il dargestellt werden, im Rahmen der bestehenden rechtlichen Rah-
menbedingungen umsetzbar sind. Ferner ist zu Uberprufen, inwiefern andere Férdermit-
tel herangezogen werden kénnen, um die Trager des Modellversuchs finanziell zu ent-

lasten.

6.6 Kriterien der Zusitzlichkeit der Beschiftigung

Von entscheidender Bedeutung flr den Erfolg des Wettbewerbs ist die Frage, ob es ge-
lingt, hinreichend sicher zu entscheiden, ob neue Arbeitsplétze tatséachlich zusatzliche
Beschaftigung bedeuten. Zu einer Preisvergabe kann es nur dann kommen, wenn tat-
séchlich der Nachweis erbracht wird, dass die geforderte Zusatzlichkeit gesichert ist.
»Zusatzlich* bezieht sich dabei nicht auf den einzelnen Betrieb, sondern auf die ge-
samtwirtschaftliche Beschaftigung! Die Beweislast liegt zwar auf Seiten der teilneh-
menden Unternehmen, dennoch sollten die Veranstalter des Wettbewerbs genauere
Vorstellungen dazu entwickeln, wie solche Nachweise gefiihrt werden kénnen. Die fol-

genden Falle sind Beispiele fur mdgliche ,,Beweisfiihrungen®:
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1. Durch Preissenkungen werden nachweislich neue Kauferschichten fur das Produkt

erschlossen.

Wird durch den Einsatz der von den Sozialabgaben befreiten einfachen Arbeit der Preis
fiir ein Produkt deutlich gesenkt, so dass zu erwarten ist, dass es zu einer Angebotsaus-
weitung kommt, die nur durch zusatzliche Beschaftigung erzeugt werden kann, so kann
von der Zusatzlichkeit der Beschéftigung ausgegangen werden. Dieser Fall durfte vor

allem im Dienstleistungsbereich relevant sein.
Beispiele:

Gebaudereiniger senkt den Preis fur bisher kaum nachgefragte Leistungen, wie bei-

spielsweise die Reinigung von Fenstern und Wintergdrten bei privaten Haushalten.

Serviceleistungen im Gastronomiebereich oder im Einzelhandel, die bisher nur in Ver-
bindung mit hochpreisigen Angeboten méglich waren, werden auch im Bereich mittle-

rer Preise moglich.

2. Es werden neue Produkte geschaffen

Auch hier durften vor allem die Dienstleistungen betroffen sein. Darunter fallen aber
auch Produkte, die bisher nicht in Deutschland hergestellt wurden, weil ihre Produktion

in Deutschland bei gegebenen Arbeitskosten nicht rentabel ist.
Beispiel:

Der beriihmte Helfer im Supermarkt, der Tlten packt und die Ware zum Auto schafft,
ist eine in Deutschland bisher vollkommen unbekannte Dienstleistung. Weitere neue

Dienstleistungen kdnnten sein
= Brotchen vor die Tur“ Service an Wochenenden,
= Tank- und Autowaschservice wéhrend des Einkaufens im Supermarkt,
= Abhol- und Bringdienste bei Kfz-Betrieben,
= Wachdienste, die Hauser gegen Graffiti-Attacken schitzen,
= Reinigungsunternehmen, die preiswert Graffitis beseitigen,

= Verbesserung betrieblicher Abldaufe durch Hilfsdienste von Zuarbeitern,
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= Rickverlagerung arbeitsintensiver Produktionen (Beispiel Porzellanindustrie).

3. Es werden neue Produktionsverfahren eingesetzt

Der Ubergang von einer kapitalintensiven zu einer mehr arbeitsintensiven Produktions-
weise kann durch die Kostensenkungen flir Arbeit, die der Wettbewerb ermdglicht, vor-
teilhaft werden. Dabei muss es weder zu einer Ausweitung der Produktion noch zu einer
Preissenkung kommen. Wenn der Nachweis gefiihrt wird, dass es mit der Realisierung
des Wettbewerbskonzepts zu einer Substitution von Kapital durch Arbeit kommt, ist
von zusétzlicher Beschéaftigung auszugehen. Dies kann sowohl fir bestehende Anlagen

oder Betriebe gelten als auch flir neu zu errichtende.
Beispiel:

Bei neu zu errichtenden Anlagen (beispielsweise ein Logistikzentrum) kann der Nach-
weis durch den Vergleich mit Benchmarkanlagen erbracht werden. Bei bestehenden

Anlagen erfolgt der Nachweis Uber die steigende Arbeitsmenge pro Produktionseinheit.

4. Standortverlagerungen nach Deutschland oder unterlassene Abwanderung

Wenn ein Unternehmen Produktionsstatten aus dem Ausland nach Deutschland verla-
gert, ist von zusatzlicher Beschaftigung in Deutschland auszugehen. Ein entsprechender
Nachweis dirfte einfach zu fihren sein. Schwieriger wird der Nachweis, wenn auf eine
geplante Produktionsverlagerung im Rahmen des Wettbewerbs verzichtet werden soll.

In diesem Fall mussten die Verlagerungsplane glaubhaft nachgewiesen werden.

5. Umwandlung von Minijobs in Vollzeitstellen

Es muss Klarheit geschaffen werden, ob man mit Hilfe des Modellversuchs Umwand-
lungen von Minijobs in Vollzeitstellen fordern will oder nicht. Diese Frage ist von Be-
deutung, weil eine flichendeckende Ausweitung der Magdeburger Alternative nicht nur
dazu fuhrt, dass der Schwarzarbeit durch die geforderten Stellen Konkurrenz erwéchst,
sondern auch den mit reduzierten Sozialabgaben bereits geférderten Minijobs. Die Ver-
drangung von sozialversicherungspflichtigen Arbeitsplatzen durch Minijobs hat seit
April 2003 beédngstigende Ausmalie angenommen und ist die wohl sichtbarste Konse-

quenz der Hartz-Reformen. Die Ruckumwandlung in sozialversicherungspflichtige Be-
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schaftigungsverhaltnisse wirde dazu fiihren, dass Hinzuverdiener und Zweitverdiener
ersetzt werden durch ,,echte” Arbeitslose, d.h. durch Menschen, die bislang auf staatli-

che Unterstlitzung angewiesen waren.

Um zu verhindern, dass sich die Konzepte nur auf diesen Bereich konzentrieren,

sollte man ein Kontingent von 200 gefdrderten Stellen dafir reservieren.
Beispiel

Leiharbeitsfirmen bieten Haushaltshilfeleistungen zu Stundensatzen an, die denen ver-
gleichbarer Minijobs entsprechen. Ein solcher Vorschlag wurde in einer Bundesratsini-
tiative vom Land Rheinland-Pfalz im Jahr 2001 gemacht und wirde laut einem DIW
Gutachten im groBen Umfang zusétzliche Arbeitsplétze schaffen (siehe Brick, Haisken-
De New, Zimmermann 2002). Caféhausbesitzer sind bereit, anstatt Studenten auf Teil-

zeit wieder Vollzeitkréfte einzusetzen.

Die Jury kann den Wettbewerbsteilnehmern unter Umstanden auferlegen, den Nachweis
der zusatzlichen Beschaftigung quasi ex post zu fuhren. Dies sollte dann moglich sein,
wenn ein zweifelsfreier Nachweis ex ante nicht zu flihren ist, das Unternehmen aber die
Absicht, zusatzliche Beschaftigung zu schaffen, glaubhaft machen kann. In diesen Fél-
len legt die Jury fest, dass eine Uberpriifung der Zusatzlichkeit nach einem festzulegen-
den Zeitraum zu erfolgen hat. Kann dann der Nachweis nicht gefiihrt werden, ist ab die-
sem Zeitpunkt die Erstattung der Sozialabgaben aufgehoben. Falls es méglich ist, soll-
ten die zuvor geschaffenen Beschaftigungsverhéltnisse vorlaufig bis zum Zeitpunkt der
Uberpriifung befristet werden. Alle anderen im Wettbewerb geschlossenen Beschafti-
gungsverhaltnisse sollten ebenfalls auf die Dauer des Wettbewerbs (10 Jahre) befristet
werden konnen. Die Befristung hat den Vorteil, dass Kindigungsschutzregelungen bei

der Entscheidung tber die neu zu schaffenden Arbeitsplatze keine Rolle spielen.

6.7 Begeleitende Mallnahmen im Hinblick auf das Arbeitsangebot

Die im Wettbewerb in Aussicht gestellte Erstattung der Sozialversicherungsbeitrége hat
zur Folge, dass die Arbeitsnachfrage, genauer die Nachfrage nach gering produktiver
Arbeit, deutlich zunehmen wird. Damit die auf diese Weise geschaffene zusatzliche

Nachfrage auch ein entsprechendes Arbeitsangebot findet, sind erganzende MaRnahmen
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notwendig. Durch Zusammenarbeit mit der Bundesagentur flr Arbeit bzw. den entspre-
chenden Landesagenturen, mit privaten Arbeitsvermittlern und den PSA’s ist sicherzu-
stellen, dass eine ausreichend grofRe Zahl arbeitswilliger und arbeitsfahiger Bewerber

fiir die neu geschaffenen Stellen zur Verfligung steht.

Dazu wird es notwendig sein, Alg I1-Empfanger auf die Wiederaufnahme einer
reguldren Beschéftigung vorzubereiten. Dabei sollte auf Erfahrungen bei der Vermitt-
lung von Sozialhilfeempféngern in Schleswig-Holstein, wie sie beispielsweise beim
Elmshorner Modell gesammelt wurden (siehe Warich 2001) und in anderen Bundeslan-
dern zurlckgegriffen werden. Es steht zu befiirchten, dass durch die Hartz 1V-Gesetze
das Anreizproblem nicht wirklich geldst wird, d.h., dass beispielsweise ehemalige Sozi-
alhilfeempfénger nach wie vor keinen hinreichend groRen Anreiz haben, aus dem Alg
I1-Bezug in den ersten Arbeitsmarkt zu wechseln. Deshalb wird es nur dann zu einem
ausreichenden Arbeitsangebot kommen, wenn von den Sanktionsmdéglichkeiten, die das

SGB vorsieht, auch konsequent Gebrauch gemacht wird.

Im Idealfall gelingt es, im Rahmen des Wettbewerbes eine Art Arbeitsborse fur
Alg IlI-Empfanger einzurichten, d.h. eine spezielle Vermittlungsinstitution, bei der die
Unternehmen, die im Wettbewerb erfolgreich sind, frihzeitig ihre speziellen Bedarfe
(welche Arbeitskréfte, wie viele, wo) anmelden kénnen und die gleichzeitig dafur sorgt,
dass diese Bedarfe durch zielgerichtete Schulung und ein entsprechendes Training von
Alg ll-Empfangern dann auch gedeckt werden kénnen. Im Rahmen des Wettbewerbs
kann auf diese Weise die neue Art der Vermittlung, die im Zusammenspiel von Arbeits-
agenturen, privaten Arbeitsvermittlern und den PSA’s erfolgen soll, unter realistischen
Bedingungen im Hinblick auf die Einfiihrung der Magdeburger Alternative erprobt
werden. Damit I&sst sich auch der Nachweis fiihren, dass die Magdeburger Alternative
zu den angebotsseitigen Hartz-Reformen die arbeitsnachfrageseitig notwendige Ergén-
zung bietet und damit die nach wie vor offene Frage beantworten hilft, woher denn die

Jobs flr insgesamt 4,2 Millionen Alg 1I-Empfanger kommen sollen.
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Einbeziehung der Personal-Service-Agenturen

Momentan stehen in den Personal-Service-Agenturen in Schleswig-Holstein 1405 Ar-
beitsplatze zur Verfligung (Stand Dezember 2004), die durchschnittlich nur zu 83,7

Prozent besetzt sind. Die regionale Verteilung ist in Tabelle 6.9 dargestellt.

Tabelle 6.9: Ubersicht tiber laufende PSA in Schleswig-Holstein

vorgesehene | durchschnittliche | durchschnittliche

Arbeitsamt |laufende PSA| | 0 b b mer Besetzungsquote |Integrationsquote
Bad Oldesloe 3 150 115,3 36,0
Elmshorn 3 170 85,9 45,8
Flensburg 5 260 70,4 38,7
Heide * 140 83,6 31,3
Kiel 5 300 64,7 35,9
Libeck 5 185 101,6 38,8
Neumdinster * 200 87,5 47,5

Legende: Die Daten geben den Stand Dezember 2004 wieder. Die mit * markierten Felder
enthalten Werte kleiner 3, die aufgrund des Sozialdatenschutzes in den Statistiken der BA
anonymisiert werden.

Quelle: Bundesagentur fiir Arbeit, Statistik-Datenzentrum.

Die Personal-Service-Agenturen sollten im Rahmen des Modellprojektes als direkter
Ansprechpartner der Unternehmen zur Verfugung stehen. Die Unternehmen melden den
PSA ihren Bedarf an mit einer genauen, dem prédmierten Konzept entsprechenden Té&-
tigkeitsbeschreibung. Die PSA ihrerseits kann darauf hin bereits im Vorfeld gezielt Alg
II-Empfénger auswahlen, die in der PSA angestellt und dann dem Unternehmen zu-
nachst einmal fir max. acht Wochen entliehen werden, wobei die oben beschriebenen
Erstattungsanspriiche durch das Unternehmen bereits geltend gemacht werden kdnnen.
Kommt es danach zu einer Anstellung und besteht diese Anstellung fiir mindestens
sechs Monate, so erhélt die PSA die fiir Vermittlungen in den ersten Arbeitsmarkt vor-

gesehene Vermittlungspramie.

Die PSA kann dartiber hinaus selbst tatig werden und Unternehmen, mit denen

sie in Verbindung stehen, bei der Erstellung eines Beschéaftigungskonzepts unterstitzen.
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Wird dieses Konzept pramiert und kommt es zu einem Beschaftigungsverhaltnis, das
mindestens sechs Monate fortbesteht, so erhalt die PSA eine Erfolgspramie in Hohe von
50 Prozent einer Vermittlungsprdmie — unabhédngig davon, ob die Stelle durch einen
ehemaligen Leiharbeiter der PSA oder durch andere Vermittlungsaktivitaten besetzt

werden konnte.

Einbeziehung privater Arbeitsvermittler

Nach dem geltenden Recht konnen Alg II-Empfanger Vermittlungsgutscheine beantra-
gen und damit private Arbeitsvermittler mit der Vermittlung in den ersten Arbeitsmarkt
beauftragen (8421g SGB Il1). Voraussetzung fur die Ausstellung des Gutscheins ist,
dass der Alg lI-Empfanger in den letzten drei Monaten vor Ausstellung mindestens
sechs Wochen arbeitslos gewesen ist. Die Vermittlungsgutscheine haben eine Hohe von
2000 Euro, die dem Vermittler ausbezahlt werden, wenn er den Arbeitslosen in eine
sozialversicherungspflichtige Beschaftigung mit einer Arbeitszeit von mindestens 15
Stunden pro Woche vermittelt. Die Vermittlungsvergltung wird dabei in zwei Raten
ausbezahlt. Der Vermittler erh&lt 1000 Euro, wenn das Beschaftigungsverhéltnis nach
sechs Wochen noch besteht, den Rest erhélt er nach sechs Monaten Beschéftigungsdau-
er. Diese Vermittlungsgutscheine gelten uneingeschrénkt auch bei der Vermittlung ei-

nes Alg IlI-Empféngers in eine vom Land pramierte Beschaftigung.

Private Arbeitsvermittler konnen dartber hinaus selbst aktiv werden und Unter-
nehmen bei der Erstellung eines Beschaftigungskonzepts unterstitzen. Wird ein Be-
schéftigungskonzept Uber eine private Arbeitsvermittlung eingereicht und préamiert, so
erhalt die private Arbeitsvermittlung eine zusatzliche Erfolgspramie in Hohe von 1.000
Euro, die fallig wird, wenn die pramierte Arbeitsstelle fir mindestens sechs Monate
besetzt wurde. Sie wird unabhangig davon ausbezahlt, ob die private Arbeitsvermittlung
das tatsachliche Arbeitsverhaltnis auch vermittelt hat. Handelt es sich um eine Teilzeit-
beschaftigung, so wird die Erfolgspramie — anders als bei den Vermittlungsgutscheinen
nur anteilig ausbezahlt. Unterstellt man einen Anteil der durch private Arbeitsvermittler
erfolgreich eingereichte Konzepte in Hohe von 30 Prozent und unterstellt man ferner,
dass sie diese Stellen auch vermitteln, so wirden die einmalig anfallenden Vermitt-

lungskosten 900.000 Euro betragen.



Kapitel 6 119 Wettbewerb

Einbeziehung der JobCenter

Die JobCenter der Bundesagentur fur Arbeit sollten in der gleichen Weise wie private
Arbeitsvermittler den Anreiz in Form einer Erfolgspramie erhalten, selbst aktiv neue,
fir das Modell geeignete Beschéftigungsfelder im niedrig produktiven Bereich zu er-

schlieRen.

Die Einbeziehung der verschiedenen, mit der Vermittlung betrauten Einrichtun-
gen in den Modellversuch soll nicht nur die Effizienz der Vermittlung erhéhen, sondern
auch Anreize fir die Arbeitsvermittler schaffen, die Unternehmen aktiv bei der Schaf-
fung neuer und zusatzlicher Arbeit im niedrig produktiven Bereich zu beraten. Hierbei
kann auf Erfahrungen zurlckgegriffen werden, wie sie etwa beim Elmshorner Modell
gesammelt wurden. Dort wurden Unterstltzungsleistungen, die in ihrer Konzeption ei-
nem Einstiegsgeld entsprechen, mit einer intensiven Beratungsleistung angeboten, mit
dem Ziel, regionale Unternehmen beim Aufbau von kundenorientierten oder betriebs-
orientierten Dienstleistungen zu beraten und dabei insbesondere Téatigkeitsfelder zu er-
schlielRen fur Personen, die Uber keine abgeschlossene Berufsausbildung oder Gber in-
zwischen auf dem Arbeitsmarkt nicht mehr verwertbare Qualifikationen verfligen. Die
im Rahmen des Elmshorner Modells von der Bundesagentur fiir Arbeit beauftragten
Berater gehen auf Firmen zu und spiiren fiir das Unternehmen gewinnbringende Tétig-

keitsfelder auf, die von schwer vermittelbaren Hilfsarbeitern erledigt werden kénnten.

Laut Warich (2001) konnten dadurch neue Arbeitsplatze fiir Geringqualifizierte
erschlossen werden. Gelang es in einer ersten Runde mit dem Unternehmen ein Bera-
tungsgesprach zu vereinbaren, so resultierte aus 64 Prozent der Beratungsgesprache ein
Vermittlungsauftrag. Jeder zweite Vermittlungsauftrag fihrte dann zu einer Stellenbe-

setzung.
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Arbeitsmarktzahlen

ANHANG 1.:

HOLSTEIN IM MARZz 2005

DER ARBEITSMARKT IN SCHLESWIG-

Januar 2005 | Februar Mirz 2005
2005
Sozialversicherungspflichtig Beschiftigte 779.45311 779453 779453
Selbstandige 143.00012 143.000* 143.000"
Arbeitslose, insgesamt 178.472 177.139 172.400
Arbeitslosenrate 12,7% 12,7% 12,3%
Alg | Empfanger 88.011 84.675 77.748
Alg Il Empféanger 90.461 92.464 94.633
— in TrainingsmalRnahmen 810
— in Nahtlosigkeitsleistungen (§ 125) 362
— Fortzahlung im Krankheitsfall (§ 126) 1101
Bedarfsgemeinschaften 120.022
— mit 1 Person 56,5%
— mit 2 Personen 20,2%
— mit 3 Personen 12,2%
— mit 4 und mehr Personen 11,1%
—mit1eHb 72,0%
—mit2eHb 24,2%
—mit 3 eHb 3,4%
— mit 4 und mehr eHb 0,5%
Ein-Euro Jobs 3.466 3.762 3.954
Ich AGs 8382 8367 8354
Beschaftigte in PSA 1109 1094 969

11 stand: Juni 2004
12 stand: Mai 2004
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Erwerbstiitige 2004 Anzahl in Anteil an den Er-
1000 werbstitigen insge-
samt in %
Erwerbstatige insgesamt 1210 100
— davon Land und Forstwirt- 42 3,5
schaft, Fischerei
— davon Produzierendes Gewerbe 248 20,5
— davon Handel, Gastgewerbe 346 28,6
und Verkehr
— davon Finanzierung, Vermie- 168 13,9
tung und Unternehmens-
dienstleister
— davon Offentliche und private 405 33,5

Dienstleister
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ANHANG 2: ERLAUTERUNG ZU DEN IM GUTACHTEN
DURCHGEFUHRTEN BERECHNUNGEN

Zu Tabelle 4.1

Bei einem Bruttolohn von 1500 Euro muss der Arbeitgeber Arbeitkosten von 1.816,50
Euro tragen (Bruttolohn zzgl. Arbeitgeberbeitrdge zur Sozialversicherung in Hohe von
316,50 Euro).

Wenn ein neuer, forderungsfahiger Arbeitnehmer eingestellt wird, so werden
dem Arbeitgeber die gesamten Sozialversicherungsbeitrage dieses Arbeitnehmers und
die eines bereits Beschéaftigten erstattet, also zweimal 633 Euro. Dem Arbeitgeber ent-
stehen also netto nur zusétzliche Kosten in Hohe von 1.816,50 — 2 * 633 = 550,50 Euro.

Die durchschnittlichen Lohnkosten ergeben sich, indem die gesamten Lohnkos-
ten, also 10*1.816,50+550,50=18715,50 Euro, durch die Beschéftigtenzahl, also 11,
geteilt wird: 18.715,50 / 11 = 1.701,41 Euro. Damit betrégt die durchschnittliche Lohn-
senkung 1-(1.701,41/1.816,50)=-0,063, also 6,3 Prozent. Analog verfahrt man, um die

anderen Zeilen bis zu 19 Beschéftigten zu berechnen.

Ab einem Beschaftigungsstand von 20 Beschaftigten sind bereits alle bereits be-
schaftigten Arbeitnehmer mitsubventioniert, so dass zusatzliche Beschaftigung nur die
einfache Subvention erhdlt. Damit betragen die zusatzlichen Arbeitskosten eines Ar-
beitnehmers 1.816,50 - 633 = 1.183,50 Euro. Die durchschnittlichen Arbeitskosten
betragen dann (10*1.816,50+10*550,50+1.183,50)/21=1.183,50 Euro.

Zu Tabelle 4.3:

Wenn ein Alg II-Empfanger neu eingestellt wird, spart sich der Bund die Zahlung von
125 Euro Beitragen an die GKV und 15 Euro and die GPV. Gleichzeitig tbernimmt er
die Beitrdge, die an die GKV/GPV aus dem neuen Arbeitverhéltnis entstehen. Bei
14,5% Beitragssatz in der GKV und 1,7% in der GPV sind das 1.500 * 16,2% = 243
Euro. D.h. der Bund zahlt netto 103 Euro mehr an die GKV/GPV.



Anhang 2 124 Erlauterungen

Fur den Alg 11-Empfanger zahlt der Bund Rentenversicherungsbeitrage in Hohe
von 78 Euro. Da er durch die Erstattung der Sozialversicherungsbeitrdge nach Neuein-
stellung des Alg I1-Empfangers 19,5%*1.500=292,50 Euro bezahlen muss, zahlt er net-
to 214,50 Euro mehr an die GRV. Da die daraus erwachsenden Rentenleistungen aber in
den meisten Fallen nicht ausreichen dirften, im Alter eine Rente (iber dem Grundsiche-
rungsniveau zu beziehen, entlasten die zusétzlichen Rentenanspriiche den Bund teilwei-
se von seiner Verpflichtung, im Alter ergdnzende Grundsicherung zu zahlen. Daraus

erklart sich die Einsparung des Bunds in voller Hohe.

Der Bund tbernimmt ebenfalls den Beitrag zur Arbeitslosenversicherung in Ho-
he von 6,5% * 1.500 = 97,50 Euro. Da diese Beitrdge zusétzliche Einnahmen bei der
Bundesagentur flr Arbeit darstellen, kann der Bund im Gegenzug seinen Zuschuss zur

BA um den gleichen Betrag reduzieren.

Die Lohnsteuereinnahmen ergeben sich bei einem Bruttolohn von 1.500 Euro
geméal dem Steuertarif 2005 fur die Steuerklasse 1. Dabei entfallen jeweils 42,5% der
Steuereinnahmen auf den Bund und die Lander, 15% erhalten die Kommunen. Der So-

lidaritatszuschlag fallt vollstandig dem Bund zu.

Die Alg Il-Leistung ergibt sich aus der Regelleistung in H6he von 345 Eo §)
und einem unterstellten Zuschuss zu den Unterkunftskosten von 5,88 Euro * 45 Quad-
ratmeter = 264,60 Euro plus 25% fiir die Heizkosten. Der Bund tragt dabei die Regel-
leistung und 29,1 % der Unterkunftskosten, die Kommune ubernimmt 70,9 % der Un-
terkunftskosten. Bei Neueinstellung eines Hilfeempfangers ergeben sich damit Einspa-
rungen beim Bund von 345 + 29,1% * 125% * 264,60 = 441,25 Euro. Die Kommune
spart 70,9% * 125% * 264,60 = 234,50 Eo 0

Wie im Text erldutert, gehen wir davon aus, dass ein Finftel der Hilfeempféanger
es vorzieht, statt einen Job anzutreten lieber auf den Hilfebezug zu verzichten. Daraus
ergibt sich, dass auf jede Neueinstellung zuséatzlich ein weiteres Fiinftel der Ersparnis an
Alg 1l entfallt. Daher ergeben sich nochmals Einsparungen von 441,25/ 5 = 88,25 Euro
fur den Bund und 234,50 / 5 = 46,90 Euro fur die Kommunen.


Schoeb
Rechtsgrundlage

Schoeb
Rechtsgrundlage
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Zu Tabelle 4.4:

Aus dem Statistischen Jahrbuch (2004, S. 76) erhalt man folgende Angaben:

Zahl der Beschiftigten
Alte Lander Neue Linder

Angestellte (Vollzeit)

mannlich 6.299.000 985.000

weiblich 4.723.000 1.432.000
Arbeiter (Vollzeit)

mannlich 5.353.000 1.566.000

weiblich 1.202.000 432.000
darunter Auszubildende

mannlich 589.000 214.000

weiblich 501.000 171.000
Teilzeitheschéftigte

mannlich 1.025.000 193.000

weiblich 5.566.000 743.000

Um zu den in Tabelle 4.4 dargestellten Beschéftigtenzahlen zu kommen, zieht man von
den Vollzeitbeschaftigten die anteilig entfallenden Ausbildenden ab. Z.B. sind von allen
mannlichen Vollzeitbeschéftigten in den alten Landern 54% Angestellte. Zieht man also
die 54,0594%%*589.000=318.410 zu Angestellten Auszubildenden ab, so erhdlt man
6.299.000-318.060=5.980.590 vollzeitbeschéftigte mannliche Angestellte. Analog ver-

fahrt man mit den anderen Gruppen.

Bei den Teilzeitstellen unterscheidet die Statistik nicht nach Arbeitern und An-
gestellten. Auch hier tbertragen wir die Anteile bei Vollzeitbeschéftigten auf die Teil-
zeitbeschaftigten. So ergeben sich z.B. bei teilzeitbeschéftigten Mannern in den alten
Bundesléandern 54,0594%%*1.025.000=554.109 teilzeitbeschaftigte méannliche Angestell-

te.

Die Beschaftigungsanteile der unteren Lohngruppe erhélt man aus Hake und
Kaukewitsch (2001). Dabei ist zu beachten, dass sich die Anteile auf eine Auswertung
der Lohn- und Gehaltsstatistik der Sektoren Produzierendes Gewerbe, Handel, Banken
und Versicherungen bezieht. Fir unsere Berechnungen missen wir daher annehmen,

dass sich diese Anteile auch auf die anderen Sektoren (bertragen lassen. Des Weiteren
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nehmen wir an, dass sich die Anteile nicht zwischen Vollzeiterwerbstatigen und Teil-
zeiterwerbstétigen unterscheiden. Fir die Umrechnung in Vollzeitdquivalente haben wir
angenommen, dass 2,47 Teilzeitbeschaftigungen rechnerisch eine Vollzeitstelle ergeben
(vgl. Bach et al. 2002, Tabelle 2). D.h. die 1.471.441 Teilzeitbeschaftigten in den alten
Landern entsprechen 1.471.441/2,47=595.725 Vollzeitstellen.

Zu Tabelle 4.5

In dieser Tabelle unterstellen wir eine Nachfrageelastizitdt von 0,5. Der Beschafti-

gungseffekt der Subvention ergibt sich gemal folgender Formel

neue Beschaftigung = (1— Subvention) "% x gt Beschaftigung

Wenn also die bisherige Beschéftigung 2.058.335 Personen betragt (Gesamtdeutsch-
land), dann ergibt sich bei der von uns unterstellten Subvention in Hohe von 69,694467
Prozent (ergibt sich aus 1-[(1-21,1%)/(1+21,1%)])eine neue Beschaftigung von

(1-0,69694467)°° *2.058.335 = 3.738.997

Die zusétzliche Beschaftigung betragt damit 3.738.997-2.058.335 =1.680.662 Personen.

Die fiskalische Entlastung durch Neueinstellungen ergibt sich durch die Multi-
plikation der zusatzlichen Beschéftigung mit den Einsparungen pro neueingestelltem
Alg I1-Empfanger, also 1.680.662*11.319,72=19.024.623 Euro.

Pro Neubeschaftigtem muss ein Altbeschéftigter mitsubventioniert werden. Da
dafur Kosten pro Arbeitnehmer von 1500*42,2% anfallen, entstehen jahrliche Gesamt-
kosten von 1.680.662*1500*12*42,2%=12.766.308 Euro.

Der Verdrangungseffekt ergibt sich aus einem bestimmten Anteil der nicht mit-
subventionierten Altbeschéftigung. Bei 50 % Verdrangung heilt das, dass
50%*(2.058.335-1.680.662)=188.837 Personen zusétzlich subventioniert werden. Da-
durch entstehen jahrlich Kosten von 188.837*1500*12*42,2%=1.434.405.852 Euro.
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Zu Tabelle 4.6

Die folgende Abbildung Al soll die Wirkung verschiedener Nachfrageelastizitaten ver-

deutlichen.

Abbildung Al

Arbeits-
kosten

Bruttolohn

mit einfacher
Erstattung

mitdoppelter] =07

Erstattung 0.5
n=>y,

N —

bisher Ver- Beschaftigung
dopplung

Die Abbildung zeigt, wie eine Firma ihr gewtinschtes Beschaftigungsniveau wahlt. Die
horizontalen Linien geben dabei die marginalen Arbeitskosten wieder, die geschwunge-
nen Linen stellen die Arbeitsnachfragekurven fiir verschiedene Nachfrageelastizitaten

dar.

Wenn die Firma ihre Beschaftigung Uber das bisherige Niveau ausweitet, erhalt
sie die doppelte Subvention. Daher fallen ihre marginalen Arbeitskosten (also die zu-
satzlichen Kosten pro neuem Arbeiter) sehr stark. Diese Absenkung halt bis zur Ver-
dopplung der Beschaftigung an. Da danach keine Altbeschéftigten mehr subventioniert
werden konnen, erhélt die Firma bei einer Ausweitung der Beschaftigung Uber das
Doppelte hinaus nur noch die einfache Subvention. Die Absenkung der Arbeitskosten

fallt entsprechend geringer aus.

Eine Firma wabhlt ihre optimale Arbeitsnachfrage dort, wo ihre Nachfragekurve

die Arbeitskostenkurve schneidet. Wie man gut erkennen kann, ist die gewtiinschte Be-
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schéftigungsexpansion umso groRer, je hoher die Nachfrageelastizitat ist. Bei n=0,7
wird die Firma ihre Beschéaftigung sogar mehr als verdoppeln wollen, wird sich aber

aufgrund der Subventionsreduktion mit der Verdopplung begnugen.

Ohne die doppelte Subvention wirde die Arbeitskostenkurve nicht so weit fal-
len, sondern sich konstant auf dem Niveau der einfachen Subvention (gepunktete Linie)
bewegen. Man kann gut erkennen, dass in diesem Fall der Beschaftigungseffekt fir die

jeweiligen Elastizitaten immer kleiner sein wird als bei der doppelten Subvention.

Die Beschaftigungseffekte der Subvention berechnen sich dabei wie in Tabelle
4.5 durch die Formel

neue Beschaftigung = (1— Subvention) "% « gt Beschaftigung

Die Einsparungen sowie die Kosten der Bestandssubvention und Verdrangung berech-

nen sich ebenfalls wie zu Tabelle 4.5 beschrieben.

Zu Tabelle 4.7

In dieser Tabelle werden die Einsparungen und Kosten auf die einzelnen Gebietskorper-
schaften aufgeteilt. Die Einsparungen teilen sich dabei wie in Tabelle 4.3 erldutert auf.
Da z.B. der Bund pro neueingestelltem Alg II-Empfénger jahrlich 9.217,68 Euro spart,
ergeben sich Gesamteinsparungen von 1.680.662*9.217,68=15.491.804.500 Euro.

Der Bund tragt die Kosten der Bestandssubvention und Verdrangung.

Zu Tabelle 4.8

Fur Schleswig-Holstein liegt uns zur Zeit der Fertigstellung des Gutachtens nur die Ge-
samtzahl der beschaftigten Arbeitnehmer vor. Da wir die Berechnung der Beschéftigung
im Niedriglohnsektor analog zu Tabelle 4.4 durchfiihren wollen, miissen wir diese
1.090.000 Personen auf die unterschiedlichen Gruppen, also Arbeiter/Angestellte,
mannlich/weiblich, Vollzeit/Teilzeit und Auszubildende aufteilen. Wir nehmen daher
an, dass sich diese 1.090.000 Personen genauso wie im Durchschnitt der alten Lénder
auf diese Gruppen aufteilen. Z.B. sind im Durchschnitt der alten Lander 21,1 Prozent

der Arbeitnehmer mannliche, vollzeiterwerbstatige Arbeiter (inkl. Auszubildenden)
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(vgl. Erlauterungen zu Tabelle 4.4). Daher ergibt sich, dass sich in dieser Gruppe
21,1%*1.090.000=229.990 Personen befinden. Zieht man davon wie in Tabelle 4.4 be-
schrieben die anteiligen Auszubilden ab, erhdlt man die in Tabelle 4.8 angegebenen

217.266 Personen. Der Rest der Berechnung verldauft analog zu Tabelle 4.4.

Zu den Tabellen in Kapitel 6

Samtliche Berechnungen unterstellen, dass insgesamt 1.000 neue Arbeitsverhaltnisse
geschaffen wurden und dass fur jede dieser Stellen der doppelte Erstattungsanspruch
besteht.
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